ج ا 
ES WT‏ 


r 


ا 
Ch‏ 


— 


eo 


rn 


Ee: 2 
— 


۴ 


Die Organiſation der Polizei 


in der 


Stadt Danzig und in ihrem Hafen 


nad) Einverleibung derſelben 
in die preußiſche Monarchie 


Wax Weſſel 


Polizei-Präſident. 


Danzig 1905 
Druck der Danziger Allgemeinen Zeitung, Act.-G 


200 


—— — 


achdem die Stadt Danzig und ihr Gebiet dem Könige Friedrich Wilhelm II von Preußen am 

7. Mai 1793 gehuldigt hatten, nahmen in ihr zunächſt ein interimiſtiſcher Polizeimagiſtrat, 
dann aber das neuorganiſierte Königliche Polizei-Direktorium als erſteingerichtete preußiſche 
Verwaltungsbehörde den Dienſt auf. Die Königliche Polizeiverwaltung iſt ſomit die älteſte preußiſche 
Zivilbehörde der Stadt, weshalb die bevorſtehende Einweihung des neuen Geſchäftshauſes der 
Polizei-Direktion mich zu der vorliegenden Arbeit veranlaßt hat. Denn wenn die Errichtung der 
umfangreichen und ſtattlichen Neubauten für Polizeizwecke das im Laufe der Zeit geſteigerte Raum 
bedürfnis auch vor Augen führt, ſo dürfte eine nähere Begründung desſelben doch nicht überflüſſig 
erſcheinen. 
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Die Entwickelung der Danziger Orts- und Hafenpolizei jteht in fo untrennbarem Zuſammen— 
hange mit den Geſchicken der Stadt, daß eine Darſtellung des Werdeganges jener Verwaltungs— 
zweige auch über den Kreis der in ihrem Dienſt ſtehenden Beamten hinaus Intereſſe erwecken 
dürfte. Beſonders erwünſcht wäre es mir jedoch, wenn gerade dieſe Beamten der Geſchichte ihrer 
Behörde eine eingehende Beachtung zuwenden möchten, um ſo aus einem Vergleich mit der Ver— 
gangenheit zu entnehmen, wie günſtig ſich ihre geſamte Lage zu der ihrer Amtsvorgänger in früheren 
Perioden durch die vermehrte Fürſorge des Staates geſtellt hat. Möge dieſe Erkenntnis ſie in ihrem 
oft ſo verantwortlichen und ſchweren Dienſt ſtets mit neuer Anregung zur treuſten Wahrnehmung 
ihrer Pflichten gegen den König und ſeinen Dienſt erfüllen. 


Danzig, den 14. April 1905. 


Der Verfaſſer. 
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Die Folgen der Veſitznahme von polniſch Preußen durch Friedrich den Großen 
für die Stadt Danzig. (1772 793.) 


J it dem Vertrage der Teilungsmächte vom 5. Auguſt 1772, der in Petersburg unterzeichnet 
1 wurde, fielen neben dem Netze-Diſtrikt das Ermland und polniſch Preußen mit Ausnahme 
o von Danzig und Thorn an die preußiſche Monarchie. Das herzogliche und das polnische 
Preußen gehörten nun wieder ein und demſelben Staate an, und in deſſen Beſitz befanden ſich damit 
faſt die geſamten Lande, die das Schwert der deutſchen Ordensritter und der Pflug deutſcher Bauern 
ehemals im Oſten der deutſchen Kultur errungen hatten. Polniſch Preußen erhielt dann von ſeinem 
neuen Herrn den Namen Weſtpreußen, doch hat die Provinz das Unheil, das auf ſie mit der mehr 
wie drei Jahrhunderte langen Zugehörigkeit zur Krone Polen überkommen war, bis auf den heutigen 
Tag noch nicht ganz überwunden. Während Friedrich der Große ſein beiſpiellos großartiges Kultur⸗ 
werk in der tief herunter gekommenen Provinz unverzüglich aufnahm und die bald ſichtbaren Erfolge 
desſelben die Bewohner in Stadt und Land zu friſchem Schaffen anregten, blieb Danzig an den 
Reſtbeſitz der ohnmächtigen polniſchen Krone gebunden und wie dieſe im Niedergang. Zur freiwilligen 
Unterwerfung unter das Scepter Friedrichs des Großen konnte es ſich nicht entſchließen, weil das 
Stadtregiment noch immer auf den Schutz der Kaiſerin Katharina II. von Rußland baute, deren 
Wille für Polen maßgebend und die gegen die Abtretung Danzig's an Preußen war. 

Die Beſitznahme von polniſch Preußen durch Friedrich den Großen führte aber zu ſo ungünſtigen 
Verhältniſſen für Danzig, wie ſie auch wohl das Stadtregiment nicht befürchtet hatte. Denn der 
Grundbeſitz des Biſchofs von Cujavien, der bis an die Tore Danzig's reichte, und das Kloſter Oliva 
mit ſeinen Ländereien war damit ebenfalls an Preußen gefallen. Letzteres war jedenfalls der ſchwerſte 
Schlag für die Stadt, weil dieſelbe Neufahrwaſſer und die Weſterplatte nur zu emphyteutiſchen 
Rechten von dieſem Kloſter an ſich gebracht hatte und nunmehr durch die Beſitzveränderung die 
Herrſchaft über ihren Hafen verlor. In Neufahrwaſſer wurde eine Lizentkammer eingeſetzt und das 
Hafengeld für preußiſche Rechnung erhoben. Dieſer Belaſtung des Seehandels ſchloß ſich dann eine 
gleich drückende für Handel und Verkehr der Stadt nach dem preußiſchen Gebiet durch Ausdehnung 
des preußiſchen Zoll- und Acciſeſyſtems auf dasſelbe an, was den vordem biſchöflichen Vororten zu 
gute kam, in denen ſich bald ein reges gewerbliches Leben entwickelte. Von dieſen wurden dann in 
der Folgezeit Stolzenberg, Altſchottland und St. Albrecht wie auch das ſtädtiſche Dorf Schidlitz, das 
jedoch dem Nonnenkloſter der Brigittinerinnen zu Danzig zinspflichtig und deshalb wohl als zum 
biſchöflichen Beſitz gehörig mit occupiert war, zu einer Königlichen Immediatſtadt erhoben und die 
Verwaltung derſelben mit Bürgermeiſter und Rat nach dem Muſter der preußiſchen Städte eingerichtet. 
Den Biſchofsberg nahm der König dagegen nicht in Anſpruch, wenngleich er unzweifelhaft zum biſchöf— 
lichen Beſitz gehörte. 1776 kaufte der König dann auch noch von der von Weyher'ſchen Familie das Gut 
Langfuhr, fo daß Danzig ringsum durch preußiſche Schlagbäume und Accifepoften eingeſchnürt war. 
Im ſtädtiſchen Landgebiet waren die biſchöflichen oder Kloſtergüter Quadendorf, Mönchengrebin und 
Gemlitz ebenfalls in preußiſchen Beſitz übergegangen und an erſterem Orte ein Aceiſepoſten eingeſetzt, 
ſo daß die Zollplackereien für die Werderbewohner, die zur Stadt wollten, ſchon dort begannen. 
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Mit Gründung der Immediatſtadt Stolzenberg war das jus emporii Danzig's, das König 
Caſimir von Polen 1457 der Stadt zugeſichert hatte, im erheblichen Umfange beſeitigt. Nach jenem 
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Privileg follte jede Stadtanlage im fünfmeiligen Umkreiſe Danzig's zur Sicherſtellung des Handels- 
vorrechtes der Stadt ausgeſchloſſen und keinem Fremden geſtattet ſein, anders als mit Danziger 
Bürgern oder durch dieſelben im ſtädtiſchen Gebiete Handel zu treiben. Für die Kaufleute in der 
neuen Immediatſtadt, die ſich bald durch geſchäftsgewandte Mennoniten und Juden, denen in Danzig 
ſtets nur ein ſehr beſchränkter Aufenthalt verſtattet geweſen war, mehrten, boten jene Handelsv orrechte 
der Nachbarſtadt jedoch keine unüberwindlichen Schwierigkeiten, weil ſie, von der preußiſchen Regierung 
kräftig unterſtützt, mit Umgehung des Danziger Gebiets ſowohl in den überſeeiſchen wie in den 
Binnenhandel erfolgreich eintraten und ihn unter günſtigeren Zollbedingungen nutzbringender betreiben 
konnten. Ihre Konkurrenz mußte den Danzigern deshalb immer ſchwerer fühlbar werden. 


Der Wohlſtand Danzig's ging ſo von Jahr zu Jahr zurück, ſo daß beim Tode Friedrichs 
des Großen nach der vierzehnjährigen preußiſchen Umklammerung der Stadt deren Lage ſchon eine 
geradezu troſtloſe geworden war. Die Hoffnung des Stadtregiments, in der dasſelbe vom ruſſiſchen 
Hofe gefliſſentlich beſtärkt worden war, daß der Nachfolger des großen Königs auf dem preußiſchen 
Trone Danzig gegenüber eine andere Politik einſchlagen werde, ging nicht in Erfüllung. König 
Friedrich Wilhelm II. hielt das Ziel der Erwerbung Danzig's vielmehr gleich feſt im Auge, ſo daß 
die Erlöſung für die Stadt erſt nach weiterem ſechsjährigem Elende eintrat, als die Stellungnahme 
der drei Teilungsmächte des Jahres 1772 zur franzöſiſchen Revolution das Stadtregiment, das unter 
dem Druck der unteren Volksklaſſen zu keiner dahingehenden Entſchließung gelangen konnte, zur 
Unterwerfung unter den preußiſchen König zwang. 


Nachdem das revolutionäre Frankreich 1792 den Krieg an Ojterreich erklärt hatte, war Preußen 
als Bundesgenoſſe des letzteren Staates mit in den Kampf eingetreten. Dieſe Gelegenheit benutzte 
die Kaiſerin Katharina II., um ihre Macht in Polen wieder voll herzuſtellen, die während des Krieges, 
den Rußland von 1788 bis 1792 gegen die Türkei geführt hatte, in Abnahme gekommen war. Die 
neue Verfaſſung vom 3. Mai 1791, welche ſich Polen unter Zuſtimmung des preußiſchen Königs 
gegeben hatte und die das Liberum Veto abſchaffte und die Erblichkeit der Krone feſtſtellte, gab ihr 
den Anlaß, auf Bitten der polniſchen oppoſitionellen Adelspartei, die alte Ordnung zur Erhaltung 
der polniſchen Freiheit mit Truppenmacht wieder herzuſtellen. Da aber die Abſicht der Kaiſerin, 
weitere polniſche Landesteile an Rußland zu bringen, hierbei unverkennbar hervortrat, ſo erhob 
Friedrich Wilhelm II dagegen energiſchen Einſpruch. Dies bewog Katharina II. mit dem König in 
Verhandlungen zu treten. Denn bei den gleichzeitigen Erfolgen der franzöſiſchen Revolutionsarmee 
gegen die uneinigen Verbündeten trat die Hoffnung auf franzöſiſche Hilfe in Polen immer offener 
hervor und die revolutionären Ideen fanden in dem durch Parteihader dauernd aufgeregten Lande 
einen gut vorbereiteten Boden, weshalb ein Zwieſpalt unter den Teilungsmächten große Gefahren 
in ſich barg. Es kam ſo zum Vertrage vom 7. Auguſt 1792 zwiſchen Rußland und Preußen, der 
dann zur zweiten Teilung Polen's durch das Bündnis dieſer beiden Mächte vom 4. Januar 1793 
führte. Preußen erhielt dabei die polniſchen Landſchaften, die demnächſt die Provinz Südpreußen 
bildeten, und außerdem Thorn und Danzig. 

Während die preußiſchen Truppen ſehr bald nach Abſchluß des Bündniſſes in Polen ein— 
rückten, auch Thorn beſetzten, war die erforderliche Truppenzahl zur Einnahme von Danzig erſt 
anfangs März in der Nähe der Stadt verſammelt. Da letztere ſich in Verteidigungszuſtand geſetzt 
hatte, ſo ließ der Generalleutnant von Raumer ſie am 8. März von Schidlitz aus zu Unter⸗ 
handlungen wegen Einräumung der Außenwerke auffordern. Dieſe Verhandlungen führten dann 
nach Ablauf von 3 Tagen zur bedingungsloſen Unterwerfung der Stadt, doch bat das Stadtregiment 
dabei, die Beſetzung der Stadt ſolange hinauszuſchieben, bis eine Antwort des Königs auf ein dem⸗ 
ſelben einzureichendes Geſuch eingegangen ſei, worauf der General einging. Als dann das Patent 
vom 25. März 1793 über die Beſitzergreifung von Südpreußen, Thorn und Danzig eintraf und nach 
vorheriger Vereinbarung die Preußen am 28 März die Außenwerke beſetzten, kam es doch zu Aus⸗ 
ſchreitungen der erregten unteren Volksklaſſen, die ſich der Kanonen auf den Wällen bemächtigten 
und auf die vorrückenden preußiſchen Soldaten ſchoſſen. Es konnte das wohl nur geſchehen, weil 
eine Anzahl der Stadtſoldaten, aus Furcht in preußiſche Regimenter geſteckt und gegen Frankreich 
geführt zu werden, ſich dem Pöbel anſchloß. Generalleutnant von Raumer ließ das Feuer vom 
Hagelsberge aus erwidern. jo daß die Einnahme der Stadt nicht ohne alles Blutvergießen vor ſich 
ging. Am Nachmittage desſelben Tages gelang es jedoch den Bürgern mit dem treu gebliebenen 
Teil der Garniſon den Pöbel von den Wällen zu vertreiben und die Ordnung wieder herzuſtellen. 
Die Kaufmannſchaft, in der ſich ſchon ſeit Jahren eine Strömung geltend gemacht hatte, die in der 
Unterwerfung unter das preußiſche Scepter das alleinige Rettungsmittel erblickte, wurde nun vom 
Pöbel des Verrats beſchuldigt. Derſelbe drohte die Speicher anzuzünden, weshalb Patrouillen von 
Kaufleuten, Brauern und Brennern nunmehr den polizeilichen Sicherheitsdienſt in der Stadt 
übernahmen. Am 4. April beſetzten dann die preußiſchen Truppen Danzig, womit die polniſche Zeit 
ihren Abſchluß fand. 
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Es waren doch überwiegend ſelbſtſüchtige Intereſſen geweſen, welche die Stadt zum Abfall 
von den Kreuzherren getrieben hatten, und es fällt deshalb umſomehr auf, daß ſie trotzdem nachher 
in dem König von Polen nur den Schutz- und Schirmherrn anerkennen wollte, dem es oblag, ihren 
Beſitzſtand, ihre Rechte und Freiheiten ohne entſprechende Gegenleiſtungen von ihrer Seite zu garan— 
tieren. Dies zu gewähren, waren die polniſchen Könige bei ihrer großen Abhängigkeit vom polniſchen 
Reichstage aber gar nicht einmal in der Lage, und ſo mußte Danzig es denn, beſonders von der 
Mitte des ſiebzehnten Jahrhunderts ab, eindringlich genug am eigenen Leibe verſpüren, daß es ein 
Glied des durch endloſe Kriege und innere Unruhen der Auflöſung entgegen gehenden polniſchen 
Staatskörpers geworden war. Nicht nur den Feinden desſelben, ſondern auch den Freunden der 
Polen und dieſen ſelbſt wurden die Stadt und ihr Landgebiet immer mehr ein ſtets zur Verfügung 
ſtehendes und gerne heimgeſuchtes Ausſaugungsobjekt. Was die Stadt deshalb in der erſten Hälfte 
der polniſchen Zeit durch Befreiung ihres Handels von den Feſſeln, die der deutſche Orden demſelben 
angelegt hatte, an Reichtümern zuſammengetragen hatte, mußte ſie in der zweiten mit Zinſen heim— 
zahlen. Bei der Beſitzergreifung durch Friedrich Wilhelm II. war Danzig's Wohlſtand tief geſunken, 
die Schuldenlaſt der Stadt betrug nach genauer Angabe 2065938 x 32 gl 10½½ y, und ihre 
Seelenzahl war auf 36 231 und damit auf die Hälfte der Einwohner zurückgegangen, die ſie in ihrer 
beſten Zeit bereits gehabt hatte. 
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- ie Allerhöchſte Kabinetsordre, durch welche die Städte Thorn und Danzig „ſowohl in Abſicht des 
Juſtiz⸗ als Finanz⸗Reſſorts zu der Provinz Weſtpreußen gezogen und der Weſtpreußiſchen 
Regierung und Kammer untergeordnet wurden“ iſt vom König Friedrich Wilhelm II im 

Hauptquartier Guntersblum am 2. April 1793 vollzogen. Es geht daraus hervor, daß ſie erſt nach 

Verlauf einer Reihe von Tagen für die Aktion der dadurch berührten Behörden wirkſam werden 

konnte. Bevor deshalb die Kommiſſarien der zuſtändigen Behörden zur Regelung der Verhältniſſe 

in Danzig erſchienen waren, blieb dieſelbe dem Kommandeur der preußiſchen Truppen, dem Generale 
leutnant von Raumer, vorbehalten. Demſelben ſtanden dabei der preußiſche Reſident, Kriegsrat 
von Lindenowski, und der Direktor des Admiralitäts⸗Kollegiums, Kriegsrat von Beyer, zur Seite, 
deren gute Dienſte der General von Raumer in ſeinen Berichten wiederholt hervorhebt. Das 
Admiralitäts⸗Kollegium war eine preußiſche Behörde, die in Langfuhr ihren Sitz hatte. 


Der preußiſche Reſident hatte vornehmlich in Zoll- und Cantonangelegenheiten die Intereſſen 
ſeiner Regierung der Stadt Danzig gegenüber zu vertreten. Nach der Beſitznahme von Weſtpreußen 
durch Friedrich den Großen war die Zahl der Cantoniſten, die ſich nach Danzig und deſſen Land⸗ 
gebiet flüchteten, um ſich dem damals noch ſehr gefürchteten Militärdienſt zu entziehen, anhaltend 
eine ſehr große. Die Auslieferung dieſer Leute hatte unter den Vorgängern Liudenowski's nicht 
ſelten zu ſcharfen Konflikten mit der Stadt geführt, und es ſcheint, als wenn letzterer dieſelben nach 
Möglichkeit zu vermeiden wußte, ſo daß ſein Verhältnis zum Stadtregiment wie zur Bürgerſchaft 
ein gutes war. Jedenfalls iſt es wohl ſeinem Einfluß zuzuſchreiben, daß in Rückſicht auf die 
Stimmung in der Bürgerſchaft der General von Raumer ſich dazu verſtand, bei den Verhandlungen 
über die Unterwerfung der Stadt dieſer die Cantonfreiheit ihrer Bürger zuzugeſtehen, auch allen in 
Danzig ſich aufhaltenden Perſonen, die ehemals aus dem Königlich preußiſchen Dienſt und Lande 
gegangen waren, zu gewährleiſten, daß ſie unbehindert bei ihrer Nahrung und ihrem Aufenthalt in 
Danzig verbleiben konnten. Dieſe Erklärung des Generals hatte am meiſten dazu beigetragen, daß 
die aufgeregten unteren Volksklaſſen ſich bald beruhigten. Lindenowski war jo der Vertrauens- 
mann zwiſchen dem General und der Bürgerſchaft geworden, und er blieb es auch für die Zivil⸗ 
kommiſſarien, die dann bald in Danzig eintrafen. 

Der erſte war der Regierungs⸗Präſident Freiherr von Schleinitz aus Marienwerder, der von 
den mit Entgegennahme der Huldigung beauftragten General von Möllendorf und Etats⸗Miniſter 
von Dankelmann neben dem Generalleutnant von Raumer als Subſtitut beſtellt war. Nach zwei⸗ 
tägigem Aufenthalt in Danzig erſtattete er einen Bericht an den König, der wohl nicht zum geringen 
Teil auf Information durch den Kriegsrat von Lindenowski beruhen dürfte und über die damalige 
Situation in Danzig intereſſanten Aufſchluß giebt. Wenn der Bericht auch recht roſig gefärbt 
erſcheint, ſo unterlaſſe ich es doch nicht, folgende Stellen aus ſeinem Inhalt hier wiederzugeben: 


„Euer Königlichen Majeſtät habe ich meine Abreiſe hierher bereits den 6. d. Mts. 
(April) untertänigſt angezeigt; jetzt kann ich Allerhöchſt demſelben pflichtmäßig verſichern, 
daß hier die vollkommenſte Ruhe herrſcht, und ich ſowenig bei den obrigkeitlichen 
Perſonen als der Kaufmannſchaft und übrigen Bürgern irgend eine Spur von Miß⸗ 
vergnügen über die geſchehene Veränderung bemerkt, ſondern daß mir die Gemüter aller 
von Zufriedenheit und Vertrauen auf Euer Majeſtät Gnade und landesväterliche Fürſorge 
erfüllt ſcheinen. Ich kann mir nicht einmal das Verdienſt zueignen, zur Erweckung 
dieſer guten Geſinnungen etwas beigetragen zu haben, und ich bemühe mich daher blos 
ſie zu bekräftigen und jeden zu überzeugen, daß bevorſtehende Reformen, auf welche alle 
Aufmerkſamkeit geſpannt iſt, die weſentlichen Rechte und das Glück keines Individui 
ftören, vielmehr letzteres befeſtigen und erhöhen werden. Bisher, da ich Danzig als eine 


mir fremde und gleichgültige Stadt nur obenhin angeſehen, iſt mir die große Wichtigkeit 
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derſelben nie jo einleuchtend als jetzt gemejen. Der vorzügliche Wert, den dieſe Acqui⸗ 
ſition in politiſcher und ſtatiſtiſcher Rückſicht hat, wird nach meiner Einſicht noch 
ungemein dadurch erhöht, daß Gutmütigkeit, Redlichkeit, Religioſität, Fleiß, Genügſamkeit 
und Häuslichkeit (welche den der Tugend und Sittlichkeit oft gefährlichen Luxus noch 
nicht in dem Grade haben aufkommen laſſen, wie er in anderen großen Städten jtatt- 
findet) den herrſchenden Charakter aller Klaſſen von Einwohnern ausmachen, und ich 
getraue mich die Bürgſchaft dafür zu übernehmen, daß dieſe Stadt und deren Territorium 
mit den beſten von Euer Majeſtät übrigen Untertanen um den Preis der Treue, der 
Anhänglichkeit und des Patriotismus ſtreiten werden. — === 

Die Stadt hat fich Euer Majeſtät freiwillig ſubmittiert, Allerhöchſt dieſelben 
haben ihr Geſuch, ſie Dero Staaten einzuverleiben, angenommen, und alle Einwohner 
betrachten ſich völlig wie Euer Majeſtät Untertanen, und dennoch iſt außer der Beſetzung 
mit Allerhöchſt Dero Truppen noch kein Aetus vorgenommen, welcher als eine Realiſierung 
dieſes Einverſtändniſſes betrachtet werden könnte. Es iſt zu wünſchen, daß dieſer Zuſtand 
nicht mehr lange dauern möge.“ 


Freiherr von Schleinitz ſchlägt dann weiter vor, daß alle obrigkeitlichen Perſonen und 
Officianten ermächtigt werden möchten, ihre Amter als Königlich preußiſche Kommiſſarien weiter zu 
führen. In dem darauf ergehenden Erlaß des Staatsminiſteriums vom 13. April heißt es jedoch: 
„Der Magiſtrat als folder, beſonders die Kriegs-Deputation, hört auf. Ihr könnt aber allen Stadt⸗ 
beamten und Officianten die Fortſetzung ihrer Amter und Geſchäfte als Unſere (des Königs) Dele- 
gatis⸗ und Kommiſſarien proviſorie auftragen.“ Die Durchführung dieſer Anordnung bedingt immer— 
hin die Aufhebung des bisherigen Stadtregiments, das ſich bis dahin aus drei Ordnungen zu— 
ſammengeſetzt hatte. 


Die erſte Ordnung bildete der aus 18 Ratmännern beſtehende Rat, deſſen Mitglieder ſich 
aus der zweiten Ordnung ergänzten und die aus ihrer Mitte 4 Bürgermeiſter wählten, von denen 
einer als präſidierender Bürgermeiſter die Geſchäfte und Sitzungen des Rats leitete. 


Die zweite Ordnung beſtand aus den rechtſtädtiſchen Schöppen, die im Gegenſatz zu den 
altſtädtiſchen Schöppen an der Stadtregierung teilnahmen. Das Schöppengericht ſetzte ſich einſchließlich 
des Aeltermanns aus 12 Mitgliedern zuſammen, die vom Rate ernannt wurden und der Mehrzahl 
nach juriſtiſche Bildung beſitzen ſollten. Ein Dritteil der Schöppen wurde von der Kaufmannſchaft 
präſentiert. 


Die dritte Ordnung mit 100 Mitgliedern enthielt die eigentlichen Vertreter der Bürgerſchaft, 
doch waren nur Bürger der Rechtſtadt zur Aufnahme in dieſelbe befähigt, ſo daß ein großer Teil 
der Bürger des Stadtbezirks keine Vertreter in das Stadtregiment zu entſenden vermochte. Abge— 
ſehen von 8 Aelterleuten und 8 Berufsgenoſſen der Handwerkerzünfte, die von letzteren in die 
3. Ordnung entſandt wurden, präſentierten die 4 Quartiere der Rechtſtadt die Kandidaten für die 
3. Ordnung in doppelter Zahl, aus denen der Rat dann die Auswahl traf. 


Bei der Beſchlußfaſſung über alle weſentlichen, beſonders über finanzielle Angelegenheiten, die 
der Zuſtändigkeit ſämtlicher Ordnungen unterlagen, ſtimmte jede Ordnung getrennt für ſich, und die 
3. Ordnung ſogar getrennt in ſich nach den 4 Quartieren. Und da zu einem giltigen Schluß die 
Zuſtimmung der erſten beiden Ordnungen wie die von mindeſtens zwei Quartieren der 3. Ordnung 
gehörte, ſo lag es allerdings auf der Hand, daß mit einem ſolchen Apparat die Weiterführung der 
Verwaltung nach der Occupation der Stadt nicht durchführbar war. 


Schon Jahrhunderte vorher hatte die Schwerfälligkeit ihrer Organiſation die Ordnungen 
genötigt, zur leichteren Erledigung der Geſchäfte Deputationen und Funktionen aus ihren Mitgliedern 
zuſammen zu ſetzen und mit Wahrnehmung beſtimmter Verwaltungszweige zu beauftragen. Während 
den Deputationen eine mehr vorbereitende Tätigkeit für die Beſchlüſſe der Ordnungen oblag, waren 
die Funktionen mit weitgehender Vollmacht verſehene Verwaltungsorgane des Stadtregiments. 


So gab es Funktionen für die verſchiedenartigſten ſtädtiſchen Spezialkaſſen, für Straßen⸗ 
beleuchtung, Nachtwachtweſen, Wallgelände, Feuerordnung, Seetief und für die Ländereien ꝛe. Wenn⸗ 
ſchon die Verwaltung der einzelnen Adminiſtrationsbezirke des Landgebiets, die aus dem Stüblaui'ſchen 
Werder, der Nehrung mit der Scharpau, der Höhe mit Hela und dem Bauamt bejtanden, je einem 
der 4 Bürgermeiſter des Rats und das Bauamt einem Ratsherrn übertragen war, die in ihren 
Bezirken die Polizei wie die Gerichtsbarkeit ausübten, ſo waren ihnen doch für ihren Bezirk noch je 
eine beſondere Funktion zugeſellt, durch deren Befugniſſe fie nicht unerheblich eingeſchränkt wurden. 

Wie der Regierungspräſident von Schleinitz nun am 17. April die Aufhebung des Stadt⸗ 
regiments zur Durchführung brachte, autoriſierte er gleichzeitig die Deputationen, Funktionen und 
die Adminiſtratoren der ländlichen Verwaltungsbezirke zur einſtweiligen Weiterführung ihrer Geſchäfte, 
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wodurch ein Ausſetzen aller behördlichen Tätigkeit vermieden blieb. An Stelle der 3 Ordnungen 
trat eine aus 18 Mitgliedern derſelben ernannte Deputation, welche unter Vorbehalt aller Hoheits— 
rechte mit der einſtweiligen Wahrnehmung der Befugniſſe des bisherigen Stadtregiments betraut wurde. 


Die Hauptaufgabe dieſer Deputation war nun die Vorbereitung für die Huldigung, die am 
7. Mai gemeinſam durch die Vertretungen der Städte Thorn und Danzig im Wettſaale des “Rat: 
hauſes zu Danzig erfolgte und von den beſtellten Kommiſſarien, dem Generalleutnant von Raumer 
und dem Regierungspräſidenten Freiherrn von Schleinitz entgegen genommen wurde. Zwei preußiſche 
Adler, die als Wahrzeichen der neuen Herrſchaft am Rathauſe angebracht waren, mußten, da ſie in 
angemeſſener Ausgeſtaltung ſonſt nicht aufgetrieben werden konnten, von der neu erbauten Kirche 
in Stolzenberg leihweiſe entnommen werden. Desgleichen wurde das lebensgroße Bild des Königs, 
das im Huldigungsſaale aufgeſtellt war, mit deſſen Genehmigung von der Kriegs- und Domänen- 
kammer zu Marienwerder entliehen. 


Es läßt das erkennen, mit welchem Eifer die Herbeiführung des Huldigungsactes, mit deſſen 
Erledigung die Beſitzergreifung erſt ihren definitiven Abſchluß fand und die Autorität des neuen 
Regiments unverrückbar feſtgeſtellt war, betrieben wurde. Für den Regierungs - Präfidenten 
von Schleinitz war mit Durchführung der Huldigung auch das Ende ſeiner Tätigkeit bei Neuein⸗ 
richtung der Behördenorganiſation in Danzig gekommen, inſoweit nicht das Juſtizweſen dabei in 
Frage ſtand. Denn er war als Präſident der weſtpreußiſchen Regierung, die ſich aus der Kriegs⸗ 
und Domänenkammer und einer Kammer ⸗Juſtiz-Deputation zuſammenſetzte, ſeiner Stellung nach 
vorwiegend der oberſte Juſtizbeamte von Weſtpreußen, während, wenn man einen Vergleich ziehen 
will, es die Stellung des Präſidenten der Kriegs- und Domänenkammer war, die mehr der des 
heutigen Regierungs-Präſidenten entſprach. 


Speziell mit der Neueinrichtung der Verwaltung in den Städten Thorn und Danzig war 
jon unterm 10. April 1793 der Ober-Präſident von Oſtpreußen, Freiherr von Schrötter, beauf- 
tragt worden, der gleichzeitig als Ober-Präſident der Provinz Weſtpreußen fungierte. Während die 
von ihm aus Marienwerder dazu nach Danzig herangezogenen Räte und ſonſtigen Beamten ſchon 
bei den Maßnahmen des Regierungs-Präſidenten von Schleinitz als Huldigungskommiſſar tätig 
waren, traf der Ober-Präſident erſt am 8. Mai an letzterem Orte ein. Dieſe Verzögerung hatte 
vornehmlich darin ihren Grund, daß durch eine verfrühte Aufnahme der Verwaltungseinrichtung und 
gleichzeitige ausreichende Beachtung der preußiſchen Behördenorganiſation keine Mißſtimmung vor der 
Huldigung in der Bürgerſchaft hervorgerufen werden ſollte, die bei den Hoffnungen, welche dieſelbe 
wegen ihrer vermeintlichen freiwilligen Unterwerfung auf Erhaltung von Sonderrechten und Ein⸗ 
richtungen hegte, immerhin zu befürchten blieb. Die erſte Amtshandlung des Ober-Präſidenten in 
Danzig beſtand denn auch darin, daß er die vom Regierungs-Präſidenten von Schleinitz lediglich 
im Rahmen der bisherigen Verfaſſung eingeſetzte Deputation zur Fortführung des Stadtregiments 
aufhob und aus den Mitgliedern derſelben einen intermiſtiſchen Polizei-Magiſtrat nach dem Muſter 
der nicht zu den Reſidenzen gehörigen preußiſchen Städte bildete. Den Vorſitz in dieſem Magiſtrat 
und damit die Stelle des Oberbürgermeiſters wie des Polizei-Direktors erhielt der Kriegsrat von 
Lindenowski, deſſen Reſidentenpoſten durch die Oceupation der Stadt hinfällig geworden und 
eingegangen war. Seine Verwendung in einer geeigneten Stellung hatte der König dem Ober - 
Präsidenten anbefohlen. In den intermiſtiſchen Magiſtrat waren die früheren Ratsherren Groddeck, 
Joach. Wilh. Weickhmann, Gralath, Dodenhöft und Meyer eingetreten, und da auch die 
übrigen Mitglieder dem Schöppengericht oder der 3. Ordnung angehört hatten, ſo war damit eine 
hinreichende Gewähr für eine auskommliche Würdigung der lokalen Verhältniſſe gegeben. Der 
präfidierende Bürgermeiſter von Conradi, der 80 Jahre alt war, wie die andern 3 Bürgermeiſter 
hatten ihren Eintritt in die neue Verwaltung abgelehnt. 


Am 13. Mai 1793 wurde der intermiſtiſche Magiſtrat durch den Präſidenten der Striegs- 
und Domänen⸗Kammer zu Marienwerder von Korckwitz, der mit der Vertretung des Ober- 
Präſidenten in dem Organiſationsgeſchäft beauftragt war, eingeſetzt, und hat dieſer Tag ſomit auch 
als Zeitpunkt des Beginns der Königlich preußiſchen Polizeiverwaltung in Danzig zu gelten. 

Nachdem der Ober-Präſident von Schrötter über die von ihm getroffene Maßnahme 
Bericht erſtattet hatte, erging an ihn unterm 16. Juni aus dem Hauptquartier Bodenheim folgende 
Allerhöchſte Kabinetsordre, die beſtimmend für die Richtung war, welche bei der Weiterführung des 
Organiſationsgeſchäftes einzuhalten blieb: y 


Wohlgebohrener Veſter Rath, lieber Getreuer. 

„Da Ich vermuthe, daß Ihr jetzt ſchon in Dantzig anweſend ſeyn und Euch dem 
erhaltenen Auftrage gemäß mit der inneren Finanz⸗Einrichtung, Organiſirung des 
Magiſtrats, Unterkommen der Garniſon und dero Bedürfniſſen, und ſonſt mit allem dem, 
was nach Anleitung der Preußiſchen Verfaſſung zu reguliren iſt, beſchäftigen werdet, ſo 
will ich Euch hierdurch nochmals erinnern, nach Meinen landesväterlichen Geſinnungen 
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für das Wohl der Stadt und Bürgerſchaft angelegentlich beſorgt zu ſeyn. Beſonders ijt 
darauf zu ſehen, daß dem Magiſtrat und denen dortigen Stadt-Collegiis keine Gelegenheit 
zu gegründeten Beſchwerden gegeben werde, und können die andern etwa noch zu eta— 
blirenden Collegia und Einrichtungen keine Erweiterungen und Prärogative zum Nachtheil 
jener bis jetzt beſtandenen Collegiorum ſich anmaßen, vielmehr müſſen ſie ſich mit den 
Grentzen begnügen, welche ſchon in den anderen Provinzen dieſen neu zu errichtenden 
Collegiis beigelegt ſind. Ich finde ein Polizey-Directorium, ſo wie ſolches in Berlin und 
Königsberg ſtattfindet, auch für Dantzig ganz zweckmäßig, auch iſt das Polizey⸗Directorium 
und der Magiftrat in Dantzig in das amtliche Verhältniß mit dem Gouvernement zu 
ſetzen, wie ſolches in Königsberg ſubſiſtiret; jedoch wird es gut ſeyn, das Dantziger 
Polizey-Directorium von dem zu Königsberg abhängig zu machen und jenes dieſem 
unterzuordnen, auch mit dem zu Berlin in Verbindung zu ſtellen. So wie Ich übrigens 
es den Verhältniſſen nicht weniger angemeſſen finde, daß daſelbſt ein Juſtiz-Collegium 
errichtet werde, welches jedoch ebenfalls von dem Preußiſchen Juſtiz-Tribunal als dem 
oberſten Landes-Collegio abhangen ſoll. Ihr habt Mir nun einzuberichten, wie weit es dort mit 
Allem gekommen und was bisher geſchehen, auch mit einem ſolchen Rapport von Zeit 
zu Zeit bis zur beendigten Sache fortzufahren. Ebenſowohl habt Ihr jedesmal anzu⸗ 
zeigen, wenn zweifelhafte Fälle vorkommen, und von dergleichen Anzeigen dem Depar- 
tement des General-Direktorii Nachricht zu geben. Ich bin Euer wohlaffectionirter König, 
Friedrich Wilhelm.“ 

Dieſe Kabinetsordre war beſonders deshalb von maßgebender Bedeutung, weil inzwiſchen 
das Patent vom 2. Juni 1793 wegen künftiger Einrichtung des Juſtizweſens in den Städten 
Danzig und Thorn vollzogen war, das darauf hinwies, daß in beiden Städten das Polizei⸗Depar⸗ 
tement aus einem Oberbürgermeiſter, welcher zugleich in dem Magiſtrat das Präſidium führe, aus 
einem Polizei-Bürgermeiſter und einer gewiſſen, demnächſt näher zu beſtimmenden Anzahl von 
Stadträten beſtehen folle. Die Bildung eines Polizei-Directoriums, wie es bei den Magiſtraten zu 
Berlin und Königsberg beſtand, auch für Danzig, war nach dem allerdings mit Vorbehalt näherer 
Beſtimmungen erlaſſenen Patent ſomit nicht in Ausſicht genommen. Das war aber gegen die 
Meinung des Ober⸗Präſidenten von Schrötter geſchehen, der die Einrichtung eines Polizei-Direk⸗ 
toriums in Danzig befürwortet hatte, die auch der König nunmehr gut geheißen. Die Gründe für 
die Auffaſſung des Ober-Präſidenten ergeben die „Grundſätze zur Einrichtung des neuen Magiſtrats 
der Stadt Danzig,“ die derſelbe ſchon am 11. Mai 1793 als Anhalt für den Kammer-Präſidenten 
von Korckwitz zuſammengeſtellt hatte. Es heißt in denſelben: „Die Größe und Wichtigkeit der 
Stadt jo wie die darin ſich aufhaltenden Perſonen adeligen Standes, Königlicher Offictanten und 
anderen Perſonen, die der ſtädtiſchen Jurisdiktion nicht füglich unterworfen werden können, erfordern 
es notwendig, daß der jedesmalige Stadt-Präſident zugleich Polizei-Direktor fei, und daß das 
Danziger Polizei-Direktorium in gleicher Art wie das zu Königsberg ſubſiſtierende eingerichtet, und 
mit einer beſonderen Inſtruktion verſehen werden muß, indem der Adel und die Königlichen 
Officianten der Stadt⸗Obrigkeit fid) nicht unterwerfen können und werden.“ 


Der Großkanzler und Juſtizminiſter von Carmer, auf deſſen Veranlaſſung das vorhin be- 
zeichnete Patent ergangen und der demnach anderer Auffaſſung war, hatte mit derſelben nicht durch⸗ 
dringen können. Unterm 15. Juli erging vielmehr aus dem Lager Marienborn eine weitere Kabinets- 
ordre an den Ober-Präſidenten von Schrötter, in welcher der König nochmals betont, daß es ſein 
feſter Wille wäre, die Danziger Stadt-Collegia ganz nach denen von Königsberg und Berlin einrichten 
zu laſſen. Abſchriften dieſer Ordre gingen dem Großkanzler von Carmer und dem Etats Miniſter 
von Werder mit dem Bemerken zu, daß das die Einrichtung des Juſtizweſens in Danzig und Thorn 
betreffende Patent vom 2. Juni 1793 zu frühzeitig emaniert worden ſei, und daß zur Vorbeugung 
aller Irrungen bei den beiden Magiſträten dieſer Städte nichts eher vorgenommen, auch niemand 
angeſtellt werden ſolle, bis der Ober-Präſident von Schrötter einen Entwurf zum Reglement für 
beide Städte dem General-Direktorio eingereicht haben werde. 


Letzteres geſchah denn auch im November desſelben Jahres und damit in verhältnismäßig 
kurzer Friſt, wenn man berückſichtigt, was für eine umfangreiche Arbeit der Ober⸗Präſident not⸗ 
gedrungen leiſten mußte und auch geleiſtet hat, wenn er ſich einen auch nur einigermaßen zuver⸗ 
läſſigen Überblick über die derzeitige Lage der wirtſchaftlichen Verhältniſſe wie über die bisherige 
Verwaltung der Stadt und ihres Landgebiets verſchaffen wollte. Der von ihm vorgelegte Entwurf 
wurde in den beteiligten Miniſterien und auch im General-Direktorium einer ſehr ſorgfältigen 
Prüfung unterzogen, weshalb ſich die Feſtſtellung deſſelben erheblich verzögerte. Es erfolgte nun 
auch die bis dahin hinausgeſchobene Regelung der Gehaltsverhältniſſe der Magiſtratsmitglieder durch 
Königliche Ordre vom 26. Dezember 1793. Bei dieſem Anlaß wurden der Ober-Biirgermeifter und 
Polizei⸗Direktor von Lindenowski wie der Polizeibürgermeiſter Groddeck gleichzeitig zu Geheimen 
Kriegsräten und die Stadträte Weickhmann, Grallath und Haag zu Kriegsräten ernannt. 
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Das vom. König bejtátigte Reglement für den Magiſtrat der Königlichen Weſtpreußiſchen 
Sees und Handlungsſtadt Danzig vom 3. Juni 1794 ging dann am 27. desſelben Monats bei dem 
Ober⸗Präſidenten mit dem Auftrage ein, den bisherigen interimiſtiſchen Magiſtrat wie die Funktionen 
aufzuheben, demnächſt den neuen Magiſtrat zu organiſieren, demſelben das Reglement zu publizieren 
und ſeine Mitglieder wie die übrigen Beamten desſelben zu vereidigen. Gleichzeitig ſollte der Regic- 
rungs⸗Präſident von Schleinitz auch die Introduktion des Stadtgerichts bewirken, das übrigens 
ſeine Tätigkeit auch ſchon ſeit Monaten aufgenommmen hatte. 

Der Ober⸗Präſident von Schrötter übertrug die Erledigung des ihm gewordenen Auftrages 
dem Kammer Präſidenten von Korckwitz. Auf deſſen Einladung erſchienen am 25. Juli 1794 in 
der Winter⸗Ratsſtube neben den Mitgliedern und den Beamten des interimiſtiſchen Magiſtrats auch 
die Präſidenten der Funktionen und die Adminiſtratoren der Verwaltungsbezirke des Landgebiets. 
Unter den letzteren werden für das Stüblauiſche Werder der frühere präſidierende Bürgermeiſter und 
Geheime Kriegsrat von Conradi, für die Nehrung mit der Scharpau der Bürgermeiſter 
Bretzmann und für die Höhe der Bürgermeiſter Pegelau aufgeführt, die ſämtlich nicht mehr in 
den interimiſtiſchen Magiſtrat eingetreten waren, trotzdem aber bis zu dieſem Zeitpunkt die Geſchäfte 
als Adminiſtratoren beibehalten hatten. Nachdem der Kammer ⸗Präſident den Erſchienenen für ihre 
bisherige Verwaltungstätigkeit gedankt hatte und die Übergabe der einzelnen Kaſſen der Funktionen 
und der Adminiſtratoren an die Kriegs- und Domänenräte Valentin und Würtz vereinbart war, 
erfolgte die Einführung des neuen Magiſtrats. 

Mit Aufhebung der Funktionen und der Adminiſtrationsbezirke des Landgebiets war das 
volle Ende der Verwaltungseinrichtungen des alten Danzigs gekommen, unter denen zahlreiche Gene— 
rationen gelebt hatten und die den Bürgern vertraut und demnach lieb geworden waren. Sicher 
waren dieſe Einrichtungen in ſehr vielen Beziehungen verknöchert und nicht mehr zeitgemäß, trotzdem 
entſprachen ſie aber der Sinnesrichtung und den Lebensgewohnheiten der Bewohner mehr wie die 
Inſtitutionen des neuen Regiments, und es wird fo für die abtretenden Männer, die zum großen 
Teil in leitenden Stellungen der alten ſtädtiſchen Selbſtregierung ergraut waren, wohl ein ſchwerer 
Abſchied geweſen ſein, wie ſie das Rathhaus verließen. Keinem dürfte aber der Gedanke gekommen 
ſein, daß die nun begrabenen Organiſationen noch einmal auf kurze Zeit zum Leben 
erwachſen ſollten! — 

Das Reglement vom 3. Juni 1794 erneuert zunächſt die Zuſage des Patents vom 2. Juni 1793: 
„daß die Stadt bis auf die Kriminal-Fälle bei den als ſtatutariſche Geſetze bisher ſtattgefundenen 
Rechten, inſonderheit bei dem Culmiſchen Recht, ſoweit dasſelbe bisher rezipieret geweſen, bei der 
neu revidierten Danziger Willkür und der Wechſelordnung noch ferner belaſſen werden ſolle.“ Dann 
heißt es in der Einleitung weiter: 

„Da ſich hiernächſt bei näherer Prüfung der bisherigen Einrichtungen der Stadt 
Danzig gefunden, daß die öffentlichen Geſchäfte zum größten Teil mit einer für das Ganze 
nachteiligen Verwickelung verwaltet worden, und mithin eine ſorgfältige Abſonderung der 
verſchiedenen Arten derſelben unumgänglich notwendig iſt, ſo haben Seine Königliche 
Majeſtät dienlich erachtet, die Juſtiz⸗Sachen von den eigentlichen Magiſtrats-Geſchäften 
zu trennen und von einem beſonderen Collegio unter dem Namen von Stadt-Gericht 
bearbeiten zu laſſen. 

Wie dieſes indeſſen hauptſächlich in der Abſicht geſchiehet, Colliſionen zu verhüten, 
hiernächſt aber auch um die Stadt Danzig hierunter den anderen großen Städten in 
Seiner Königlichen Majeſtät Landen gleich zu machen; ſo ſoll auch der ehemalige Rat 
durch dieſes Reglement ſeiner alten Verfaſſung ſo angemeſſen eingerichtet werden, als es 
nach den gegenwärtigen Verhältniſſen nur immer ſtattfinden kann. ö 

Hiernach beſchäftigt fid das Stadt⸗Gericht lediglich mit denjenigen Sachen, die 
das Privat ⸗Intereſſe einzelner Bürger und Einwohner in Anſehung ihrer Perſon und 
Beſitzungen betreffen, und auf die Erwerbung, Erhaltung und Beſchützung der damit ver- 
bundenen Gerechtſame abzwecken, ſowie dagegen zum Reſſort des Magiſtrats die 
allgemeinen Angelegenheiten gehören, inſofern ſie die Erhaltung, Wohlfahrt und das Beſte 
der Stadt concernieren, inſofern ſie aber die Erhaltung der Ordnung, Sicherheit und das 
Wohlbefinden der Einwohner untereinander, und in Rückſicht auf das Ganze der Stadt 
und ihrer Beſitzungen betreffen, werden ſie von einem beſondern Collegio verwaltet, welches 
den Namen Polizei⸗Direktorium führet. 

In dieſem Reglement werden Vorſchriften erteilt, nach welchen die eigentlichen 
Magiſtrats- Geſchäfte verwaltet werden ſollen, das Polizei-Direktorium und Stadt⸗Gericht 
werden dagegen mit beſonderen Inſtruktionen verſehen.“ 

Ob eine Inſtruktion für das Polizei⸗Direktorium dann auch tatſächlich erlaſſen iſt, erſcheint 
mir zweifelhaft, eine ſolche für den Polizei-Direktor war ſpäter aber ſicher vorhanden, doch habe ich 
auch dieſe nicht mehr ermitteln können. Aus dem Reglement für die Stadt läßt ſich aber entnehmen, 
in welcher Weiſe die polizeiliche Zuſtändigkeit geſchieden war. So beſagt gleich ber $ 1 desſelben: 
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„Dem Polizei⸗Direktorio find zwar alle in der Stadt und auf den Ländereien 
ſich aufhaltenden Einwohner und Fremde, von welcher Geburt, Stand und Bedienung 
ſie auch ſein mögen, untergeordnet, außer den wirklich im Militär ſich befindenden 
Perſonen, als welche nebſt ihren Frauen und Kindern, menn die letzteren noch im Hauſe 
ihrer Eltern ſich befinden, und keine abgeſonderte Okonomie führen, unter dem 
Gouvernement in Danzig ſtehen“ 


Die Handlungsangelegenheiten, bei denen kein Streit obwaltete, und alle Handlungs-Polizei⸗ 
ſachen gehörten zur Competenz des Magiſtrats, während für die Handlungs⸗Contraventionsſachen 
das Wettgericht zuſtändig war. Der Dirigent des Magiſtrats war auch gleichzeitig Ober ⸗ Direktor 
des Wettgerichts, das ſich aus einem Syndikus und einem kaufmänniſchen Stadtrat des Magiſtrats, 
einem rechtskundigen Mitgliede und einem kaufmänniſchen Beiſitzer des Stadtgerichts und aus drei 


kaufmänniſchen Beiſitzern zuſammenſetzte. 
Hinſichtlich der Bildung des Magiſtrats wird beſtimmt: 

„Dieſes Collegium ſoll zwar eigentlich nur aus einem Direktor, einem Bürger⸗ 
meiſter und 10 Räten beſtehen, damit indeſſen diejenigen Mitglieder des ehemaligen Rats, 
die noch arbeiten können, nicht auf einmal aus aller dieſer Beſchäftigung geſetzt werden, 
ſo wollen Seine Königliche Majeſtät nachgeben, daß das Perſonal des 070 
für jetzt aus 18 Mitgliedern mit Einſchluß des Direktors beſtehe, die jedoch bis auf die 
feſtgeſetzte obige Zahl durch Abgang allmählich eingeſchränkt werden ſollen.“ 


Demnach war für die ſämtlichen Mitglieder des interimiſtiſchen Magiſtrats auch nach der 
definitiven Ausgeſtaltung desſelben Raum da, und ſie traten dann auch alle in das neue Collegium ein. 


„Der Direktor des Magiſtrats“ ſo beſtimmt das Reglement weiter: 

„iſt zugleich Polizei-Direktor und Kommiſſarius loci, und fol wie in Berlin und Königs— 
berg Stadt-Präſident heißen.“ 

Die Beſetzung der Stelle des Stadt-Präſidenten blieb deshalb auch dem König allein 
vorbehalten. 

Das Polizei- Direktorium ſetzte ſich nun unter dem Vorſitz des Stadt-Präſidenten aus dem 
Polizei-⸗Bürgermeiſter, der den erſteren in ſeinen ſämtlichen Funktionen zu vertreten hatte, und aus 
4 Stadträten zuſammen. Abgeſehen von der Tätigkeit im Collegium waren einzelne Mitglieder 
desſelben auch mit der Leitung der ausübenden Polizei beauftragt, wozu man die Stadt in drei 
Inſpektionskreiſe geteilt hatte. So verwaltete den Inſpektionskreis der Rechtſtadt mit den Außen⸗ 
werken der Polizei-Bürgermeiſter Groddeck unter der Aſſiſtenz eines Polizei- Aſſeſſors. Der 
Inſpektionskreis der Vorſtadt nebſt Niederſtadt, Langgarten und Kneipab ſtand unter dem Stadtrat 
Daniel Gottlieb Weickhmann, und der Inſpektionskreis der Altſtadt unter dem Stadtrat Janzen. 
Der Kriegsrat Joachim Heinrich Weickhmann hatte als Mitglied des Polizei - Direktoriums keine 
heſtimmte Funktion wahrzunehmen, während dem Kriegsrat Gralath unter dem Beiſtande eines 
Okonomieaufſehers die Polizei-Inſpektion über das geſamte Landgebiet der Stadt übertragen war. 

Das geſamte Büreauperſonal des Polizei Direktoriums beſtand aus 1 Polizei-Aſſeſſor und 
Sekretär mit 550 rx Gehalt, einem Regiſtrator mit 300 rx und aus 2 Kanzliſten mit je 150 rx Gehalt. 

Die Inſpektionskreiſe der Stadt waren in je 4 Reviere geteilt, denen Polizeikommiſſärs, wie 
ſie benannt werden, vorſtanden, und es waren 12 ſolcher Beamten angeſtellt, von denen die eine 
Hälfte 90 rx, die andere 80 rx Jahresgehalt bezog. Ein Polizeimeiſter mit 200 rx Gehalt dürfte die 
Aufſicht über die Polizeikommiſſärs geführt und ſo eine gewiſſe Gewähr für die einheitliche Leitung 
des Revierdienſtes geleiſtet haben, die ohnedem bei der gleichberechtigten Stellung der 3 Mitglieder 
des Polizei = Direktoriums, denen die einzelnen Inſpektionskreiſe unterſtellt waren, nicht gut zu 
ermöglichen geweſen wäre. 

Neben den Polizeikommiſſärs werden noch 4 Aufwärter mit 80 und 70 rx Gehalt, 3 Inſti⸗ 
gatoren mit je 60 rx und 2 Marktmeiſter mit je 90 rx Gehalt als Unterbeamte der Polizei 
aufgeführt. Zwei weitere Marktmeiſter waren lediglich auf Emolumente angewieſen. 

Die Wahrnehmung des Polizeidienſtes durch einen Polizeimeiſter und Polizeikommiſſärs, 
der ſchon Ende 1793 begonnen hatte, war für Danzig jedenfalls neu. Unter dem alten 
Stadtregiment konnte es auch keine eigentlichen Polizeibedienten geben, da Verwaltung und 
Gerichtsbarkeit nicht getrennt waren. Zu jener Zeit hatten die 4 Bürgermeiſter und die 
einzelnen Ordnungen wie die Schöppengerichte ihre beſonderen Diener, die Schwerdtdiener, Rathaus⸗ 
diener, Gerichtsdiener etc. benannt wurden und ſämtlich auch polizeiliche Funktionen wahrzunehmen 
hatten. Dazu kamen dann noch die Diener der Deputationen und Funktionen und ebenſo die 
Mitglieder der Gewerke und Zünfte, welche letztere mit jedesmaliger obrigkeitlicher Erlaubnis auch 
polizeiliche Controle darüber ausübten, daß bei der Herſtellung und dem Abſatz ihrer Fabrikate wie 
bei dem Einkauf der Rohſtoffe ihnen keine Konkurrenz durch Einfuhr aus oder Ausfuhr nach fremden 


Gebieten, reſpektive durch unbefugte Produktion innerhalb der Stadt und ihrer Ländereien 
entſtand. Außerdem gab es noch eine Klaſſe von Officianten, welche die „Belehnten“ benannt wurden, 
deren Stellen zum Teil ſo ertragreich waren, daß ſie noch ein Einkaufsgeld dafür bezahlten und die, 
wie die vorhin erwähnten Marktmeiſter, faſt alle beſtimmte polizeiliche Befugniſſe auszuüben berechtigt 
und auch verpflichtet waren. Solche Lehne durften nur an ſtädtiſche Bürger vergeben werden; ſie 
wurden vielfach verarmten Kaufleute zugewieſen. 


Dieſe ſehr große Zahl von Unterbeamten war ganz überwiegend auf Emolumente angewieſen 
und man kann deshalb annehmen, daß dieſe Nebeneinkünfte auch bei der Gehaltsbemeſſung der 
Polizeikommiſſärs und der übrigen Unter- und Subalternbeamten des Polizei-Direktoriums, die der 
Mehrzahl nach aus den bisherigen ſtädtiſchen Officianten entnommen wurden, mit ins Gewicht 
gefallen ſein werden, wennſchon die Abſchaffung dieſer Nebeneinkünfte dabei ins Auge gefaßt wurde. 
Selbſt dem Stadt⸗Präſidenten billigt das neue Reglement neben ſeinem Gehalt von 2000 rx und 
und freier Equipage noch Gebühren, Siegelgelder und Anteil an den Sporteln zu. Von letzteren 
ſollen jedem Magiſtratsmitgliede ein Teil und dem Stadtpräſidenten zwei Teile zufallen. 


Das Sportulieren war mithin eine ſo wohlberechtigte Einnahmequelle für das Beamtentum 
geworden, daß man an dieſe Zeiten zurückdenken muß, wenn man eine Erklärung dafür finden will, 
daß die Unterdrückung der unbefugten Gehaltsverbeſſerung durch dieſes Mittel nur ſo langſam 
vorwärts ging. Die Neuordnung in der Verwaltung des Landgebiets der Stadt, das nun in 
einen Adminiſtrationsbezirk zuſammengezogen war, dürfte die geringſten Schwierigkeiten verurſacht 
haben. Wenn die niedere Gerichtsbarkeit, welche während der Ordensherrſchaft die Schulzen und 
Schöppen in den Dörfern ausübten, zur Danziger Zeit auch in immer höherem Grade in die Hände 
der bürgermeiſterlichen Amtsverwalter übergegangen war, ſo blieb die Selbſtverwaltungsbefugnis 
der Gemeinden doch eine ſo wenig beſchränkte, und dieſe waren auch unter dem Stadtregiment ſo 
vollſtändig auf Selbſthilfe angewieſen geweſen, daß eine Veränderung in der Zuſammenlegung 
des Verwaltungsbezirks und der nächſten Aufſichtsbehörde kaum einen weſentlichen Eindruck machen 
konnte. Dazu kam, daß in allen Gerichts-, Grundbuch- und Hypothekenangelegenheiten nun das neu 
gebildete Kreisgericht zuſtändig war, und ſoweit die Niederungsortſchaften, die den Hauptbeſtandteil 
des Landgebiets ausmachten, dabei in Betracht zu ziehen find, den Deichgeſchworenen-Collegien recht 
weitgehende polizeiliche Befugniſſe nicht nur in Deich- und Vorflutsſachen, ſondern auch in zahl⸗ 
reichen andern öffentlichen Angelegenheiten innerhalb ihres Verbandes zuſtanden. Deshalb wird der 
Kriegsrat Gralath wohl im Stande geweſen fein, mit Hilfe des ihm beigegebenen Oekonomie⸗ 
aufſehers nunmehr auch die Inſpektion über den vergrößerten Bezirk ausreichend zu führen. Sein 
Verwaltungsbezirk umfaßte den jetzigen Landkreis Danzig Niederung mit Ausnahme weniger Ort⸗ 
ſchaften, das jetzt zum Kreiſe Marienburg gehörige Scharpau'ſche Gebiet und eine beträchtliche Zahl 
von Ortſchaften des jetzigen Landkreiſes Danzig⸗Höhe. Die Bewohnerzahl dieſes Bezirks wird nach 
der preußiſchen Occupation auf 26870 Seelen angegeben. 


Den Adminiſtratoren der ſtädtiſchen Ländereien ſtanden während ihrer Amtsführung neben 
einem Amtsſchreiber als Polizeibediente Amtsdiener und Landreiter zur Verfügung, die hinſichtlich 
ihrer Einnahmen auch weſentlich auf Gebühren angewieſen waren. Sie wurden, wenn auch wohl 
in verminderter Zahl, nach der Neuordnung beibehalten. 


Unerwähnt will ich nicht laſſen, daß in den ſich anſchließenden Jahren Oberſchulzen beſtellt 
wurden, welche die Aufſicht über eine Mehrzahl von Ortſchaften zu führen hatten. Dieſe aus den 
altpreußiſchen Provinzen übernommene Einrichtung hat ſich aber wohl, ſo lange ſie im Danziger 
Landgebiet beſtand, wenig lebensfähig erwieſen, da ſie in die vorhandene Organiſation zwiſchen 
Deichgeſchworenen-Collegien und Ortsbehörden wenig hineinpaßte. 


Bei der dargelegten Einteilung der neuen Inſpektionskreiſe des Polizei - Direktoriums darf 
nicht überſehen werden, daß die zur Immediatſtadt Stolzenberg vereinigten vier Vororte ihr Stadt- 
recht behielten und ſomit nicht zur Stadt Danzig gehörten, wie das in dem Reglement noch beſonders 
hervorgehoben wird. Der Ober- Präſident von Schrötter hatte zwar ihre Eingemeindung nach 
Danzig erſtrebt, doch ohne Erfolg. Ebenſo blieb auch Neufahrwaſſer für Danzig verloren, ſo daß 
zu jener Zeit Stadtgebiet der einzige Vorort von der Stadt war. Der Biſchofsberg ſtand auch noch 
ferner unter der Jurisdiktion des Biſchofs von Cujavien. 


Daß Neufahrwaſſer nicht an Danzig zurückfiel, trug mit dazu bei, daß die Hafenpolizei, die 
nach Occupation des Hafens durch Friedrich den Großen alle einheitliche Leitung verloren hatte, dieſelbe 
auch einſtweilen nicht wieder erhielt. Vordem hatte die Seetief-Funktion, an deren Spitze der 
präſidierende Bürgermeiſter ſtand, die Aufſicht über den Hafen und die Schiffahrt geführt, und auch 
die Hafenbauten wie die Stromregulierung der Weichſel bis zum Danziger Haupt unter ſich gehabt. 
Nach der preußiſchen Beſitznahme des Hafens mit dem Hafenkanal verblieb der genannten Funktion 
nur die Aufſicht über die Weichſel bis Weichſelmünde, während der preußiſche Teil der Hafenanlagen 
in allen Beziehungen dem Admiralitäts-Collegium zu Langfuhr unterſtand. 
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Die Danziger Lotſen waren in Weichſelmünde ftationiert, und es ift fo anzunehmen, daß 
auch die preußiſche Verwaltung beſondere Lotſen unterhalten hat. 


Abgeſehen von der großen finanziellen Einbuße, welche die Stadt durch Fortfall des Hafen— 
geldes erlitt, ſcheint beſonders die Danziger See-Schifferzunft durch die veränderten Verhältniſſe hart 
betroffen worden zu ſein. Ihre alten oder ſonſt nicht mehr voll dienſtfähigen Mitglieder hatten bis 
dahin das Vorrecht gehabt, den Lotſendienſt auf der Weichſel und der Mottlau wahrzunehmen, der 
ihnen nun dadurch geſchmälert wurde, daß von preußiſcher Seite, ohne Rückſicht auf ſie, Fiſcher, 
Matroſen oder ſonſtige Arbeitsleute zu dieſem Dienſt angenommen wurden. Nach der Beſitznahme 
Danzigs durch König Friedrich Wilhelm II. wurde die See-Schifferzunft denn auch ſofort beim 
Finanzminiſter von Struenſee, der Ende April 1793 in Danzig und Neufahrwaſſer eingetroffen 
war, mit der Bitte vorſtellig, ihnen ihr altes Recht wieder zu verleihen. Es würden nun, ſo führen ſie 
aus „Leute dazu angenommen, die ohne dazu beſtellet oder berechtigt zu ſein, ſich dieſes Gewerbe 
angemaßet hätten, wohingegen es doch ſo gerecht als billig wäre, daß der Seeſchifferzunft, als 
Kunſtverſtändigen, dieſer Gewerbszweig allein erhalten bleibe, weil dieſelbe ſich aus alten unvermö— 
genden Leuten zuſammenſetze, die nicht mehr im Stande ſeien, ihr Brod auf Seereiſen zu verdienen.“ 
Der Miniſter ließ die Altersleute der Zunft dann dahin beſcheiden „daß auf eine zweckmäßige Ein- 
richtung wegen Einbringens der Seeſchiffe von Neufahrwaſſer bis nach Danzig Bedacht genommen 
und dabei für die Verſorgung brauchbarer Perſonen aus der Schifferzunft möglichſt geſorgt 
werden ſolle.“ 

Das iſt dann auch zweifellos geſchehen, wenn auch wohl erſt nach längerer Friſt, weil trotz 
des nun einheitlichen preußiſchen Regiments an eine einheitliche Verwaltung der Hafenpolizei noch 
lange nicht zu denken war. Während das inzwiſchen in ein Kommerzien- und Admiralitäts-Collegium 
verwandelte und von Langfuhr nach Danzig übergeſiedelte Admiralitäts-Collegium die Hafenpolizei 
nunmehr auch auf der Weichſel in Anſpruch nahm, was der Danziger Magiſtrat wie das Polizei- 
Direktorium nicht zugeſtehen wollten, weil das Reglement am 3. Juni 1794 „alle zum Bezirk der 
Stadt gehörigen Ströme, die Weichſel, Mottlau, Radaune und anderen kleinen Gewäſſer“ ausdrücklich 
dem Gerichtsbezirk des Magiſtrats zuwies, vergrößerte noch die Konkurrenz bei der Unterhaltung 
der Hafenanlagen, insbeſondere durch Baggerungen 2¢. die vorhandenen Zwiſtigkeiten. 


Es würde zu weit führen, hier darauf näher einzugehen. Hervorheben will ich nur, daß 
noch am 13. Auguſt 1795 das Kommerzien- und Admiralitäts-Collegium an den Ober-Präſidenten 
berichtete, daß es die eingeforderte Nachweiſung über die eingegangenen Schiffe nicht früher habe 
einreichen können, „weil es bis dahin zur Ausübung der in dem Allerhöchſt ihm vorgeſchriebenen 
Reglement und übertragenen Hafenpolizei nicht gelangt ſei, die Schiffahrtsofficianten nicht an das⸗ 
ſelbe gewieſen und es deshalb auch nicht autoriſiert wäre, die Nachweiſungen von dieſen Officianten 
zu erfordern.“ Die eingereichten Nachweiſungen hätten deshalb auf Grund der Hafen-SZollregiſter 
vervollſtändigt werden müſſen. 


Zu einer Beſeitigung dieſer zweckwidrigen Zuſtändigkeit mehrerer Behörden für ein und 
dieſelbe Funktion ſcheint es dann erſt 1806 gekommen zu fein, in welchem Jahre auch die Hafen- 
polizei in Neufahrwaſſer dem Polizei-Direktorium zu Danzig übertragen wurde. Anfangs 1807 
beſtand folgende Organiſation: Die Bewachung des Seeſtrandes erfolgte durch 2 Strandinſpektoren, 
denen die Schulzen der Strandortſchaften mit ihren Gemeindeangehörigen zur Bergung von Menſchen 
und Gütern bei vorkommenden Strandungen unterſtellt waren. Der Seelotſen-Dienſt wurde durch 
2 Lotſen-Kommandeure mit je 500 rx und durch 26 Unterlotſen mit je 150 rx Gehalt wahr⸗ 
genommen, die in Neufahrwaſſer ſtationiert waren. Außerdem wurden dort 1 Hafenwärter mit 
107 rx und 2 Blieſenwärter mit 66 rx Gehalt aufgeführt. Auch hinſichtlich der Binnenlotſen heißt 
es ausdrücklich. daß ein Oberlotſe mit 300 rx und 24 Weichſellotſen mit 180 rx Gehalt angeſtellt 
geweſen wären, die, wie auch die übrigen vorbezeichneten Hafen-Beamten ihre Gehälter aus der 
Lizentkaſſe bezogen hätten, fo daß die Binnenlotſen zu jener Zeit unzweifelhaft feſt angeſtellte Staats- 
beamte waren. Die Verheißung des Miniſters von Struenſee an die Aelteſten der Seeſchifferzunft 
hatte damit ihre Erfüllung gefunden und die Organiſation des Inſtituts der Binnenlotſen iſt ſomit 
auf dieſe Zunft zurückzuführen. 

Mit der Publikation des Reglements vom 3. Juni 1794 und der Einführung des nach 
Vorſchrift desſelben gebildeten Magiſtrats hatte auch der Spezialauftrag des Ober-Präſidenten von 
Schrötter ſein Ende erreicht und die Stadt Danzig und ihr Landgebiet unterſtanden von da ab 
im vollen Umfange den behördlichen Befugniſſen der Kriegs- und Domänenkammer zu Marienwerder. 
Als gleichzeitiger Ober-Präſident der Provinz Weſtpreußen behielt Freiherr von Schrötter trotzdem 
auch von Königsberg aus die Danziger Verhältniſſe im Auge. Die Danziger Stadtverwaltung 
und mit ihr die Danziger Bürgerſchaft ſcheint nur ſchwer zu der Erkenntnis gelangt zu ſein, 
daß ſie bei dem veränderten Inſtanzenwege ſich mit ihren Geſuchen nun nicht mehr direkt an ihn 
zu wenden hätten. Seine wiederholten Hinweiſe, die er nach dieſer Richtung hin gab, wirkten 
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jedenfalls nur langjam. Es ijt das immerhin ein Beweis dafür, welches Vertrauen er ſich durch 
ſeine Tätigkeit bei den Danzigern erworben hatte, und daß er der rechte Mann am rechten Platze 
war. Bei voller Würdigung der Verhältniſſe, wie ſie nach der Occupation der Stadt in Danzig 
lagen, kommt man doch zu der Einſicht, daß es in erſter Reihe die treffliche Auswahl derjenigen 
Männer war, welche der preußiſche König mit der höchſten Vollmacht dorthin entſandt hatte, die den 
Übergang ſich ſo glatt vollziehen ließ. Neben dem Freiherrn von Schrötter war dies der General— 
leutnant von Raumer, der nach Occupation der Stadt eine Reihe von Jahren als Gouverneur 
derſelben beſtellt war, und deſſen gerader Charakter wie wohlwollendes und umſichtiges Verhalten 
vom erſten Tage ſeines Eingreifens in die Geſchicke der Stadt bei allen ſeinen dieſe und ihre Bürgerſchaft 
betreffenden Maßnahmen unverkennbar hervortritt. 


Bei der Zuſammenſetzung des Polizei-Direktoriums aus Mitgliedern des Magiſtrats, deren 
Haupttätigkeit faſt durchweg in Erledigung der ſtädtiſchen Verwaltungsgeſchäfte lag, dürfte es kaum 
Differenzen zwiſchen Magiſtrat und Polizei⸗Direktorium gegeben haben. Der weitere Umſtand, daß 
der Vorſitzende und ſämtliche Mitglieder des Polizei-Direktoriums wie alle dieſem unterſtellten 
Beamten aus der Stadtkaſſe beſoldet und mit Ausnahme des Stadt-Präſidenten auch ſämtlich vom 
Magiſtrat erwählt wurden, wird eine hinreichende Berückſichtigung der Leiſtungsfähigkeit der Stadt 
bei polizeilichen Anforderungen gewährleiſtet haben. Auf eine ſolche Rückſichtnahme weiſt das Regle- 
ment vom 3. Juni 1794 das Polizei-Direktorium auch ausdrücklich hin, und fie war auch ſehr 
angezeigt, da der erſte pro 1793/94 vom Kriegs- und Domänenrat Würtz aufgeſtellte Etat der 
Stadtverwaltung mit einem Fehlbetrage von 104 466 rx abſchloß. 

Die Entwickelung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe in der Stadt war zudem keine günſtige. 
Das Jahr 1794 hatte eine nur geringe Ernte gebracht, und beſonders war dieſelbe an Sommer- 
getreide in Oſt⸗ und Weſtpreußen wie in Lithauen ſehr ſchlecht ausgefallen, weshalb ſchon unterm 
3. September die Ausfuhr ſämtlicher Getreidearten mit Ausnahme des Weizens verboten wurde. 
Anfangs Oktober wurde dieſes Verbot dann noch auf ſämtliche Hülſenfrüchte, auch Kartoffeln, Mehl, 
Graupe, Grütze wie Malz ausgedehnt, und Ende desſelben Monats ſogar eine Prämie auf die 
Einfuhr von Gerſte und Hafer ausgeſetzt, die 1 rx pro Wispel für den Danziger Hafen betrug. 
Berückſichtigt man nun noch, daß gleichzeitig in Südpreußen eine polniſche Inſurreetion im Gange 
war, die ſich auch auf Weſtpreußen ausgedehnt hatte, und daß die preußiſchen Truppen gleichzeitig 
noch gegen die Franzoſen im Felde ſtanden, ſo waren das ungünſtige Umſtände genug, um den 
Handel und die anderen Erwerbsverhältniſſe in Danzig in nadteiligitor Weiſe zu beeinfluſſen. 
1793 wurde denn auch die Zahl der Getauften durch den Abgang der Geſtorbenen um 222 und 
1794 ſogar um 420 Seelen übertroffen, was deutlich genug auf die traurige Lage hinweiſt, in der 
ſich die Mehrzahl der Bewohner zu jener Zeit befunden hat. Das Jahr 1795 brachte dann durch 
den Frieden zu Baſel und durch die dritte Teilung Polens eine vorläufige Beendigung des Krieges 
mit Franzoſen und Polen, was neben einer beſſeren Ernte den Handel und Verkehr in Danzig, 
wenn auch nur langſam aufkommen ließ. Denn noch am 26. Dezember 1795 machte die Kriegs⸗ 
und Domänenkammer zu Marienwerder auf Allerhöchſten Befehl bekannt, daß die Ausfuhr von 
Roggen, Gerſte und Hafer, die inzwiſchen ausnahmsweiſe auf beſondere Päſſe zugelaſſen war, vor 
dem Auguſt 1796 in keiner Weiſe geſtattet werden und auch dann nur eintreten könne, wenn letzteres 
Jahr eine ſehr geſegnete Ernte bringe. Auf dieſe eitle Hoffnung hin möge aber niemand Speculation 
machen oder von auswärts Kommiſſionen annehmen, weil auf etwaige Vorſtellungen wegen beſchaffter 
großer Getreidevorräte oder bereits abgeſchloſſener Kontrakte und dadurch bei mangelnder Ausfuhr 
eintretender Verluſte künftighin keine Rückſichtnahme zu erwarten ſei. 

Die Teuerung, welche in Folge der ſchlechten Ernte des Jahres 1794 eintrat, brachte die 
unteren Volksklaſſen in Danzig in um ſo größere Not, weil gleichzeitig der Handel zur See und 
nach Polen ſtockte und die ſonſt dadurch gegebene Arbeitsgelegenheit fehlte. Allein 0 beſchäftigungs⸗ 
loſe Matroſen wurden ermittelt, wozu dann noch eine große Zahl brotloſer Arbeiter trat. Das 
Polizei⸗Direktorium hatte fo bald nach ſeiner Einſetzung eine ernſte Probe zu beſtehen, aus der es 
aber mit Erfolg hervorging, da es ihm mit Hilfe des Staats und des Magiſtrats durch Beſchaffung 
von Arbeitsgelegenheit und durch Gewährung von Unterſtützungen gelang, den Notſtand zu mildern 
und die Ordnung aufrecht zu erhalten. Die Bettlerplage hatte zu ſolcher Zeit natürlich ſehr zuge⸗ 
nommen und wurde für die Haltung der Polizei beſonders dadurch ſchwierig, daß das Publikum 
beim Einſchreiten der Bettelvögte nicht ſelten für die Bettler Partei nahm. 


Doch mit Ablauf des Jahres 1795 waren die ſchweren Zeiten zunächſt überwunden, und 
es begann dann eine Periode hohen wirthſchaftlichen Aufſchwungs für Danzig, die natürlich auch 
dem Magiſtrat und dem Polizei⸗Direktorium zu einer förderlichen Wirkſamkeit freie Bahn machte. 
Schäden gab es jedenfalls genug zu heilen, und was heute unbedeutend erſcheint, mag bei der 
finanziellen Lage der Stadt damals ſchon als eine große Leiſtung angeſehen worden ſein! — 

König Friedrich Wilhelm II., der den Danziger Verhältniſſen ein lebhaftes Intereſſe entgegen 
brachte und bei der Neuorganiſation der Danziger Behörden ſelbſt während feiner perſönlichen Teil- 
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nahme am Krieg gegen Frankreich nicht ſelten die ſchwebenden Fragen einer eingehenden Prüfung 
unterzog und dann nach ſeiner ſo ſelbſtgewonnen Meinung entſchied, erlebte nur noch den Beginn 
des Aufblühens der Stadt. Er ſtarb am 16. November 1797 im Alter von 53 Jahren. Sein 
Nachfolger konnte bei feinem erſten Beſuche Danzigs ſchon eine aufſteigende wirtſchaftliche Ent- 
wickelung wahrnehmen. Wie König Friedrich Wilhelm III und die Königen Luiſe auf der Hul- 
digungsreiſe nach Königsberg am 30. Mai 1798 in Danzig eintrafen, wurde ihnen hier der herzlichſte 
Empfang bereitet. Zu den zahlreichen Feſtlichkeiten, die während des Aufenthalts des Königspaares 
in Danzig ſtattfanden, der ſich bis zum 2. Juni ausdehnte, gehörte auch der feierliche Stapellauf 
von zwei Schiffen, dem die Majeſtäten am 1. Juni beiwohnten. König Friedrich Wilhelm III war 
demnach der erſte preußiſche Herrſcher, der einem ſolchen Akte in Danzig ſeine Weihe verlieh. 
Beim Rückblick auf dieſes Ereignis ſtellt es ſich jetzt als ein günſtiges Omen für die Stadt dar; 
doch ihr und dem Staate, dem ſie nun angehörte, blieben noch ſehr ſchwere Zeiten und viel ernſte 
Arbeit vorbehalten, ehe die ſtolzen Fahrzeuge einer Kaiſerlichen Marine in Gegenwart ihres oberſten 
Kriegsherrn auf den Danziger Werften vom Stapel gleiten ſollten! —- 

Bis zum Jahre 1806, war die Bewohnerzahl wieder auf 44511 ohne Militär geſtiegen und 
die Danziger hatten alle Urſache, ſich in ihrem neuen Staatsverbande glücklich zu fühlen. Die Kriege 
der coalierten europäiſchen Mächte gegen Frankreich, denen Preußen nach dem Baſeler Frieden fern 
blieb, ſcheinen Handel und Verkehr in Danzig ganz beſonders belebt zu haben, weil gleichzeitig eine 
Reihe guter Ernten eine ſtarke Getreideausfuhr zu außerordentlich hohen Preiſen ermöglichte. Der 
Wohlſtand in Stadt und Land hob ſich ſo während eines Jahrzehnts ganz ungemein. 


Doch das hatte ein Ende mit der Machtſtellung, welche Frankreich nach Ausgang jener Kriege 
erlangt und nachdem Napoleon es unter ſeine Zucht genommen hatte. Die vertragswidrige und 
rückſichtsloſe Haltung des nunmehrigen Kaiſers von Frankreich zwang den preußiſchen König geradezu 
zur Kriegserklärung, die am 8. Oktober 1806 an Frankreich erfolgte. Preußen mußte jo infolge 
der elfjährigen Neutralität faſt allein den immerhin ungleichen Kampf aufnehmen, und es erlag 
dann auch ſchon am 14. Oktober bei Jena und Auerſtädt. Erſt nach dem Bekanntwerden dieſes 
unheilvollen Ereigniſſes wurden die ſtark vernachläſſigten Armierungsarbeiten in Danzig wieder auf— 
genommen. 

Napoleon mußte ſich indeſſen zunächſt noch gegen die Ruſſen wenden, die nun als Bundes— 
genoſſen den Preußen zur Hilfe heranzogen, ſo daß er erſt nach der unentſchiedenen Schlacht bei 
Pr. Eylau am 7. und 8. Februar 1807 dem Marſchall Lefebvre den Auftrag zum Anmarſche gegen 
Danzig erteilte. Am 10. März erſchienen die erſten Franzoſen vor der Stadt und am nächſten 
Tage begann die Einſchließung derſelben, womit erneut das Elend für ſie begann, das ſie ſchon ſo 
oft hatte durchmachen müſſen. Natürlich war die Zeit von Beginn der Armierungsarbeiten an 
auch eine Periode raſtloſer Arbeit für das Polizei-Direktorium und den Magiſtrat geworden. 
Stadtpräſident und Polizei⸗Direktor war zu dieſer Zeit ſchon der frühere Regierungsrat Bax aus 
Marienwerder, der April 1804 an die Spitze der Danziger Stadt- und Polizeiverwaltung geſtellt 
worden war. Johann Chriſtian von Lindenowski trat ſchon September 1803 in den Ruhe⸗ 
ſtand; während der Vakanz führte der Kriegsrat Karl Friedrich von Gralath die Geſchäfte des 
Stadtpräſidenten und Polizei-Direktors. Er war aus Anlaß der Krönung Friedrich Wilhelm III. 
geadelt worden. Lindenowski dürfte das Verdienſt nicht abzuſprechen ſein, daß er durch ſeine 
Amtsführung ſehr weſentlich dazu beigetragen hat, die Bürgerſchaft der Stadt mit dem neuen 
Regiment zu verſöhnen. 


Jedenfalls haben die ſchweren Tage während der zweimonatlichen Belagerung der Stadt 
Beweis dafür erbracht, daß die mit Beginn des preußiſchen Regiments in Danzig neu organiſierte 
ſtädtiſche Verwaltung, die ja in der Hauptſache mit dem Polizei - Direktorium zuſammenfiel, der ihr 
geſtellten Aufgabe gewachſen war, und insbeſondere auch, daß der Regierungs-Präſident von Schleinitz 
mit der Bürgſchaft, die er für das gute Verhalten der Danziger Bürger Friedrich Wilhelm II. 
gegenüber gleich nach Oecupation der Stadt übernehmen wollte, ſich keiner Übereilung ſchuldig gemacht 
hatte. Denn am 26. April 1807 erging folgendes Schreiben König Friedrich Wilhelm III. aus 
Bartenſtein an die gute und getreue Bürgerſchaft zu Danzig: ) 

„Seine Königliche Majeſtät von Preußen haben aus mehreren Berichten des 
Gouvernements zu Danzig mit lebhaftem Woylgefallen erſehen, wie ſehr die gute und 
treue Bürgerſchaft daſelbſt ſich beeifert, ihrem Patriotismus auf eine tätige Weiſe bei 
jeder Gelegenheit zu Tage zu legen. Es gereicht dies Allerhöchſt Ihnen zur angenehmſten 
Genugtuung, um ſo mehr, als ſich die gute Bürgerſchaft, obgleich ſie erſt ſpäter mit 
Allerhöchſt Ihren Staaten vereinigt worden iſt, von den Einwohnern ſo vieler älteren 
Städte des Staates ſo ſehr zu ihrem Vorteil ausgezeichnet. Bei dieſen guten Geſinnungen 
und bei den guten Anordnungen, welche das Gouvernement zur Verteidigung getroffen 


*) A. von Loebell: Ein Ehrendenkmal für die Verteidiger von Danzig 1807. 
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hat, find Seine Majeſtät für das Schickſal der dortigen Feſtung unbeſorgt und indem Sie 
die gute Bürgerſchaft zur Standhaftigkeit in den jetzigen bedrängten Zeiten ermuntern, 
verſichern Sie dieſelben; daß Sie ihr die jetzt bewieſene Treue und Anhänglichkeit gewiß 
nicht vergeſſen werden.“ : 

Dieſes anerkennende und gnädige Schreiben wurde am 11. Mai den Bürgern bekannt gegeben, 
wie die Hoffnung auf Entſatz, welche die Belagerten noch immer belebt hatte, ſchon zu ſinken anfing. 
Bereits am 21. desſelben Monats nahm der Gouverneur von Kalckreuth den ihm angebotenen 
Waffenſtillſtand an, der dann zur Kapitulation der Stadt führte, nachdem der Marſchall Lefebvre 
mit Zuſtimmung Napoleons den ehrenvollen Abzug der Garniſon bewilligt hatte. Die Geſchichte 
dieſer Verteidigung Danzigs ergiebt es, daß es weder bei dem General von Kalckreuth noch bei 
den ihm unterſtellten Truppen Mangel an heldenhafter Geſinnung und Betätigung war, welche die 
Stadt zum Fall brachte. Ohne rechtzeitigen Entſatz war ſie nicht länger zu halten. Am 27. Mai 
zogen die preußiſchen Truppen mit klingendem Spiele, Waffen und fliegenden Fahnen von Danzig 
ab und der Marſchall Lefebrve rückte mit 36000 Mann in dieſelbe ein. Der weitere Sieg, den 
die Franzoſen bei Friedland am 14. Juni 1807 über die vereinigte ruſſiſch-preußiſche Armee errangen, 
führte dann zum Friedensvertrage von Tilſit, den der Kaiſer Alexander J. von Rußland am 7. Juli 
ohne Rückſicht auf das Bündnis mit Preußen einging. König Friedrich Wilhelm III. blieb nichts 
anderes übrig, als ſich mit Preisgabe faſt der Hälfte ſeines bisherigen Staatsgebietes am 9. Juli 
dieſem Vertrage anzuſchließen. Danzig wurde durch den Frieden zu Tilſit mit einem Gebiete von 
2 Lieues im Umkreiſe der Stadt zu einem Freiſtaat erhoben und dieſem dabei die Wiedereinführung 
der alten ſtädtiſchen Verfaſſung garantiert. Damit endete auch das Stadtrecht der zur Immediatſtadt 
Stolzenberg vereinigten Vororte. Die 3 Ordnungen und die Funktionen nahmen dann auch ſehr 
bald ihren früheren Geſchäftsbetrieb wieder auf und es läßt ſich aus ihren Verhandlungen erſehen, 
daß ihnen dies zunächſt eine nicht geringe Befriedigung gewährte. Doch die Freude an der ihnen 
ſo zurückgegebenen Selbſtregierung wird ihnen wohl bald vergangen ſein, da ſie immer mehr erkennen 
mußten, daß der eigentliche Regent der Stadt nun doch der franzöſiſche General Rapp geworden 
war, den Kaiſer Napoleon zum Gouverneur von Danzig beſtellt hatte. 

Das Ende des Polizei-Direktoriums war ſchon ſehr bald nach Kapitulation der Stadt ein— 
getreten. Der Stadt-Präſident Bax hat zur freiſtaatlichen Zeit in der Stadtregierung wohl weder 
einen Platz finden können, noch finden wollen. Er dürfte ſpäter Bürgermeiſter von Elbing geweſen 
ſein, denn im Jahre 1818 wird der „vormalige Stadt-Präſident, jetzige Ober-Bürgermeiſter, Ritter 
pp. Herr Bax als Landrat des Kreiſes Elbing beſtätigt.“ 


Das Polizei-Präſidium. 
1. Die Henorganifation der Polizei in der Stadt und ihrem Landgebiet. 1814-1818, 


der ſonſtigen Requiſitionen, welche Kaiſer Napoleon und fein Gouverneur Rapp ihr auferlegten. 
Als Napoleon am 7. Juni 1812 auf dem Wege zur Bekämpfung Rußlands erneut nach Danzig 
gekommen war, verlangte er von der bereits ſehr hart mitgenommenen Stadt noch unerſchwingliche 
Leiſtungen und blieb allen Vorſtellungen gegenüber, daß dieſelbe dazu nicht mehr fähig ſei, unzugänglich. 
Am 11. Juni reiſte der Kaiſer von Danzig ab und im Auguſt folgte ihm General Rapp nach 
Rußland. Wie letzterer am 18. Dezember von dort nach Danzig zurückkehrte, war die ſtolze Armee, 
mit der ſein Kaiſer nach Rußland gezogen, faſt gänzlich vernichtet. Die Ruſſen folgten den flüchtigen 
Franzoſen auf dem Fuße, und General Rapp wird deshalb auch keinen Augenblick mehr darüber 
im Zweifel geweſen ſein, daß ihm ernſte Kämpfe bevorſtanden, wenn er dem Befehle ſeines Herrn, 
Danzig zu halten, nachkommen wollte. Zuſtatten kam ihm jedenfalls, daß unter feinem Gouver- 
nement die Feſtungswerke auf Koſten der Stadt und ihres Gebiets mit der größten Sorgfalt wieder 
hergeſtellt und auch ſehr erheblich verſtärkt waren. 


Wie klar General Rapp die Situation erkannte, geht daraus hervor, daß er ſchon am 
31. Dezember 1812 den drei Ordnungen des Stadtregiments bekannt geben ließ, daß er von da ab 
der alleinige Befehlshaber in Danzig ſei, womit er deren Regierungsgewalt aufhob. Tags zuvor 
hatte General von Pork, der Führer des Hilfskorps, das Preußen vertragsmäßig Kaiſer Napoleon 
zum Zuge gegen Rußland hatte ſtellen müſſen, mit dem ruſſiſchen General von Diebitſch die 
Konvention zu Tauroggen geſchloſſen, die dann im weiteren Verlauf zum erneuten Bündnis 
zwiſchen Preußen und Rußland führte, das am 28. Februar 1813 zu Kaliſch zum Abſchluß kam 
und der mächtigen Bewegung, die inzwiſchen von der Ständeverſammlung in Königsberg zur Ab— 
ſchüttelung des franzöſiſchen Jochs ausgegangen war, erſt die Bahn frei machte. 

Die Kriegserklärung Preußens an Frankreich erfolgte dann am 16. März. 


Die Ruſſen waren bereits am 13. Januar bis Danzig vorgedrungen, und wenngleich ſie 
zunächſt nur aus 11000 Mann beſtanden, fo ſchloſſen fie doch ſchon vom 21. ab Danzig ein. Am 
23. April traf der Herzog Alexander von Württemberg vor Danzig ein, der als General der Kavallerie 
in ruſſiſchen Dienſten ſtand und von dem Kaiſer Alexander J, ſeinem Neffen, mit dem Kommando über 
das Belagerungs-Korps betraut war. Der Herzog ſorgte zunächſt für die Heranziehung weiterer 
Truppen, die dann ſowohl von ruſſiſcher wie von preußiſcher Seite eintrafen. Seit Ende Mai ge⸗ 
hörte die erſte oſtpreußiſche Landwehr-Diviſion unter dem Kommando des Majors Grafen zu Dohna 
zum Belagerungs-Korps, das zu dieſem Zeitpunkte aus etwa 30 000 Ruſſen und 8000 Preußen ſich 
zuſammenſetzte. Die Blockade der Stadt, unter der dieſelbe infolge einer bei der Garniſon einge- 
tretenen Typhusepidemie, die ſich auch auf die Bürgerſchaft übertrug, fürchterlich litt, hatte ſchon am 
1. Mai begonnen, und der Herzog beſchränkte ſich einſtweilen darauf, die Blockade aufrecht zu 
erhalten. Durch einen Waffenſtillſtand vom 10. Juni bis 24. Auguſt, der durch den Waffen⸗ 
ſtillſtand veranlaßt war, den die Alliirten mit dem Kaiſer Nopoleon nach der Schlacht bei Bautzen 
(20. und 21. Mai) zu Proſchwitz abgeſchloſſen hatten, wurde die Blockade dann noch inſoweit unter- 
brochen, als der Herzog die Zufuhr von Lebensmitteln für die Garniſon, aber nicht für die Bürger⸗ 
ſchaft der belagerten Stadt geſtattete. Auch nach Wiederaufnahme der Feindſeligkeiten begann dan 
eigentliche Bombardement der Stadt erſt am 10, Oktober, das am 1. November zu dem unerwarteten 
Erfolg führte, daß die Baulichkeiten auf der Speicherinſel und mit dieſer die Magazine der Garniſon 
größtentheils vernichtet wurden. Schon am 14. November begannen die Unterhandlungen wegen 
Uebergabe der Stadt und am Abend des 27. November wurden die Feindſeligkeiten eingeſtellt. Die 
Kapitulationsbedingungen, die der Garniſon einen ehrenvollen Abzug in die Heimat zuſicherten und 
welche der Herzog von Württemberg wie der General Graf Rapp am 30 November unterzeichneten, 
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wurden vom Kaiſer von Rußland jedoch nicht genehmigt, der Die Abführung der Garniſon in die 
ruſſiſche Gefangenſchaft forderte. Auf den von Rapp dagegen eingelegten Proteſt erklärte ihm der 
Herzog, daß er vor Wiedereröffnung der Feindſeligkeiten bereit ſei, auf die Stellungen zurückzugehen, 
die das Belagerungs-Korps vor Eintritt des Waffenſtillſtandes beſetzt gehalten hatte. Eine Fort⸗ 
ſetzung des Kampfes bot für den franzöſiſchen General aber nicht die geringſten Chancen, weil er 
nach der Niederlage der franzöſiſchen Armee in der Schlacht bei Leipzig auf keinen Entſatz mehr 
rechnen durfte, weshalb er auch die härtere Bedingung annehmen mußte. Am 2. Januar 1814 
verließen die dem General Rapp unterſtellten Truppen die Stadt; bei ihrem Auszuge führte er ſie 
perſönlich an dem Herzog von Württemberg vorbei, der ihnen durch ſeine Truppen die militäriſchen 
Ehren erweiſen ließ. Dann hatte die bisherige Garniſon am Hagelsberge die Waffen zu ſtrecken, 
und die Franzoſen wie die Italiener, zuſammen 5200 Mann, wurden in die Gefangenſchaft nach 
Rußland abgeführt, während 9 200 Deutſche, Polen und Spanier in ihre Heimat zurückkehren konnten. 
Anfangs 1813 hatte die Beſatzung 35 934 Mann gezählt. 


Schon nach Abſchluß der Kapitulation hatte König Friedrich Wilhelm III am 16. Dezember 1813 
aus Frankfurt am Main an das Militär⸗Gouvernement zu Königsberg eine Kabinetsordre ergehen 
laſſen, die folgende Beſtimmung enhält: *) 

„Ich bin mit des Kaiſers von Rußland Majeſtät dahin übereingekommen, daß 
Danzig und Weichſelmünde nach deſſen Räumung vom Feinde durch Meine Truppen 
wieder beſetzt werden ſoll, und habe demnach den General-Lieutenant von Maſſenbach 
zum Gouvernór, den Landwehr-⸗Inſpekteur Oberſt Graf zu Dohna zum Kommandanten, 
den zu Pillau angeſtellten Ingenieur Kapitän von Borcke zum Ingenieur des Platzes 
und die jetzt vor Danzig ſtehenden 9 preußiſchen Landwehr-Infanterie-Bataillone nebſt 
zwei von dem Militär⸗Gouvernement zu Königsberg zu wählenden Landwehr-Schwadronen 
und die Artillerie-Kompagnie zur Garniſon beſtimmt.“ 


Auf eine Anzeige, die der zum Kommandanten ernannte Graf zu Dohna dem Herzog 
von Württemberg hinſichtlich der vom preußiſchen Könige getroffenen Anordnungen erſtattete, 
erhielt er jedoch am 1. Januar 1814 zur Antwort: 

„Da mir von Seiner Majeſtät dem Kaiſer Meinem Herrn zur Zeit noch nicht der 

Befehl worden iſt, die Stadt und Feſtung Danzig nach Räumung vom Feinde nur von 
Preußiſchen Truppen beſetzen zu laſſen, ſo kann ich nur vorausſetzen, daß nach Wb- 

fertigung der Ordre, die Euer Hochgeboren von Seiner Majeſtät dem Könige Ihrem 
Herrn erhalten haben, von den hohen Monarchen die frühere Beſtimmung über Danzig 
geändert iſt, weshalb es bei meinen früheren Feſtſetzungen bleibt, daß die Stadt von den 
alfiirten Truppen gemeinſchaftlich beſetzt werde und der vorläufig ernannte Gouverneur 
Fürſt Wolkonsky, als Kommandant der General Rachmanow ihre Funktionen 


ſogleich antreten.“ 


Dabei blieb es denn auch, bis dann endlich am 2. Februar 1814 der Herzog Alexander von 
Württemberg ſo deutlich über die Willensmeinung ſeines Kaiſers hinſichtlich der Beſetzung von Danzig 
aufgeklärt wurde, daß er ſeine Zweifel nicht mehr aufrecht erhalten konnte. Er war bis zum letzten 
Moment beſtrebt geweſen, Danzig für Rußland zu erwerben und es mit einem entſprechenden Land⸗ 
gebiet Weſtpreußens den polniſchen Landesteilen Rußland's anzugliedern. Am 9. Februar verließ 
er Danzig für immer, doch wurde Danzig und fein Landgebiet erſt Ende März von den ruſſiſchen 
Truppen befreit. Noch am 22. März 1814 ſchreibt der Kommandant von Danzig, Oberſt von Bonin: 


„Die Ruſſen mögen gute Soldaten gegen den Feind ſein, aber wehe dem Lande, 
wo ſie hinkommen. Ich habe wahrlich Alles zuſammen nehmen müſſen, um den gänzlichen 
Ruin der Provinz Weſtpreußen und des angrenzenden Teils von Pommern zu 
verhindern. — — — سے‎ — —= — 
An Exceſſen, die hie und da in Gewalttätigkeiten ausgeartet ſind, hat es indeſſen 
nicht gefehlt. und die Ruſſen ſcheinen den Grundſatz zu haben, daß die Trompete beim 
Abmarſch Alles berichtiget, da ſie ſich nicht bemühen über dieſe gewalttätigen Handlungen 
Genugtuung zu geben. In dieſer Hinſicht iſt es doppelt wünſchenswert für die Ein⸗ 
wohner dieſer Gegend, daß ſie dieſem Druck entgehen.“ 
Graf Ludwig zu Dohna, unter dem ſich die oſtpreußiſche Landwehr bei der Belagerung 
von Danzig in vortrefflichſter Weiſe bewährt hatte, erlag am 19. Januar 1814 dem Nervenfieber, 
ſein Nachfolger als Kommandant von Danzig war der vorerwähnte Oberſt von Bonin. 


Die Neuorganiſation der Verwaltung in Danzig mußte nun unter den vorſtehend geſchilderten 
Verhältniſſen aufgenommen werden. Dieſerhalb war am 14. Januar 1814 von dem Haupt⸗Quartier 


*) Maximilian Schultze: Um Danzig 1813/14. 


zu Baſel folgende Allerhöchſte Kabinetsordre an den Staatskanzler Freiherrn von Hardenberg 
ergangen: ) 

13 „Da es nach der Einnahme Danzigs notwendig iſt, daß dieſe Stadt mit deren 
Gebiet von Meinen Behörden in Beſitz genommen werde, da es die Wichtigkeit dieſes 
bedeutenden Handelsorts erfordert, daß derſelbe eine Verfaſſung erhalte, welche die Ver— 
fajjung der übrigen großen Städte Meines Reiches gleichkommt und da überdies die Mehr— 
zahl der achtungswerten Danziger Bürger ihre Unzufriedenheit mit den bisherigen Ein— 
richtungen ihrer Vaterſtadt zu erkennen gegeben hat, jo ertheile ich Ihnen den Auftrag,“ 
die Beſitznahme von Danzig zu verfügen, und die daſigen Behörden ſowohl den Magiſtrat, 
als die Polizei, die Juſtiz- und die Abgabenverwaltung auf die zweckmäßigſte Art bier 
nach einrichten zu laſſen. Es darf dabei jedoch der Vorſchrift der Städteordnung um jo 
weniger ängſtlich gefolgt werden, als dieſe Einrichtung nur proviſoriſch ſein und die 
definitive Organiſation der Behörden erſt nach dem Frieden eintreten ſoll. Als Commiſſarien 
für die Civil-Beſitznahme und für dieſes Reorganiſationsgeſchäft ernenne ich den Ober— 
landsgerichts-Präſidenten Oelrichs, den zum Polizei-Präſidenten beſtimmten Major 
von Vegeſack und den Lizent-Rath Brahl, will es aber Ihnen überlaſſen, dieſe mit 
Inſtruktion zu verſehen und ihnen noch andere Gehülfen aus den Weſtpreußiſchen Ober- 
landesbehörden beizugeben. Im Uebrigen mache Ich es den genannten Commiſſarien zur 
angelegentlichſten Pflicht, in den von ihnen zu treffenden und zu vorzuſchlagenden Ein: 
richtungen außer dem Staatsintereſſe ganz vorzüglich die Wünſche der beſtgeſinnten Bürger 
von Danzig zu berückſichtigen, indem Ich erwarte, daß ſolche nur auf das wahre Intereſſe 
ihres Vaterlandes und auf den wiederherzuſtellenden Mir gewiß am Herzen liegenden 
Flor ihrer Vaterſtadt gerichtet ſein werden. gez.: Friedrich Wilhelm.“ 

Der Major von Vegeſack war zur freiſtaatlichen Zeit preußiſcher Reſident in Danzig 
geweſen, was ihn wohl nach dem Vorgange mit von Lindenowski als beſonders qualifiziert für 
die Stellung des Polizei-Präſidenten in Danzig hat erſcheinen laſſen. Aus dem Jahre 1811 liegt 
ein Bericht von ihm vor, den er als Reſident dem Ober-Präſidenten zu Königsberg über die Lage 
der Schiffahrtsverhältniſſe im Danziger Hafen erſtattete, nachdem letzterer wieder geöffnet war. Bis 
zum 20. September 1811 kamen 31 kleine Schiffe ein, von denen noch 15 durch franzöſiſche Kaper 
aufgebracht waren. Die übrigen hatten größtenteils Kalk geladen. Ausgegangen waren 38 Schiffe, 
darunter 3, die den Nothafen aufgeſucht, und 11 ſchwediſche, die nach Löſchung ihrer Kalkladung 
ohne Fracht zurück kehrten. 

Nach Wiederausbruch des Krieges zwiſchen Preußen und Frankreich mußte von Vegeſack 
Danzig verlaſſen. Während des Verlaufs der Belagerung von Danzig wurde er dann Kommandeur 
des 17. oſtpreußiſchen Landwehr-Bataillons (Elbing), das vor ihm ein Major Oelrichs führte, der 
wahrſcheinlich mit dem Oberlandesgerichts - Präſidenten identiſch iſt. von Vegeſack dürfte jo zu 
den preußiſchen Beſatzungstruppen in Danzig gehört haben, wie ihm ſeine Ernennung zum Polizei⸗ 
Präſidenten zuging. 

„Die Allerhöchſt verordnete Organiſations-Kommiſſion,“ wie fie fi in ihren amtlichen 
Kundgebungen benennt, nahm anfangs Februar ihre Tätigkeit auf, nachdem die Ruſſen die Feſtungs⸗ 
werke an die preußiſchen Truppen übergeben hatten. Stadt und Ländereien, auf die ſich ihr 
Wirkungskreis nun erſtreckte, fand ſie in einer troſtloſen Lage vor. In der Stadt lagen 112 
Gebäude, das Dominikanerkloſter und 197 Speicher in Aſche, 1115 Häuſer waren mehr oder weniger 
beſchädigt und 5682 Menſchen an anſteckenden Krankheiten oder aus Mangel an Nahrung geſtorben. 
60 Perſonen kamen außerdem noch während des Bombardements durch in die Stadt fallende 
Geſchoſſe um. 40 Millionen Gulden!) hatten die Franzoſen der Stadt zudem während der frei- 
ſtaatlichen Zeit abgepreßt, und auch den Bürgern fait das letzte genommen, die ſchon ohnedem durch 
die lange Stockung von Handel und Verkehr ruinirt waren. Die Vororte waren bei den beiden 
Belagerungen ſo gut wie vom Erdboden verſchwunden, und das Landgebiet durch Einquartierungen, 
Plünderungen und teilweiſe auch noch durch Überſchwemmungen verwüſtet. Dabei erforderte die 
Unterhaltung der einquartierten ruſſiſchen Bundesgenoſſen noch immer erneute Opfer, ſo daß ſich 
daraus die Schwierigkeiten ermeſſen laſſen, die ſich der Organiſations-Kommiſſion beim Beginn ihrer 
Arbeit entgegen ſtellten, da ſchließlich bei Durchführung derſelben eine vermehrte Inanſpruchnahme 
der Steuerkraft der Stadt unvermeidlich war. 

Trotzdem entwickelte die Organiſations-Kommiſſion ſchnell eine rege Tätigkeit. Schon am 
19. Februar führte ſie den neuen Magiſtrat ein, der unter Anlehnung an die Beſtimmungen der 
Städteordnung vom 19. November 1808 gebildet war. Zum Oberbürgermeiſter wurde der Kriegsrat 
Joachim Heinrich von Weickhmann ernannt, dem 1798 der Adel verliehen worden war, und 
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**) 4 Gulden Danziger Kourant = 1 Taler preußiſch. 
Der Gulden wurde zu 30 Groſchen, der Gr. zu 12 6 gerechnet. 
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zum Bürgermeifter Johann Wilhelm Wernsdorff. Die Betätigung beider wie der übrigen 
Magiſtratsmitglieder erfolgte ſchon unterm 13. März durch Allerhöchſte Kabinettsordre aus dem 
Hauptquartier Chaumont. 7 


Ebenſo ohne Verzug ging der Polizei - Präfident von Vegeſack an die Neueinrichtung der 
Polizei, wobei es ihm ſehr zuſtatten kam, daß er gleichzeitig Mitglied der Organiſations⸗Kommiſſion 
war. Zur Durchführung der Polizeiorganiſation war ihm als Polizeirat ein Legationsſekretär Jonas 
überwieſen, der bis dahin in dem Bureau des Staatskanzlers Freiherrn von Hardenberg und 
zwar in der Abteilung für höhere Armee Polizei gearbeitet hatte. Er wurde aus dem Hauptquartier 
zu Baſel Mitte Januar 1814 nach Danzig entſandt und hatte ſich, bevor er dort Mitte Februar 
eintraf, beim Berliner Polizei-Präſidium über den Geſchäftsgang informiert. Jonas war ſchon 
vordem in Danzig in Stellung geweſen und von dort erſt Januar 1813 in das Hauptquartier nach 
Breslau zu dem vorerwähnten Bureaudienſt beordert worden. 


Die übrigen Hilfskräfte, welche der Polizei-Präſident von Vegeſack noch gebrauchte, entnahm 
er nach Vereinbarung mit dem Oberbürgermeiſter zunächſt aus dem ſtädtiſchen Beamtenperſonal. 
Nach dem Vorgange von 1793 richtete von Vegeſack auch diesmal die Polizei nach dem Muſter 
der großen preußiſchen Städte ein, jedoch, wie er hervorhebt, mit den Abweichungen, die in Rückſicht 
auf die Lokalverhältniſſe, die ehemalige Regierungsverfaſſung und die beſonderen eigentümlichen An- 
forderungen einer See- und Handelsſtadt geboten waren. Ihm lagen die Polizei-Reglements 
für Berlin, Breslau und Königsberg vor, doch bot naturgemäß das der letzteren Stadt 
den weſentlichſten Anhalt. Die Reform der Verwaltung in Preußen, welche mit der Verordnung 
wegen verbeſſerter Einrichtung der Provinzial-Polizei- und Finanzbehörden vom 26. Dezember 1808 
eingetreten war, hatte auch eine erhebliche Umwälzung in der Organiſation der Polizei in den größeren 
Städten zur Folge gehabt. In dem neuen für die Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Königsberg erlaſſenen 
Polizeireglement, das an Stelle eines Reglements vom Jahre 1752 trat, nach welchem, wie ſpäter 
auch in Danzig, die Polizeiverwaltung einem mit dem Magiſtrat kombinierten Polizei-Direktorium 
übertragen war, wird ausdrücklich einleitend hervorgehoben „daß Seine Königliche Majeſtät Sich bei 
Höchſtdero Aufenthalt in der Haupt- und Reſidenzſtadt Königsberg von den Mängeln der Poligei- 
Verwaltung zu überzeugen, vielfältig Gelegenheit gehabt,“ und die Notwendigkeit der getroffenen 
Anderung damit begründet. Das Polizei-Direftorium mit ſeiner kollegialiſchen Verfaſſung und 
ſeiner Abhängigkeit vom Magiſtrat hatte ſich in außergewöhnlichen Tagen als zu ſchwerfällig erwieſen. 
Der leitende Grundſatz des neuen Reglements iſt deshalb auch folgender: 


„Die eigentümliche Natur der Polizei fordert, wenn fie ihre zweckmäßige Wirk⸗ 
ſamkeit nicht verfehlen ſoll, vorzüglich Schnelligkeit und Einheit. Kollegialiſche Berat⸗ 
ſchlagung kann daher nicht ſtattfinden, ſondern ein büreaumäßiger Geſchäftsbetrieb joll 
künftig eintreten.“ 


Demzufolge wurde auch die Leitung ſämtlicher Polizeiangelegenheiten einem Polizei-Präſidenten 
mit ausgedehnter Autorität und ebenſo ausgedehnter perſönlicher Verantwortlichkeit übertragen. 


Die Poſition des Polizei-Präſidenten von Vegeſack, welche noch durch ſeine Mitgliedſchaft 
bei der Organifations-Stommiffion verſtärkt wurde, war jo von vorneherein eine ſehr viel unab— 
hängigere, wie die des Stadt-Präſidenten und Polizei-Direktors von Lindenowski im Jahre 1793. 
von Vegeſack bewirkte die neue Polizeieinrichtung dann auch im Zeitraum von 2 Wochen und nahm 
das von ihm für dieſelbe ausgewählte Beamtenperſonal ſchon am 21. Februar 1814 in Dienſt und 
Pflicht. Die von ihm getroffene Organiſation ergiebt das Reglement der Seer und Handelsſtadt 
Danzig vom 4. Oktober 1814, welches vom König Friedrich Wilhelm III. in Wien vollzogen wurde, 
wohin derſelbe ſich nach inzwiſchen eingetretenem Frieden begeben hatte, um an dem bevorſtehenden 
Kongreß teilzunehmen, der dort über die Entſchädigung der einzelnen Staaten wegen ihrer Verluſte 
während der napoleoniſchen Herrſchaft verhandeln ſollte. Den Entwurf des Reglements hatte 
von Vegeſack aufgeſtellt und nach vorheriger Reviſion durch die Organiſations-Kommiſſion einge⸗ 
reicht. Der ſtädtiſche Polizeibezirk, wie ihn das Reglement feſtſetzt, läßt erkennen, daß von Vegeſack 
ein Mann mit weitem Geſichtskreis war. Außer dem Gebiet, das gegenwärtig den Stadtbezirk 
Danzig bildet, gehörten zu dem damaligen ſtädtiſchen Polizeibezirk noch die Ortſchaften Sandweg, 
Bürgerwieſen, Troyl, Weichſelmünde, Bröſen, Saspe, Schellmühl, Legan, Tempelburg, Emaus, 
Chriſtinenhof, Pietzkendorf, Dreilinden, Ohra, Guteherberge, Dreiſchweinsköpfe und Scharfenort. Die 
bereits zur freiſtaatlichen Zeit erfolgte Eingemeindung der ehemaligen Immediatſtadt Stolzenberg 
mit Schidlitz, Altſchottland und St. Albrecht, wie von Langfuhr und Neufahrwaſſer nach Danzig 
blieb aufrecht erhalten, während die übrigen jenſeits der äußeren Feſtungswerke belegenen und nun 
zum ſtädtiſchen Polizeibezirk gehörigen Ortſchaften ihre kommunale Selbſtſtändigkeit behielten, ſo daß 
ſich der ſtädiiſche Kommunalbezirk und der ſtädtiſche Polizeibezirk nicht mit einander deckten. 


Die Einrichtung der Polizeireviere war mit der Bezirkseinteilung Hand in Hand gegangen, 
welche der Magiſtrat in Gemäßheit der Städteordnung zur Durchführung der ſtädtiſchen Verwaltung 
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bewirkt hatte. Für jeden Bezirk wurde aus der Bürgerſchaft ein Vorſteher und ein Stellvertreter 
ernannt, der die Kontrolle über die Polizeianordnungen wahrzunehmen hatte. Dazu gehörte, wie es 
in der bezüglichen Beſtimmung der Städteordnung heißt: „Die Aufſicht auf Straßen, Brücken, 
Brunnen, Waſſerleitungen ꝛc., deren Reinigung, kleine Ausbeſſerungen derſelben, Kontrolle der 
Erleuchtung und Nachtwache, Aufſicht auf öffentliche Plätze und deren Reinigung, Beſorgung von 
Leiſtungen dieſer Art für Rechnung ſäumiger Partikuliers, Verwaltung und Auffidt über die 
Rettungsanſtalten des Bezirks, und Beſorgung der Aufträge der Deputationen in Beziehung auf die 
Polizeianſtalten.“ 

Den Vorſtehern der einzelnen Polizeireviere konnte demnach bei gutem Einvernehmen mit 
den Bezirksvorſtehern eine weſentliche Unterſtützung durch dieſe zuteil werden. Das Polizei-Reglement 
weiſt hierauf auch hin, indem es hervorhebt: „In allen ſie mit betreffenden Polizei-Angelegenheiten 
müſſen die Beziksvorſteher ſich an die Polizei-Kommiſſarien der Diſtrikte wenden, mit welchen ſie 
überhaupt die genaueſte Geſchäftsordnung zu unterhalten haben; jedoch dürfen die Bezirksvorſteher 
ſich nicht in Angelegenheiten der Sicherheitspolizei miſchen, ſondern nur ſolche Gegenſtände 
kontrollieren, welche in das Adminiſtrations-Reſſort ihrer Behörde einſchlagen. 


Dagegen follen die Polizei-Kommiſſarien ihnen die Miets veränderungen, und alles, was 
auf die Vollſtändigkeit der Bürgerrolle des Bezirks oder ſonſt auf die adminiſtrativen Polizei⸗ 
angelegenheiten Bezug hat, jederzeit willig und umſtändlich mitteilen. 

Fahrläſſigkeiten oder Pflichtwidrigkeiten der Polizei-Offizianten müſſen die Bezirksvorſteher, 
fo wie hinwiederum die Polizei⸗Offizianten von dieſen rückſichtslos zur Rüge bringen, übrigens aber 
gegenſeitig eine zur Sache dienliches gutes Einverſtändnis erhalten.“ 


In der inneren Stadt mit den ſogenannten Außenwerken beſtanden nun nach der vorer- 
erwähnten Einteilung 7 Polizeireviere, von denen jedes einen Polizeikommiſſar zum Vorſteher hatte. 
Das Gehalt der Polizeikommiſſare betrug 350—360 rx, wofür fie auch das Revierbüreau bereit zu 
ſtellen hatten. 


Außerhalb der Feſtungswerke waren 6 Reviere gebildet, die ſich aus den ſtädtiſchen Vororten 
und den ländlichen Ortſchaften des ſtädtiſchen Polizeibezirks zuſammenſetzten, und zwar waren dies die 
Reviere St. Albrecht, Altſchottland, Schidlitz, Langfuhr, Neufahrwaſſer und das Revier an der Weichſel. 
Mit Ausnahme von Neufahrwaſſer ſtanden dieſen Revieren Polizeiſergeanten vor, die den Schulzen 
der ländlichen Ortſchaften ihres Reviers gegenüber dieſelbe Stellung einnahmen, wie die Polizei⸗ 
Kommiſſare gegenüber den Bezirksvorſtehern. Der Vorſteher des Reviers an der Weichſel bezog neben 
feinem Gehalt, das für die Polizeiſergeanten 180—200 rx betrug, 60 rx zur Unterhaltung eines Reitpferdes. 


Das Revier Neufahrwaſſer, zu dem Weichſelmünde und Bröſen gehörten, hatte durch ſeine 
Lage zum Hafen eine Ausnahmeſtellung. Der Vorſteher des Reviers, ein Polizeikommiſſar, war 
keinem Polizei⸗Inſpektor, ſondern direkt dem Polizei-Präſidenten unterſtellt. 


Im ganzen waren 20 Polizeiſergeanten angeſtellt, von denen 5 mithin Reviere verwalteten, 
4, darunter ein berittener Sergant, Ordonnanzdienſte beim Polizei-Präſidium zu verrichten hatten, 
ſo daß 11 zum Straßendienſt ꝛc. in den Revieren der inneren Stadt übrig blieben. 

Die Aufſicht über die Polizeikommiſſarien und die Polizeiſergeanten führten in drei Inſpektions⸗ 
kreiſen ebenſoviel Polizei-Inſpektoren. 

Zum 1. Inſpektionskreiſe gehörten die Reviere St. Barbara, St. Trinitatis, St. Marien und 
das Revier an der Weichſel, 

zum zweiten, St. Johann, St. Katharinen, Spendhaus und das vorſtädtiſche Revier 
St. Salvator, 

zum dritten, die ſchon vorhin benannten Außenreviere mit Ausnahme von Neufahrwaſſer. 


Von den Polizei-Inſpektoren waren vor ihrer Übernahme in den Polizeidienſt Kuffs, 42 
Jahre alt, Stadtgerichtsſekretär und nächſtdem Stadtſekretär, Stelter, 43 Jahre alt, Referendar 
beim Landgericht und nachher ebenfalls Stadtſekretär in Danzig, Ganguin Feſtungs⸗ Bau⸗ und 
Etappen⸗Kommiſſarius in Pr.⸗Stargard geweſen. Kuffs hatte die Bedingung geſtellt, daß ihm 
gleichzeitig der Titel Polizei⸗Aſſeſſor verliehen werde, worauf die Organiſations-Kommiſſion einge⸗ 
gangen war. Das Gehalt der Polizei-⸗Inſpektoren betrug 800 rx und außerdem bezogen fie 100 rx 
jährlich zur Unterhaltung eines Reitpferdes. 


Um hier gleich ein Bild zu geben, wie das Perſonal der Erefutivpolizei bei der erſten 
Organiſation zuſammengeſetzt war, ſo führe ich noch an, daß von den eingeſtellten Polizeikommiſſarien, 
Stopfel, 50 Jahre alt, erit preußiſcher, dann Feldwebel bei der Stadtgarnifon geweſen, Arnswald, 
36 Jahre alt, früher Regiſtrator, dann Leutnant bei der Stadtgarniſon, Graß, 31 Jahre alt, 
Referendar beim Stadtgericht, dann Advokat, Andree, 31 Jahre alt, Sekretär bei der Lotto⸗ 
Deputation, Döring, 39 Jahre alt, früher preußiſcher Feldwebel und ſchon zur Zeit des Polizei⸗ 


Direktoriums Polizei⸗Kommiſſär, Sparfeld, 49 Jahre alt, gleichfalls ſchon früher Polizeikommiſſär 
in Neufahrwaſſer, und Lengnich, 27 Jahre alt, Danziger Bürger, der ſich früher einmal als Amts- 
ſchreiber in Carthaus betätigt hatte. 

Von den 20 Polizei⸗Sergeanten⸗Stellen waren 2 ehemaligen ſtädtiſchen Boten in den Außen⸗ 
revieren St. Albrecht und Alt-Schottland belaſſen, die dort die Reviergeſchäfte führten, aber nicht 
zu Polizeiſergeanten ernannt wurden. 4 Polizeiſergeanten hatten ſchon zur Zeit des Polizei⸗ 
Direktoriums als ſolche gedient, 3 waren ehemalige Bürger der Stadt, und 11 ehemalige preußiſche 
Unteroffiziere. 

Für die Polizei⸗Inſpektoren, die Polizeikommiſſare und die Polizeiſergeanten wurden ge- 
ſondert ſehr eingehende Inſtruktionen vom Königlichen Polizei-Miniſterium unterm 16. September 1814 
erlaſſen, deren Entwürfe der Polizei-Praſident von Vegeſack eingereicht hatte. 

Die Bildung des ſtädtiſchen Polizeibezirks läßt erkennen, daß die Sicherſtellung des öffentlichen 
Verkehrs, wie er ſich in dem Erwerbsleben zwiſchen den Bewohnern der Stadt und den umliegenden 
Ortſchaften täglich abſpielte, dabei volle Würdigung gefunden, und daß insbeſondere auch den An- 
forderungen, welche die Überwachung des Hafengebietes ſtellte, durch Hineinziehung der Ortſchaften 
auf beiden Ufern der Weichſel vom Ganskruge bis zur See in dieſen Bezirk, gebührend Rechnung 
getragen war. Mit Wiedereintritt der Selbſtregierung zur freiſtaatlichen Zeit hatte auch die Seetief— 
Funktion ihre Geſchäfte im vollen Umfange erneut aufgenommen und damit die geſamten Hafen⸗ 
einrichtungen wieder auf den alten Fuß gebracht. Die Hafenungelder, wie die Schiffahrtsabgaben 
benannt werden, floſſen wieder zur Kaſſe der Seetief-Funktion und aus ihr ſollten auch die geſamten 
Koſten der Hafenunterhaltung beſtritten werden. Aufwendungen für die Lotſen hatte dieſe Kaſſe 
nur in mäßigem Umfange zu machen, denn dieſelben beſtritten ihren Unterhalt auch noch aus Neben— 
einkünften, die fie von den ein- oder auszubringenden Schiffen bezogen. Bei dem Seelotſenperſonal 
fielen dabei vornehmlich die ſogenannten großen Voyegelder“) ins Gewicht, die gewohnheitsmäßig 
nach Wert und Größe der Ladung von den Schiffsabrechnern für das Lotſenperſonal erhoben und 
an dieſes abgeführt wurden. Dieſe Voyegelder wurden zwiſchen den beiden Lotſen-Kommandeuren 
und den Seelotſen geteilt. Für die Jahre 1801-1805, in denen die Schiffahrt gut ging, ſchätzte 
jeder Lotſenkommandeur fein Einkommen aus den Voyegeldern auf 1000—1200 rx, ſodaß fie alſo 
auch zur preußiſchen Zeit dieſe hohe Nebeneinnahme trotz des feſten Gehalts hatten. Das Jahres- 
einkommen der Seelotſen wird ſich demnach durch die Voyegelder um etwa 100 rx erhöht haben; 
da es aber neben den großen Voyegeldern auch noch kleine gab, die den Lotſen von den Schiffs⸗ 
führern direkt zugingen, ſo ſtellte ſich ihr Geſammteinkommen noch günſtiger. Es erklärt ſich daraus 
auch, weshalb die Weichſellotſen zur preußiſchen Zeit ein höheres Gehalt wie die Seelotſen bezogen, 
(S 16) da die Nebeneinnahmen der Binnenlotſen nicht annähernd ſo hoch geweſen ſein werden, nachdem 
feſte Gebührenſätze für ihre Tätigkeit zur Lizentkaſſe abgeführt werden mußten. Zur freiſtaatlichen 
Zeit waren die Gehälter der Binnen- oder Weichſellotſen wieder in Abgang gekommen, doch blieb 
ihre Organiſation und damit ihr Sonderrecht zur Wahrnehmung des Lotſendienſtes in den Binnen⸗ 
gewäſſern beſtehen. 

Zur Wahrnehmung des Hafenpolizeidienſtes war ſchon in der alten Danziger Zeit 1 Hafen⸗ 
meiſter nebſt Beilknechten, Ballaſtaufſehern und Baumſchließern angeſtellt geweſen. Im Jahre 1809 
wurde unterm 13. Dezember vom Bürgermeiſter und Rat eine neue Inſtruktion für den Hafenmeiſter 
erlaſſen, aus der hervorgeht, daß die Freihaltung des Schiffahrtverkehrs auf den Binnengewäſſern 
von allen Behinderungen und die Regelung dieſes Verkehrs ſeine Hauptaufgabe war. Daneben hatte 
er natürlich auch den Hafenanlagen in der Stadt ſeine Sorgfalt zuzuwenden und jede Beſchädigung 
und Verunreinigung derſelben ſo weit als möglich zu verhindern. Die Stelle des Hafenmeiſters 
gehörte zu den ſchon vorhin erwähnten „Lehnen“, ſie wurde regelmäßig an verarmte Kaufleute 
übertragen und war ſehr geſucht, da ſie ihren Mann gut ernährte, wenn nicht außergewöhnliche 
Stockungen im Schiffahrts⸗ oder Flößereiverkehr eintraten. Denn der Hafenmeiſter war lediglich 
auf Gebühren angewieſen, und für die ihm unterſtellten Beamten, die ein kleines Gehalt erhielten, 
traf dasſelbe mit dieſer Beſchränkung zu. Für den Hafenmeiſter und die Beilknechte, welche letztere 
ſo benannt wurden, weil ſie im Dienſt ſtets ein Beil mit ſich führen mußten, um es bei der 
Beſeitigung von Schiffahrtshinderniſſen ſofort zur Hand zu haben, waren die Gebühren folgenderart 
feſtgeſetzt: 

Von jedem eins und ausgehenden Seeſchiffe unter 60 Laſt Größe erhielt der Hafenmeiſter 
1 fl. Danziger Courant, von über 60 Laſt 4 fl. 15 gl.; zwei Beilknechte zuſammen entſprechend 
12 gl. und 2 fl. 3 gl. Von Stromfahrzeugen erhob lediglich der Hafenmeiſter eine Gebühr, und 
zwar von ſolchen aus Polen nach Größe derſelben 10 oder 8 gl., aus preußiſchem Gebiet 6 gl. und 
aus ſtädtiſchem Gebiet 3 gl. Von den einkommenden Traften waren an den Hafenmeiſter die Ruder 
reſp. 18 gl. dafür abzuliefern; von jeder einkommenden Holzſchuite 4 Kloben Holz. 


* Zu jener Zeit wohl in ſämtlichen Häfen übliche Geſchenke, die auch gegenwärtig noch an verſchiedenen ausländiſchen 
Hafenorten üblich ſein ſollen. و‎ 


Von Gefäßen, die mit polnischen Töpfen eingingen, bekam der Hafenmeiſter 4 Töpfe und 
dieſelbe Stückzahl war in dieſem Falle auch an die beiden Beilknechte insgeſamt abzugeben. Wenn 
dieſe Art des Einkommens für die Lotſen und Hafenpolizeibeamten bei gut gehendem Schiffahrts⸗ 
verkehr auch vorteilhaft war, ſo mußte ſie ihnen andrerſeits bei eintretender längerer Stockung 
desſelben um ſo empfindlicher nachteilig fühlbar werden. Letzteres trat nun Ende des Jahres 1808 
ein. Mit der Belagerung Danzigs 1807 und der während der freiſtaatlichen Zeit ſich anſchließenden 
Kontinentalſperre, wie während der langen Belagerung des Jahres 1813 hörte der Schiffahrtsverkehr 
und ſomit auch das Einkommen dieſer Beamten faſt gänzlich auf. Zwar hatte die Stadt 1812 auch 
die Gehaltszahlungen an die Prediger, Lehrer und die ſtädtiſchen Offizianten wegen der immer 
rückſichtsloſeren Erpreſſungen der Franzoſen einſtellen müſſen, doch litten die Lotſen und die Hafen⸗ 
polizeibeamten noch mehr, weil ſie ſchon jahrelang vorher brodlos geweſen waren. Bei Wiederüber⸗ 
nahme des Hafens durch die preußiſche Verwaltung ſchuldete die Kaſſe der Seetief-Funktion dem 
Lotſenperſonal noch 9596 fl., weil auch ihre Einnahmen völlig aufgehört hatten. Es waren zu dieſem 
Zeitpunkte noch 2 Lotſen-Kommandeure und 13 Seelotſen vorhanden, die neben 5 Witwen und dem 
Blieſenwärter auf jenen Betrag Anſpruch hatten. Die Forderung jedes Lotſen-Kommandeurs betrug 
für die Zeit vom 14. Februar 1813 bis 29. Januar 1814 1133 fl. 10 gl., jedes Lotſen 466 fl. 20 gl., 
wonach ſich auch das feſte Jahresgehalt derſelben bemeſſen läßt. 


War ſo das Lotſenperſonal ſehr heruntergekommen ſo galt das auch für die geſamten 
Lotſeneinrichtungen und den Hafen ſelbſt. Zur freiſtaatlichen Zeit ſtand der Hafen unter der Aufſicht 
des franzöſiſchen Hafenkommandanten St. Croix, der wenig Intereſſe an der Erhaltung der Hafen⸗ 
anlagen bekundete. Während vordem in der preußiſchen Zeit unter dem Hafenbauinſpektor Rommel 
für die Verbeſſerung des Fahrwaſſers erhebliches geleiſtet, insbeſondere auch eine neue maſſive 
Schleuſe an der Verbindung des Hafenkanals mit der Weichſel erbaut war, um bei Eisgängen und 
Hochwaſſer der Weichſel den Hafenkanal vor Verſandungen durch Schließung der Schleuſe zu ſchützen, 
hatte man zur Zeit des franzöſiſchen Regiments die Schleuſe dauernd offen gelaſſen, was durch 
Ablagerung der Sinkſtoffe im Hafenkanal eine erhebliche Verflachung desſelben zur Folge hatte. 
Der Kanal wies November 1813 zwiſchen den Molen nur noch eine Tiefe von 2,9 m auf, die ſich 
nach der Schleuſe zu bis auf 1,3 m verminderte.“) Ebenſo war die Unterhaltung des Lotſen⸗ 
inventars, des „Pilotagegeräts“ vollſtändig vernachläſſigt. Es beſtand lediglich aus zwei brauchbaren 
Lotſenboten. Ein Prunkbot, das gleich nach Einnahme Danzigs durch die Franzoſen auf Koſten 
der Stadt erbaut wurde und den Namen Kaiſer Napoleons trug, hatte vom Auguſt 1807 ab 
lediglich zu Fahrten des franzöſiſchen Hafenkommandanten und zu Repräſentationszwecken gedient, 
war aber zum Lotſendienſt völlig ungeeignet. 


Dies war die gegebene Situation, wie der Polizei⸗Präſident von Vegeſack, der Finanzrat 
Brahl und der Regierungs- und Baurat Peterſon aus Marienwerder an die Neueinrichtung des 
Hafenweſens gingen, die ihnen von der Organiſationskommiſſion übertragen war. Es lag unter 
ſolchen Umſtänden nahe, daß ſie dabei an die Zeit der preußiſchen Verwaltung des Hafens von 
1793— 1806 anknüpften, gleichzeitig aber auch die Fehler zu vermeiden ſuchten, unter denen die 
damalige Organiſation gelitten. Dazu hatte insbeſondere die Vielheit gleichberechtigter Behörden 
gehört, die nebeneinander um die Zuſtändigkeit im Hafen ſtritten. In dem Entwurf eines Hafen⸗ 
Reglements für die See- und Handlungsſtadt Danzig und den Hafen zu Neufahrwaſſer, den die 
benannten drei Kommiſſare aufſtellten, iſt denn auch die Einheitlichkeit der Aufſicht in vollkommener 
Weiſe zur Geltung gebracht. Dem Entwurf lagen, wie es heißt, die Hafen- und Pilotage⸗Ordnungen 
von Königsberg, Memel und Pillau zugrunde. Er hat zwar niemals Geſetzeskraft erlangt, doch wurde 
nach ſeinen Beſtimmungen das Lotſenweſen, die Strand- und Hafenpolizei organiſiert und eine 
Reihe von Jahren hindurch verwaltet. Die einheitliche Leitung dieſer in einander greifenden Ver⸗ 
waltungszweige wurde denn auch durch das Polizei-Reglement vom 4. Oktober 1814 feſtgeſtellt, 
nach welchem „die Gegenſtände der Hafen-Strom=- und Seeſtrandpolizei“ zum Reſſort der Polizei⸗ 
behörde in Danzig gehörten, der es oblag, „innerhalb der ihr angewieſenen Grenzen Allem vorzu⸗ 
beugen und Alles zu entfernen, was den Einwohnern der Stadt Danzig und deſſen Gebiet und 
dem Hafen und der Rhede von Neufahrwaſſer nachteilig oder gefährlich ſein könne.“ 


Gleichzeitig mit der Aufſtellung des Entwurfs für ein Hafen⸗Reglement erfolgte dann auch 
die Einſtellung des noch vorhandenen Perſonals in den preußiſchen Dienſt. 


„Die Ausübung der Strandpolizei an der Oſtſeeküſte zwiſchen der pommerſchen und der oſt⸗ 
preußiſchen Grenze wurde einem Strandinſpektor mit dem Range der Polizeikommiſſarien über⸗ 
tragen, der in Neufahrwaſſer ſeinen Wohnſitz hatte und dem zwei Strandreiter unterſtellt waren. 


Die beiden Lotſen Kommandeure Neumann und Huſen und die 13 Seelotſen waren ſchon 
am 1. Februar 1814 vorläufig in Dienſt genommen. Erſtere gegen eine Entſchädigung von 5 rx 
60 gl wöchentlich für jeden, letztere gegen 2 rx 30 gl wöchentlich pro Mann. Der Blieſenwärter, 


*) L. Hagen: Der Hafen zu Neufahrwaſſer. 


welcher freie Wohnnng hatte, bekam 2 rx wöchentlich für die Zeit, in der das Anzünden der Blieſe 
notwendig war, während der übrigen Wochen nur 45 o. Die Voyegelder wurden für alle Seeſchiffe 
gleichmäßig auf 1 rx fixiert und von da ab nur in dieſem verminderten Betrage erhoben und in 
bisheriger Weiſe verteilt. 2 

Erſt vom Jahre 1816 ab erhielt das Lotſenperſonal fein Gehalt monatlich im voraus. Der 
Jahresbetrag des Gehalts blieb aber unverändert mit 294 rx 60 gl für den Lotſen-Kommandeur 
und 121 rx 30 gl für den Lotſen beſtehen. Die Beſoldung des Lotſenperſonals erfolgte von vorne— 
herein aus der Staatskaſſe. Eine Gehaltsaufbeſſerung trat dann 1817 ein. Die Lotſen-Kommandeure 
ſtiegen dabei auf je 700 rx, die zwei Oberlotſen auf je 230 rx und die Seelotſen auf je 200 rx. 
Vordem beſtand kein Unterſchied in dem Einkommen der Ober- und der Seelotſen. 


Mit der Gehaltsaufbeſſerung kamen aber die Voyegelder als Lotſeneinkommen gänzlich in 
Wegfall; ſie wurden jedoch weiter erhoben und an die Staatskaſſe abgeführt: „Alles ehedem üblich 
geweſene Geſchenknehmen von Schiffern“, wurde den Lotſen nunmehr bei ſtrenger Ahndung unterſagt. 


Den Lotſen-Kommandeuren wurde gleichzeitig die Ausübung der Hafenpolizei in Neufahr⸗ 
waſſer im Umfange der Geſchäfte eines Hafenmeiſters übertragen, und ebenſo waren die Ober- und 
die Seelotſen zur Wahrnehmung des Hafenpolizeidienjtes durch Tages- und Nachtpatrouillen im 
Hafen rc. verpflichtet. Im Range ſtanden die Lotjen - Kommandeure den Polizeikommiſſarien gleich; 
ſie waren neben dem Polizei-Präſidenten einem Polizeirat unterſtellt, der die Stelle des Hafenin⸗ 
ſpektors verſah. Das Polizei-Reglement vom 4. Oktober 1814 beſtimmte dementſprechend denn auch: 
„Die Inſpektion über den Seehafen und mithin über den Polizeidiſtrikt von Fahrwaſſer bleibt 
unmittelbar unter dem Polizei-Präſidenten und dem Polizeirat des allgemeinen Büreaus.“ 


Hinſichtlich der bewirkten Organiſation der Strompolizei heißt es in einem Bericht des 
Polizei- Präſidenten: „Wenngleich die Aufſicht über die Ströme und Gewäſſer im ganzen Danziger 
Gebiet zum Reſſort der Stadt- und Landpolizei gehören, ſo hat doch von alter Zeit her ſtets für 
die Weichſel vom Gänſekruge ab bis zum Lizentgebäude*) in Fahrwaſſer und für die Mottlau von 
der Steinſchleuſe bis zum Blockhauſe, wo ſie in die Weichſel fällt, eine beſondere Strompolizei 
beſtanden, welche auch bei einigem Handel- und Schiffahrt unentbehrlich iſt. Zur ſpeziellen Aufſicht 
ſind angeſtellt: 1 Hafenmeiſter, 1 Stromaufſeher, 2 Strom- oder Beilknechte und 1 Oberlotſe wie 
die erforderliche Anzahl von Weichſellotſen, deren es jetzt nur 24, ſonſt aber 45 bis 60 geweſen ſind.“ 
Der Hafenmeiſter, dem die Stelle übertragen war, entſprach nach Anſicht des Polizei-Präſidenten 
nicht den zu ſtellenden Anforderungen, weil er als geweſener Kaufmann keine techniſchen Kenntniſſe 
beſaß. Die Stelle könne zweckdienlich nur durch einen erfahrenen Seemann wahrgenommen werden, 
der auf ein feſtes Gehalt zu ſetzen ſei. 

Mit dieſer feiner Auffaſſung ijt der Polizei- Präfident aber nicht durchgedrungen, denn es blieb 
beim alten. Inſoweit die Hafenpolizeibeamten ein feſtes Gehalt bezogen, erhielten ſie dieſes aus 
der Kämmereikaſſe. Dem Hafenmeiſter wurden Rang und Uniform der Polizei⸗Kommiſſarien zugelegt. 
Ihm waren die Weichjel- oder Binnenlotſen unterſtellt, die während und neben ihrer Haupttätigkeit 
beſtimmte ſtrompolizeiliche Funktionen ausüben mußten. Sie erhoben ihre Gebühren nach einem 
Tarif, der für ausländiſche und einheimiſche Schiffe verſchieden feſtgeſetzt war. 


Es hatten zu entrichten: 


Beim Tiefgange von 10 Fuß ausländiſche Schiffe 5 rx — gl, inländiſche 4 rx — gl. 
” ” * 9 r ” 4 Ui 281 ٢۲ ” 3 ” 1 2 ” 
nm rr ” 5 7 nm Di 3 ” 12 7 " 3 WE "ge 
” 7 7 7 7 7 7 3 ir tat Su nm 2 ” 1 2 7 
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Nahm die Tätigkeit eines Binnenlotſen beim Ein- oder Ausbringen des einzelnen Schiffes 
einen längeren Zeitraum wie 24 Stunden in Anſpruch, dann ſtanden ihm noch 1 rx 12 gl über die 
tarifmäßige Gebühr zu. 

In dem Landgebiet der Stadt hatte dieſe die geſamte Polizeigewalt an ſich gebracht und den 
Dorfsgemeinden auch die niedere Gerichtsbarkeit genommen, die ihnen vom deutſchen Orden nach 
kulmiſchem Recht verliehen worden war. Durch eine Vereinbarung mit dem Magiſtrat vom 29. 
April 1814 übernahm nun der Polizei-Präſident auch die Polizei im Landgebiet. Ihm wurde zur 
Wahrnehmung derſelben der Okonomie⸗Kommiſſarius Weickhmann beigegeben, der gleichzeitig die 
Aufſicht über den der Stadt eigentümlich gehörigen Grundbeſitz führte und von dieſer beſoldet wurde. 
Weickhmann bezog ein Gehalt von 800 tr. Im Übrigen wurde an den im Landgebiet beſtehenden 
Einrichtungen hinſichtlich der polizeilichen Organe nichts geändert, auch die zur erſten preußiſchen 
Zeit eingeführten Oberſchulzen blieben beibehalten. Nur das Landgebiet ſelbſt hatte durch den Tilſiter 
Frieden eine andere Begrenzung erfahren. Aus den zwei Lieues, welche das Territorium der Stadt 


*) Es ſtand an der Schleuſe des Hafenkanals. 
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im Umkreiſe derſelben ausmachen ſollten, waren durch willkürliche Deutung der franzöſiſchen Macht⸗ 
haber zwei deutſche Meilen geworden, wofür die Stadt allerdings 4 Millionen Franken bezahlen 
mußte. Sie erlangte dadurch aber ein Landgebiet von 15 ⅛ Quadratmeilen. In Folge dieſer 
Neugeſtaltung trat die Stadt den größten Teil der Scharpau und eine Zahl von Höheortſchaften mit 
etwa 3000 Einwohnern an Preußen ab, erhielt dafür von dieſem aber eine weit größere Zahl von 
Dörfern und Gutsbezirken mit faſt 11000 Einwohnern, die vornehmlich auf der benachbarten Höhe 
belegen waren. Die neu zur Stadt hinzugekommenen Ortſchaften wurden „das neue Territorium“ 
benannt. 


Im Jahre 1814 lebten in der Stadt Danzig und in den in kommunaler Beziehung zu ihr 
gehörigen Vororten 43 254, im Landgebiet 26 992 und in Hela 344 Einwohner. 


Zur Leitung der Orts-Hafen- und Strompolizei in dem vorſtehend gekennzeichneten Geſamt— 
gebiet waren dem Polizei-Präſidenten folgende Geſchäftsbüreaus unterſtellt, die durch das vorber- 
erwähnte Polizei-Reglement vorgeſchrieben und nach dem Vorbilde der Polizeiverwaltung in den 
großen preußiſchen Städten eingeteilt waren: 


1. Das allgemeine Geſchäftsbüreau, das der Polizeirat Jonas leitete, der 1200 rx Gehalt 
und 160 rx zur Unterhaltung eines Reitpferdes erhielt. 

Der Journalführer und Regiſtrator Hoſenfeld, vordem Amtsſchreiber beim Rat, 
war gleichzeitig Rendant der Polizei-Salarienkaſſe und bezog 650 rx Gehalt. Außerdem 
gehörte noch 1 Sekretär und Expedient mit 500 rr., 1 Regiſtratur-Aſſiſtent mit 350 rr., 
2 Kanzliſten mit 350 reſp. 300 rx., 1 berittener Ordonnanz-Sergeant mit 180 rx. und 
1 Bote mit 150 rx. Gehalt zur erſten Abteilung dieſes Büreaus. 

Der Ordonnanz bekam außerdem noch 60 rr. zur Unterhaltung eines Reitpferdes. 

Die zweite Abteilung des allgemeinen Geſchäftsbüreaus, das Fremdenbüreau, 
dem die Erledigung des geſamten, damals ſehr umfangreichen Paßweſens, der Schiffs- 
muſterungen und der Fremdenkontrolle oblag, war mit 2 Polizeiſekretären mit 600 und 
500 rx Gehalt beſetzt, denen ein Bote zugeteilt war, der 120 rx. Gehalt erhielt. 


2. Das Polizei-Amt. Zur Leitung desſelben war ein Polizeirat vorgeſehen, der gleichzeitig 
Syndikus und deshalb Juriſt fein ſollte. Die Stelle wurde zunächſt von dem Polizei— 
Inſpektor und Polizei-Aſſeſſor Kuffs interimiſtiſch verwaltet, weil mit dem Hofrat 
Philipsborn, der im Büreau des Staatskanzlers Freiherrn von Hardenberg angeſtellt 
war, Verhandlungen wegen Uebernahme derſelben ſchwebten. Als dieſe ſich zerſchlugen, 
wurde der vormalige Stadt-, Juſtiz- und zeitige Kommerzienrat Treuge am 7. Juli 
1815 zum Polizeirat und Syndikus ernannt. Er wurde gleichzeitig zum Vertreter des 
Polizei-Präfidenten beſtimmt und war zweifellos auch die bedeutendſte Kraft, die das 
Polizei-Präſidium erhielt. Sein Gehalt betrug 1200 rx. Zum Polizeiamt, das 
insbeſondere Kriminalſachen und Polizeikontraventionsſachen zu bearbeiten hatte, gehörte 
ein Referendarius Bogdanski als Inquirent und Protokollant mit 400 rx und ein 
Bote mit 120 rx. Gehalt. 


3. Dem Sicherheitsbüreau, das vornehmlich die Einwohnerkontrolle unter ſich hatte, ſtand 
ein Polizei⸗Aſſeſſor Kühnel vor, der ſchon beim vormaligen Polizei-Direktorium als 
Sekretär und nächſtdem als Amtsſchreiber beim Rat angeſtellt geweſen war. Er bezog 
800 rx Gehalt und 100 rx zur Unterhaltung eines Reitpferdes. Außerdem waren dem 
Sicherheitsbüreau 1 Kanzliſt mit 240 rx. und ein Ordonnanz-Sergeant mit 200 rx Gehalt 
überwieſen.“) 


Nach dem unterm 7. September 1814 von dem Miniſterium des Innern und der Polizei 
beſtätigten Polizei⸗Adminiſtrations⸗Etat der See- und Handelsſtadt Danzig für das Jahr 1815 
betrug die Geſamtausgabe für Gehälter 20 000 rx. Die Einkommensbezüge des Polizei-Präſidenten 
waren darin mit enthalten, jie ſetzten ſich aus 2000 rx Gehalt und 800 rx Equipagengeldern zu⸗ 
ſammen. Letztere waren durch eine Verfügung des Staatskanzlers vom 14. Januar 1814 nur auf 350 rx 
feſtgeſtellt, jie wurden aber von der Organiſations-Kommiſſion in Rückſicht auf die große Ausdehnung 


*) Die Geſchäfte waren auf die einzelnen Abteilungen folgenderart verteilt: 

1. Allgemeines Bureau. Höhere Polizei, Zenſur, Generalia, Kaſſen, Stempel, Abgaben und Steuern, Militaria, 
Canton, Landwehr⸗Bürger⸗Bataillone, Gewerbe und Gewerke, Taxen, Konzeſſionen, Lohndiener, Armenanſtalten, Unterſtützungen, 
Juden, Theater, Hafen- und Strandungsſachen, Seepäße und Muſterungen, Fremden-Polizei. 

2. Polizei⸗Amt.: Kontraventions- und Denunziationsſachen, Kriminalſachen bis zur Abgabe ans Stadtgericht, 
Geſinde, Bordell, Trödler- und Pfandleihſachen. 

3. Sicherheits Bureau. Nachtwachen, Erleuchtung, Reinigung, Marktpolizei, Ajuſtierungsamt, Bauſachen, Brunnen 
und Waſſerleitungen, Straßenpflaſter, Armen- und Straßenbettelei, Feuerſicherheit, Rettungsanſtalten, Geſundheitspolizei, 
Sittenpolizei, Erhaltung der öffentlichen Anlagen, Gefängniſſe, Nachweiſung der unter polizeilicher Obſervation ſtehenden 
Perſonen, und ſämmtliche auf die Sicherheit der Perſon und des Eigentums ſich beziehenden Sachen. 
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des Verwaltungsbezirks auf den vorbezeichneten Betrag erhöht. Nebendem hatte der Polizei-Bráfident ` 
noch Anſpruch auf freie Dienſtwohnung. Über Aufwendungen für Büreaubedürfniſſe enthält der 
Polizeietat keine Angaben; zur Beſchaffung der nötigen Geſetzbücher für die Bibliothek und zur 
Herſtellung von Plänen der Stadt mit ihren Vororten waren vom König Friedrich Wilhelm III. 
auf Antrag des Polizei - Präfidenten von Vegeſack 400 rx bewilligt worden, wovon der Staatskanzler 
Fürſt Hardenberg den Polizei-Präſidenten unterm 19. Auguſt 1814 direkt in Kenntnis ſetzte. 
Dieſe Zuwendung erfolgte ſicherlich in Rückſicht auf die bedrängte finanzielle Lage der Stadt, welche 
die geſamten Polizeikoſten zu tragen hatte. Denn die Städteordnung beſtimmte darüber: „Da die 
Ortspolizei jeder Stadt hauptſächlich für die Sicherheit und das Wohl der ſtädtiſchen Einwohner tätig 
iſt, ſo liegt der Stadtgemeinde auch ob, die Koſten, welche die Erhaltung des nötigen Polizeiperſonals 
und die nach der Dispoſition der Polizeibehörden erforderlichen Anſtalten notwendig machen. Ob 
der Magiſtrat oder eine andere Behörde die Polizei ausübt, macht dabei keinen Unterſchied.“ Die 
Einnahmen der Polizei⸗Salarienkaſſe, die ſich, abgeſehen von Strafgeldern und Sporteln, vornehmlich 
aus Reiſepaß⸗ und Schiffspaßgebühren zuſammenſetzten, kamen natürlich dagegen der Stadt zu gut, 
doch reichten dieſelben nur zur Beſtreitung der Büreaukoſten aus. Hinſichtlich der aufkommenden 
Sporteln und Strafgelder beſtimmte das Polizei-Reglement, daß ſie nach Abzug der Botengebühren, 
reſp. des Denunziantenanteils zum Prämienfonds für die Polizeioffizianten fließen ſollten. Aus 
dieſem Fonds gelangten dann auch eine Reihe von Jahren 1200 rx alljährlich zur Verteilung. 


Im Anſchluß an die der Stadt nach der Städteordnung obliegende Verpflichtung beſtimmt 
das Polizei⸗Reglement denn auch: „Für die Stadt wird vom Rat der Stadt ein geräumiges Lokal, 
und zwar ſoviel als möglich im Zentro der Stadt angewieſen, und dient ſolches zugleich als Wohnung 
für den Polizei⸗Präſidenten.“ Demzufolge hatte die Stadt das Haus Langgaſſe Nr. 537, jetzt Nr. 77, 
zu dem als Hintergebäude das Haus Wollwebergaſſe Nr. 546, jetzt Nr. 21, mit Seitengebäude, 
Hofraum, Stall und Wagenremiſe gehörte, dem Polizei⸗Präfidium überwieſen. Die Häuſer ſtanden 
im Beſitz einer verwitweten Frau von Moreau, geborene Hausmann, in München, von der ſie die 
Stadt gemietet hatte. 


Unterm 4. September 1814 berichtete der Polizei-Präſident direkt an den Staatskanzler 
von Hardenberg über die erfolgte Einrichtung der Polizei in Danzig. Dieſer Bericht giebt über die 
damaligen Zuſtände in der Stadt intereſſante Aufſchlüſſe, weshalb ich aus dem Inhalt ×ظ‎ 
folgendes anführe: 

Von den Straßen heißt es, daß das Steinpflaſter derſelben ſich nicht im beſten Zuſtande 
befinde, die erſchöpften öffentlichen Kaſſen aber nur eine langſame Verbeſſerung desſelben zuließen. 
Die in die Straßen hineinragenden Beiſchläge und die längs der Straßen laufenden Trummen böten 
zudem erhebliche Hinderniſſe für ein gutes und dauerhaftes Pflaſter. Die Straßenreinigung wäre 
in Entrepriſe ausgetan und der Unternehmer ſei verbunden 38 Karren nach den einzelnen Revieren 
zu geſtellen Für die Abfuhr erhält er 12000 rx. Während der Blockade ſei die Abfuhr derart 
vernachläſſigt worden, daß große Mittel dazu gehört hätten, um die Straßen in einen erträglichen 
Zuſtand zu bringen. 

Zur Beleuchtung der Straßen wären 1983 Laternen vorhanden, die vom 1. Auguſt bis 
1. Mai zur Nachtbeleuchtung dienten. 


Das Nachtwachtweſen würde in der Stadt ausſchießlich der Vorſtädte von 4 Wachtmeiſtern, 
13 Rottmeiſtern und 136 Nachtwächtern wahrgenommen. 


Die Feuerlöſcheinrichtungen hätten ſich ſelbſt in den Stürmen der Zeit erhalten; ſie wären 
anerkannt vorzüglich. Die Feuerordnung habe ſich, ſo lange ſie der bürgerlichen Direktion überlaſſen 
geblieben, ſtets bewährt. Man halte mit der höchſten Pünktlichkeit auf fehlerloſe Löſchungsinſtrumente 
und ſpare dabei weder Mühe noch Koſten. 


Zur Wahrnehmung der Baupolizei ſei nach Maßgabe der allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften 
und nach dem Vorbilde der Einrichtungen in Berlin und Königsberg, wie unter Berückſichtigung 
der lokalen Verhältniſſe am 6. Mai 1814 eine Verordnung wegen des Geſchäftsganges in Bauſachen 
und gleichzeitig eine Sporteltaxe erlaſſen. 


Bei Beſprechung der Gewerbepolizei wird angeführt, daß die Eröffnung der Schiffahrt und 
der geſetzlich freie Marktverkehr eine Wiederbelebung von Handel und Gewerbe herbeigeführt hätten, 
doch bleibe zu einer günſtigen Weiterentwickelung der Mangel an Baargeld ein Haupthindernis für 
den ſpekulierenden Kaufmann und den ſein Gewerbe im größeren Maßſtabe betreibenden Handwerker. 
Die im preußiſchen Staate beſtehende und auf das Allgemeine ſo wohltätig einwirkende Gewerbe- 
freiheit finde nicht allgemeine Billigung, da manche verjährte Einrichtung und manches individuelle 
Intereſſe ſich dabei nicht aufrecht erhalten ließen. Der vernünftige Teil der Bevölkerung betrachte 
die neue Entwickelung jedoch aus richtigen Geſichtspunkten und werde ſo nicht wenig zur allgemeinen 
Zufriedenheit mit derſelben beitragen. 
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Das preußiſche Gewicht, Scheffel- und Tonnenmaß ſei auch zur freiſtaatlichen Zeit beibehalten 
geblieben, und nur das preußiſche Ellen⸗ und Holzmaß wäre auch bis dahin noch nicht wieder 
durchweg eingeführt. Zur Kontrolle beſtehe ein Ajuſtieramt, dem ein Polizeibeamter beigegeben werde. 

Zur Wahrnehmung der Geſundheitspolizei in der Stadt und ihrem Territorium wären an 
amtlichen Medizinalperſonen nur 1 Stadtphyſikus, 1 Stadtchirurgus und 4 Stadthebammen vorhanden, 
In der Stadt und den Vorſtädten exiſtierten zudem 23 Arzte, 30 Wundärzte und 27 examinierte 
Hebammen, im Territorium 2 Chirurgen und 14 examinierte Hebammen, was für die Population 
hinreichend ſei. 

Hinſichtlich des Bordellweſens wäre das unterm 10. Dezember 1805 erlaſſene Reglement 
zur Ausführung gebracht. Unter polizeilicher Kontrolle ſtänden 32 Bordellhäuſer, 85 Bordelldirnen 
und 27 für ſich lebende öffentliche Mädchen. 

Was die Armenpolizei anbelange, ſo geſchehe in der Armenpflege, was möglich ſei. Das 
Jahr der Belagerung, die Zeſtörung der Vorſtädte, die Verwüſtung des Territoriums durch Über⸗ 
ſchwemmung und Plünderungen hätten jedoch der Hilfsbedürftigen ſo viele gemacht, daß die 
gleichfalls verarmte Stadt nicht für alle auf einmal ſorgen könne. Die Wohltätigkeitsanſtalten hätten 
vor dem Kriege ihre Fonds entweder auf liegende Gründe begeben oder in Landſchaftspfandbriefen 
und Königlich preußiſchen Staatspapieren angelegt, teils auch bei der Kämmereikaſſe verſichert. 
Durch die Trennung Danzigs von Preußen und durch die gänzliche Stockung des Handels ſei der 
Wert der Ruſtikal⸗ wie der ſtädtiſchen Grundſtücke aber derart geſunken, daß jede Intereſſenzahlung 
aufhörte. Auch die Landſchaft ſtellte die Zinszahlung nach und nach ein, ſo daß die Mittel der 
Wohltätigkeitsanſtalten verſiegten. Nur die Aufopferung einzelner Patrioten habe es möglich gemacht, 
daß die beſtehenden wohltätigen Inſtitute nicht ganz untergingen. 

Schon unterm 31. Auguſt 1814 hatte die Regierung von Weſtpreußen den Polizei⸗Präſidenten 
von Vegeſack benachrichtigt, daß durch eine Verfügung des Staatskanzlers Fürſten von Hardenberg 
vom 21. desſelben Monats die Organiſations-Kommiſſion aufgelöſt worden ſei und die von derſelben 
bis dahin beſorgten Geſchäfte, ſoweit ſie zum Geſchäftskreiſe der Provinzial = Polizei und der Ver⸗ 
waltungsbehörden gehörten, nunmehr ihr, der Regierung, übertragen worden wären. Durch die 
Verordnung über die verbeſſerte Einrichtung der Provinzialbehörden vom 26. Dezember 1808 war 
die vollſtändige Trennung der Juſtiz von der Verwaltung herbeigeführt, und die Kriegs- und 
Domänen-Kammern bildeten nunmehr in ihren Bezirken unter der Benennung „Regierungen“ den 
Vereinigungspunkt der geſamten inneren Staatsverwaltung in Beziehung auf die Polizei-Finanz⸗ 
und Landeshoheitsangelegenheiten. Die Kriegs- und Domänenkammer zu Marienwerder führte ſeitdem 
den Namen: „Königliche Regierung von Weſtpreußen.“ In der Inſtruktion für den Polizei-Präſidenten 
der See- und Handelsſtadt Dauzig, die gleichzeitig mit dem Polizei-Reglement vom Könige am 
4. Oktober 1814 zu Wien gegeben wurde, heißt es denn auch hinſichtlich der Stellung des Polizei⸗ 
Präſidenten: : 

„Er ftebt in einem direkten Subordinations⸗Verhältnis nur gegen den Staatskanzler, die 
Miniſterien und die Weſtpreußiſche Brovinzial-Regierung. Was aber inſonderheit ſein Verhältnis 
zu der letztgedachten Behörde anbetrifft, ſo ſoll zur Erhaltung des notwendigen Anſehens des Polizei⸗ 
Präſidenten, derſelbe Sitz und Stimme in der Regierung ſelbſt, und ſeinen Rang gleich hinter den 
Direktoren und vor den übrigen Mitgliedern der Regierung haben. In dieſem Verhältnis iſt er da⸗ 
her nicht nur den Vorträgen des Regierungs⸗Kollegii beizuwohnen und bedenkliche Fälle ſelbſt vor- 
zutragen jederzeit berechtigt, ſondern auch auf die befondere Aufforderung des Regierungs-Präſidenten 
bei den Seſſionen zu erſcheinen verpflichtet. Um ihn jedoch von ſeiner Hauptbeſtimmung nicht ab- 
zuziehen und von Danzig entfernt zu halten, darf er nur in außerordentlichen Fällen zu den Berat⸗ 
ſchlagungen über Landes- oder die Stadt Danzig betreffende polizeiliche Gegenſtände berufen werden, 
und kann die Seſſion ſogleich nach Erledigung dieſer Gegenſtände verlaſſen. 

Der Polizei⸗Präſident iſt daher eigentliche Verfügungen nur von der Weſtpreußiſchen Regierung 
oder deren Deputationen in ihren reſp. Reſſorts, und von dem Präſidenten der Regierung anzunehmen 
und mit Vorbehalt des weiteren Berichts an die vorgeſetzten Miniſterien und Extrahierung deren 
fernerweitiger Entſcheidungen in Fällen, wenn er die Beſchlüſſe der Regierung bedenklich und mit zu 
großer Verantwortlichkeit für ſich verbunden hält, zu befolgen verpflichtet; von anderen einzelnen 
Mitgliedern der Regierung darf er nur requiriert werden.“ 

Auch nach der Eingliederung der Stadt Danzig und ihres Gebiets in den Verwaltungs⸗ 
bezirk der Weſtpreußiſchen Regierung erhielten die Königlichen Beamten keine Beſtallung, weil die 
erneute Huldigung der Stadt noch ausſtand. Dieſelbe war durch die ſich lang hinziehenden Ver⸗ 
handlungen des Wiener Kongreſſes, und wie dann während des Verlaufs deſſelben Napoleon Elba 
verlaſſen und die franzöſiſche Armee zu ihm übergegangen war, durch den erneuten Ausbruch des 
Krieges verzögert worden. Erſt nachdem das Schickſal Napoleons durch die Schlacht bei Belle-Alliance 
endgiltig beſiegelt war, nahm der Ober⸗Präſident von Auerswald am 3. Auguſt 1815, dem Geburts⸗ 
tage Friedrich Wilhelm III., die Erbhuldigung der Stadt und ihres Gebiets entgegen. 
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Nach dieſem Akte, der die fernere Zugehörigkeit der Stadt zur preußiſchen Krone verbiirgte, 
und nachdem am 20. November 1815 der zweite Pariſer Friede geſchloſſen war, konnte Danzig wieder 
auf eine Erſtarkung feiner wirtſchaftlicheu Kräfte hoffen. Zunächſt wurden dieſelben aber durch ein 
neues Unglück noch mehr heruntergebracht. Am 6. Dezember 1815 explodierte ein Pulverturm bei 
St. Jacob, wobei 550 Gebäude zertrümmert und 20 Menſchen getötet wurden. Wenn die Weſt⸗ 
preußiſche Regierung deshalb den Polizei-Präſidenten wiederholt erſuchte, die der Stadt durch die 
Polizeiverwaltung zur Laſt gelegten Koſten ſoweit als möglich zu verhindern, ſo gaben weniger zu 
weitgehende Anforderungen deſſelben als die traurige Lage der verarmten Stadt zu ſolchem Hinweis Anlaß. 

Bei einer Betrachtung der Geſamtbefugniſſe, welche das Polizei-Reglement vom 4. Oktober 1814 
dem Polizei⸗Präſidenten der Stadt Danzig bei Verwaltung der Orts-, Seeſtrands⸗ und Hafenpolizei 
einſchließlich des Lotſenweſens übertrug, darf man nicht überſehen, daß bei Neuregelung der Zu⸗ 
ſtändigkeitsverhältniſſe durch die Organiſations⸗Kommiſſion das Edikt vom 30. Juli 1812 wegen 
Einrichtung der Gendarmerie bereits Geſetzeskraft hatte. Durch daſſelbe waren einſchneidende Ver- 
änderungen in der Orts- wie in der Landespolizeiverwaltung getroffen und der Schwerpunkt der 
Verwaltung in ſehr vermehrtem Grade in die Kreisinſtanz verlegt. An Stelle des ſtändigen Laudrats 
trat ein lediglich von der Krone ernannter Kreis-Direktor, der mit 6 Kreisvertretern, von denen je 2 
aus der Ritterſchaft, den Städten und der Bauernſchaft zu wählen waren, wie mit dem Stadtrichteer 
der Kreisſtadt als Juſtitiar das Kreis-Direktorium bildete. Den Kreis-Direftorien war aber die 
Verwaltung der Landespolizeiangelegenheiten als erſter Landespolizeiinſtanz übertragen, ausgenommen, 
wie es heißt: „für jetzt noch die Landeskulturangelegenheiten und die Regulierung der bäuerlichen 
Verhältniſſe, deren Bearbeitung den Landesökonomiekollegien und Generalkommiſſariaten vorbehalten 
bleibt.“ Die großen Städte waren zwar von dieſrr Neuorganiſation ausgeſchloſſen, doch wurden 
den Polizei-Direktoren in denſelben ausdrücklich die gleichen Befugniſſe wie den Kreisdirektoren beigelegt. 

Wenn es nun auch richtig iſt, daß die Anderungen in der Kreisverwaltung, welche das 
Edikt anordnete, bei dem großen Widerſtande der ſtändiſchen Kreisvertreter nur in verhältnismäßig 
wenig Kreiſen zur Durchführung gelangte. fo läßt die im Jahre 1814 bewirkte Polizeieinrichtung zu 
Danzig doch klar erkennen, daß ſie in vollkommener Beachtung des erwähnten Edikts erfolgt iſt. 

Das Edikt vom 30. Juli 1812 wies auch gleichzeitig auf eine geplante Veränderung 
der Regierungsbezirke hin, die dann durch die Verordnung wegen verbeſſerter Einrichtung der 
Provinzialbehörden vom 30 April 1815 geregelt wurde. Die Bildung des Regierungsbezirks Danzig 
war darin zwar ebenfalls vorgeſehen, in Folge des wieder ausgebrochenen Krieges wurde die Ein— 
richtung desſelben aber hinausgeſchoben. Erſt am 2. Mai 1816 teilte der Präſident von Schön, 
der damals den Regierungsbezirk Lithauen verwaltetete, von Berlin aus dem Danziger Magiſtrat 
mit, daß des Königs Majeſtät nunmehr durch Allerhöchſte Kabinetsordre vom 24. April er. die 
Einrichtung einer Regierung zu Danzig definitiv zu beſchließen und dabei anzuordnen geruht hätten, 
daß dieſelbe bereits am 1. Juli in Tätigkeit treten ſollte. Von der bisherigen Weſtpreußiſchen 
Regierung ging dann demnächſt dem Magiſtrat die Nachricht zu, daß von ihrem Bezirk folgende 
Kreiſe und Landſchaften der Regierung zu Danzig zugeteilt worden ſeien: 

„1. Die Stadt Danzig und deren Gebiet, 2. der Dirſchauer Kreis, 3. der Stargardter 
Kreis mit Ausnahme der Städte und Amter Mewe und Neuenburg, ingleichen des Amts 
Oſterwik und der in dieſen Amtern befindlichen adeligen Güter, 4. der Marienburgiſche 
Kreis mit Ausnahme der Städte und Amter Stuhm und Chriſtburg und der in letzteren 
liegenden adeligen Güter.“ 

Die Präſidialgeſchäfte der Regierung zu Danzig übernahm der gleichzeitig zum Ober- 
präſidenten von Weſtpreußen ernannte bisherige Regierungs-Präſident von Schön. 

Für den Polizei⸗Präſidenten von Vegeſack, der bis dahin in Danzig als oberſter Ver- 
waltungsbeamter die Regierungsgewalt repräſentierte, hatte das natürlich eine Verminderung ſeines 
Einfluſſes zur Folge. Zunächſt wurden allerdings ſeine Poſition und Befugniſſe durch Einrichtung 
einer Gendarmerie-Brigade in Danzig nach den Beſtimmungen des Edikts vom 30. Juli 1812 
erheblich geſtärkt. Ende 1816 exiſtierte jie ſchon dort und ſetzte ſich aus 1 Kreisbrigadier, 2 Kreis⸗ 
offizieren, 1 Wachtmeiſter, 16 Unteroffizieren und 9 Gemeinen zuſammen. Das geſamte Perſonal 
der Gendarmerie hatte in Danzig ſeinen Wohnſitz, woraus hervorgeht, das es lediglich für die Stadt 
und ihr Landgebiet beſtimmt war. Der Kreisbrigadier — 1817 war es ein Major von Lübtow سے‎ 
übte ſelbſtſtändig und unter Leitung des Oberbrigadiers die Disziplin über Offiziere und Gendarmen 
aus. Dem Polizei⸗Präſidenten war er jedoch untergeordnet. Er mußte, wie es in dem Edikt heißt: 
„überall in ſeiner Dienſtführung den Anweiſungen, Beſchlüſſen und Inſtruktionen des Kreis⸗Direktors 
Folge leiſten, welcher für die Geſetzmäßigkeit und Zweckmäßigkeit der win? allein verant⸗ 
wortlich bleibt.“ Zur Bearbeitung follten ihm vom Kreis-Direftor vornehmlich die Angelegenheiten 


der Sicherheitspolizei wie Marſch-, Einquartierungs- und Kantonſachen überwieſen werden. 


Durch die Gendarmerie, die teilweiſe beritten war, ſtand ſomit für die Exekutivpolizei ein 
ſehr vermehrtes Perſonal zur Wahrnehmung des Dienſtes in der Stadt und beſonders auch im 
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Landgebiet zur Verfügung, was bei Betrachtung der Geſamtveranſtaltungen, die zur Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Sicherheit, Ruhe und Ordnung im Amtsbezirk des Polizei-Präſidiums zu jener Zeit 
getroffen waren, nicht überſehen werden darf. Ein Abſchluß in der Organiſation war damit aber 
nicht erreicht, es ſtanden vielmehr einſchneidende Anderungen in Sicht. 


2. Der Stadtkreis Danzig. (818 1828.) 


Nachdem die durch das Geſetz vom 30 April 1815 angeordnete Neueinteilung der Regierungs- 
bezirke durchgeführt und den Regierungen für ihre Geſchäftsführung die Inſtruktion vom 23. Oktober 1817 
erteilt worden war, erſtreckte ſich die Reform dann auch weiter auf die Kreiſe. Der Danziger 
Regierungsbezirk ſetzte ſich, wie bereits angeführt, abgeſehen von der Stadt Danzig und ihrem Land— 
gebiet, aus den von der Weſtpreußiſchen Regierung überkommenen Kreiſen Marienburg, Dirſchau, 
Pr. Stargardt und aus der Stadt Elbing mit ihrem Landgebiet zuſammen. Die Mehrzahl dieſer 
Kreiſe hatte eine zu große Ausdehnung für eine geordnete Verwaltung und es wurden deshalb 
durch die Königlichen Kabinetsordres vom 21. Januar und 21. April 1818 aus dem Kreiſe Dirſchau 
und aus Beſtandteilen der übrigen Kreiſe wie des Danziger Territoriums die Kreiſe Berent, Carthaus, 
Neuſtadt und der Danziger Landkreis neu gebildet. Danzig mit ſeinen Vororten und den nächſt— 
gelegenen ländlichen Ortſchaften wurde nunmehr Stadtkreis. 


Der Stadtkreis deckte ſich im ganzen mit dem bisherigen ſtädtiſchen Polizeibezirk, nur kam 
die Ortſchaft Nobel hinzu, während Pietzkendorf, Bröſen und Saspe zum Landkreiſe gelegt wurden. 
Nach der Bekanntmachung der Königlichen Regierung zu Danzig vom 24. Mai 1818 war der Stadt- 
kreis Danzig etwa 1 Quadratmeile groß und enthielt ungefähr 47800 Einwohner. „Der Polizei- 
Präſident, Major und Ritter, Herr von Vegeſack verſieht,“ wie es weiter in dieſer Bekanntmachung 
heißt, „in dieſem Kreiſe die Geſchäfte eines Landrats. Der bisherige Polizeirat Herr Treuge iſt 
zum Landrat des Landkreiſes ernannt und wird ſeinen Wohnſitz in Ruſſoczin bei Prauſt nehmen.“ 

Die Stelle des Polizeirats Treuge wurde nicht wieder beſetzt und die Dienſtobliegenheiten des- 
ſelben dem Polizei Inſpektor und Polizei-Aſſeſſor Kuffs übertragen, der aber ſeinen Inſpektionskreis 
als Polizei-Inſpektor beibehielt. Ein Polizeiſekretär wurde als Kreisſekretär verſetzt und eine weitere 
Verminderung des Perſonals trat durch Aufhebung der Stelle des Polizei-Inſpektors für den In⸗ 
ſpektionskreis der Außenreviere wie durch Einziehung von 2 Polizeikommiſſar- und 3 Polizeiſergeanten⸗ 
ſtellen ein. Dem bisherigen Polizei-Inſpektor Ganguin und einem Polizeikommiſſar wurden bei 
ihrem bisherigen Gehalt wie mit ihrem Einverſtändnis Kanzliſtenſtellen übertrageu und 1 Polizei— 
kommiſſar und 3 Polizeiſergeanten penſioniert. 

Der Polizei-Präſident von Vegeſack hatte bei der in Ausſicht ſtehenden Neuorganiſation 
der Landratskreiſe ſchon ohne Auftrag Vorſchläge zur Verminderung des Polizeiperſonals gemacht. 
Die Vorſchläge wurden zwar von der Regierung acceptiert, in der bezüglichen Verfügung heißt es aber: 

„Wir behalten uns jedoch ausdrücklich vor, nach einiger Zeit, wenn Sie darüber, 
wie weit Sie mit dem jetzt verbleibenden, annoch ſehr ſtarken Perſonale kommen werden, 
mehr Erfahrung geſammelt haben, nach erfolgter vorgängiger Prüfung noch eine neue Re- 
duktion des Perſonals vorzunehmen, indem Sie es gewiß ſpäterhin ſelbſt bezeugen werden, 
daß noch immer die Polizei verhältnismäßig ein viel zu großes Perſonal behält, und daß 
mit wenigen tüchtigen Männern ſehr viel auszurichten iſt, wenn ſie zweckmäßig gebraucht, 
die Schreibereien und das Liſtenweſen ſoviel als möglich vermindert, ein kurzes oft münd— 
liches Verfahren eingeleitet und die exekutiven Polizeibeamten wirklich zur exekutiven und 
nicht zur ſchreibenden Tätigkeit angehalten werden.“ 

Man muß ſich dabei vergegenwärtigen, daß die 7 Reviere der inneren Stadt nunmehr von 
5 Polizeikommiſſaren verwaltet werden mußten, denen zuſammen 8 Polizeiſergeanten zur Verfügung 
ſtanden. Selbſt bei hinreichender Würdigung des ſtarken Gendarmerieperſonals, das zudem für den 
Danziger Landkreis mit beſtimmt blieb, erſcheint die Verfügung wenig ſachlich. 

Das Gehalt des Polizei-Präſidenten wurde, nachdem ihm die Landratsgeſchäfte des Stadt⸗ 
kreiſes übertragen waren, auf die Staatskaſſe übernommen. Bei der Verkleinerung feines Ver- 
waltungsbezirks hatte er freiwillig auf die Hälfte der Equipagengelder verzichtet, die auch ferner von 
der Stadt mit 400 rx zu zahlen blieben. In die Beſtallungsurkunde des Polizei-Präſidenten 


Dagobert Roderich Achill von Vegeſack vom 17. Februar 1817 waren dieſelben der Feſtſetzung 
durch die Organiſations-Kommiſſion entſprechend mit 800 rx eingeſtellt worden. Im ganzen trat für 
die Stadt eine Erſparnis von 4500 rx bei den Koſten der Polizeiverwaltung ein. 


Es war das der Anfang zur Übernahme der Polizeikoſten auf den Staat, die ſich nun in 
Folge der Reform der Steuergeſetzgebung anſchloß. Vornehmlich trat der greiſe Staatskanzler Fürſt 
Hardenberg noch mit ganzer Kraft dafür ein, daß die drei Geſetze wegen Einführung der Klaſſen⸗ 
ſteuer, wegen Entrichtung einer Mahl- und Schlachtſteuer und wegen Entrichtung der Gewerbeſteuer, 
die ſämtlich das Datum des 20. Mai 1820 tragen, trotz des Widerſtandes, den ſie anfänglich im 
Staatsrate fanden, vom Könige genehmigt und am 7. Auguſt 1820 publiziert wurden. Darnach 
kam die Mahl- und Schlachtſteuer in 132 größeren Städten, die Klaſſenſteuer auf dem platten Lande 
und in den kleinen Städten vom Jahre 1821 ab zur Erhebung. Das Geſetz über die Einrichtung 
des Abgabenweſens vom 30. Mai 1820, durch welches die Notwendigkeit der Steuerreform begründet 
wurde, hebt gleichzeitig hervor, welche Abgaben und Leiſtungen in Zukunft in Wegfall kommen 
ſollen, wobei es heißt: „Es hören ferner vom Jahre 1821 ab auf, die Beiträge der Stadtgemeinen 
zur Unterhaltung der Gerichts, imgleichen der vom Staate außerhalb den Magiſträten beſonders 
angeordneten Polizeibehörden, jedoch verbleiben beide Behörden im ungeſtörten Beſitz der Lokale, die 
ſie gegenwärtig inne haben.“ 


Im Stadtkreiſe Danzig kamen demnach beide Beſteuerungsarten zur Anwendung; innerhalb 
der Tore unterlag die Bewohnerſchaft der Mahl- und Schlachtſteuer, in den ſtädtiſchen Vororten und 
in den zum Stadtkreiſe gehörigen ländlichen Ortſchaften der Klaſſenſteuer. 


Nach der Verordnung vom 17. Januar 1820 waren die Schulden des preußiſchen Staates, 
die Ende 1806 nicht ganz 54½ Millionen Taler betragen hatten, einſchließlich von annähernd 
26 Millionen vom Staate übernommener Provinzialſchulden auf 180 091 720 rx fejtgeftellt.*) Bei 
Verzinſung dieſer Schuld und bei Beſtreitung der notwendigen Ausgaben für Armee und Verwaltung, 
hatten die Staatseinnahmen ein Defizit von 4 Millionen Taler jährlich ungedeckt gelaſſen, das durch 
die neuen Steuern, von denen man einen Ertrag von 5 Millionen jährlich erwartete, ausgeglichen 
werden ſollte. Die neuen Steuerauflagen waren auf das Allernotwendigſte beſchränkt worden, weil 
insbeſondere auch der König darauf drang, daß der ſo ungemein geſchwächten Leiſtungsfähigkeit 
ſeiner Untertanen ſoweit wie irgend möglich Rechnung getragen werden ſolle. Die Folge war eine 
derart ſparſame Wirtſchaft auf allen Gebieten der Staatsverwaltung, daß ſelbſt die dringendſten 
Bedürfniſſe nur in ſehr vorſichtiger und langfriſtiger Weiſe Berückſichtigung fanden. Dafür geben 
auch die Vorgänge bei und nach Übernahme der Polizeiverwaltungskoſten zu Danzig auf den Staat 
einen vollwichtigen Belag. 


So ſchweben denn gleich anfangs 1821 Verhandlungen darüber, wonach dem Polizei— 
Präſidenten im ſtädtiſchen Kommunalbezirk nur die höhere und Sicherheitspolizei verbleiben, im 
übrigen aber die Lokalpolizei dem Magiſtrat übertragen werden ſoll. Man gelangt indeſſen zu 
keiner Verſtändigung darüber, was denn eigentlich unter „höherer Polizei“ zu verſtehen ſei, und es 
wird ſehr bald von einer weiteren Verfolgung dieſes Projekts Abſtand genommen. Bei einer 
Realiſirung desſelben hätte die Stadt den größten Teil der Polizeikoſten tragen müſſen; es war das 
in dieſem Falle aber keine unbegründete Zumutung an dieſelbe, weil der Staat ſie vorher ſehr 
erheblich entlaſtet hatte. Von den Schulden der Stadt, die nach Beendigung des Krieges 12 Millionen 
Taler betrugen und dann ſpäter beim jeweiligen Stande der Danziger Schuldobligationen auf 
4 Millionen Taler feſtgeſetzt wurden, hatte der Staat 115 000 rx jährlicher Zinſen übernommen, ſo 
ah der Stadt und ihrem Gebiet nur die Zinszahlung mit 30000 rr jährli für dieje Schulden 
verblieben. 


Nachdem eine Übertragung der Lofalpolizei an den Magiſtrat nicht mehr in Frage ftand, 
ſollten nun Erſparniſſe bei den Polizeikoſten durch eine anderweite Organiſation herbeigeführt werden, 
die auf eine Verminderung des Beamtenperſonals hinausging. Zu Verhandlungen darüber mit dem 
Polizei⸗Präſidenten von Vegeſack war der Regierungsrat Flottwell, der ſpätere Ober-Präſident von 
Poſen und Staatsminifter beauftragt, die zu folgendem Ergebnis führten: Der Polizeirat Jonas 
wurde für entbehrlich erachtet und die Leitung des Allgemeinen Büreaus dem Polizei⸗Inſpektor 
Stelter neben ſeiner Kreisinſpektion übertragen; er war inzwiſchen auch zum Polizei⸗Aſſeſſor 
ernannt. Dem Polizei⸗Inſpektor Kuffs verblieb die Leitung des Polizei-Amts und die Vertretung 
des Syndikus, fo daß zur Kontrolle des Exekutivdienſtes, der jo glänzend mit 3 berittenen Polizei⸗ 
Inſpektoren angefangen hatte, nun tatſächlich keine volle Kraft mehr übrig blieb. Denn daß die 
beiden Polizei⸗Inſpektoren nunmehr ganz überwiegend durch Leitung der ihnen überwieſenen Büreaus 
in Anſpruch genommen geweſen ſind, kann kaum einem Zweifel unterliegen. Ferner wurde der 
Polizeikommiſſar zu Neufahrwaſſer penſioniert und durch einen Polizeiſergeanten erſetzt, auch die 


*) Heinrich von Treitſchke: Deutſche Geſchichte im 19. Jahrhundert. 
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Stelle eines Polizeiſekretärs eingezogen, die jedoch ſehr bald wieder durch eine Hilfskraft beſetzt 
werden mußte. 

Dadurch, daß die hochbeſoldeten Stellen der Polizeiräte fortfielen, wurde eine nicht unweſent⸗ 
liche Erſparnis erzielt. Der Polizeirat Jonas ging im Oktober 1822 zur interimiſtiſchen Verwaltung 
der Stelle des Polizei-Direktors nach Elbing, bezog ſein Gehalt aber noch eine Reihe von Jahren 
aus der Polizeikaſſe zu Danzig. Den durch die cien eine mit Mehrarbeit belaſteten 
Beamten waren dafür im ganzen 679 rx zugebilligt worden, die ſpäter größtenteils dadurch ihre 
Deckung fanden, daß die Prämien, welche den Polizeibeamten aus den eingehenden Strafgeldern und 
Sporteln zukamen, zunächſt auf 600 rx und dann endgiltig auf 700 rx fixiert wurden. Die Regierung 
hatte es unterlaſſen, die Allerhöchſte Genehmigung zu der eingetretenen Mehrbeſoldung der Beamten 
einzuholen, weshalb an den Staatsminiſter von Schuckmann unterm 24. Januar 1826 eine 
Kabinetsordre erging, in der es heißt: „Ich will nun zwar dieſe Verwendung vom 1. Januar 1825 
ab et retro hierdurch genehmigen, weil die Bewilligungen ſchon ſtattgefunden haben und nicht zurück— 
genommen werden können, kann aber das hierunter beobachtete Verfahren nicht billigen und erwarte, 
daß dergleichen Dispoſitionen ohne Meine vorherige Genehmigung nicht weiter vorkommen werden. 
Übrigens will Ich Ihnen anheimgeben, ob die Beſoldung des Polizeirats Jonas inclufive 160 rx 
zur Haltung eines Dienſtpferdes mit zuſammen 1360 rx, da die Stelle desſelben bei dem Polizei⸗ 
Präſidio zu Danzig für entbehrlich erklärt wird, nicht ganz von dem dortigen Polizei-Etat abgeſetzt 
und derſelbe definitiv zum Polizei-Direktor in Elbing, welche Stelle er interimiſtiſch verwaltet, 
beſtimmt werden kann, und veranlaſſe Ich Sie zugleich, nicht nur für die Polizeiverwaltung zu 
Danzig und Elbing, ſondern auch in den übrigen Städten, wo die Polizeibehörden für Rechnung 
des Staats nach den neueren Beſtimmungen fortheſtehen, den jetzigen Verhältniſſen angemeſſene 
Normal-Etats fobald als möglich zu regulieren.“ ۱ 

Polizeirat Jonas erhielt die Stelle trotzdem nicht; er wurde 1827 als Hilfsarbeiter zur 
Regierung nach Danzig berufen und kam dort dann 1829 wieder zum Polizei-Präſidium. 

Der Etat des Polizei-Präſidiums pro 1827/29 ſchließt in Einnahme und Ausgabe mit 
16 709 vr ab. In der Ausgabe find dabei noch 1360 rx Gehalt und Pferdegelder für den Polizeirat 
Jonas enthalten, der nicht beim Polizei-Präſidium tätig war. Andrerſeits erfolgte die Gehalts- 
zahlung für den Polizei-Präſidenten auch fernerhin durch die Regierungs-Hauptkaſſe, ſo daß nur die 
Equipagengelder desſelben mit 400 rx in den Polizeietat eingeſtellt blieben. Der Staatszuſchuß zu 
demſelben belief fic) auf 14 710 rx, wonach die anderweiten Einkünfte der Polizei-Salarienkaſſe faſt 
2000 rx betrugen. Vornehmlich beſtanden fie aus Schiffspaßgebühren, die mit 1141 rx eingeſtellt 
waren.“) Die geſamten Büreaukoſten einſchließlich 600 rx Miete für die beiden Häuſer Langgaſſe 77 
und Jopengaſſe 21 betrugen nur 1406 rx 24 ſgr. 5 Pfg. Für Beleuchtungskoſten wurden 56 rx 
10 fgr. 1 Pfg. für Heizungsmaterial 128 rx 14 fgr. 4 Pfg. nach ſehr eingehenden Spezialetats aus⸗ 
geworfen, deren Beträge in der angeführten Geſamtſumme der Büreaukoſten enthalten ſind. 


Daß ſparſam gewirtſchaftet wurde, läßt dieſer Etat hinreichend erkennen, wenn auch die 
höhere Kaufkraft des Geldes zu jener Zeit gebührend berückſichtigt wird. Das Einkommen der 
Beamten wurde noch dadurch geſchmälert, daß jie vom Jahre 1824 ab Beiträge zur Penſionskaſſe 
zahlen mußten, um für die Staatskaſſe eine Erleichterung herbeizuführen, wie es in der Kabinets⸗ 
ordre vom 31. Auguſt 1824 heißt. Bei dem kärglichen Einkommen der mittleren und unteren 
Beamten mußte ſelbſt dieſe geringe Schmälerung desſelben, die fi) auf 1—11/2°/o des Gehalts belief, 
für ſie recht drückend werden. Bei jeder Neuanſtellung und jeder Gehaltsaufbeſſerung waren zudem 
12% des Gehalts oder der Steigerung desſelben an die Penſionskaſſe zu entrichten. Für die 
Beamten mit mehr wie 1000 rx Gehalt ſteigerten ſich übrigens die laufenden Beiträge zur Penſions— 
kaſſe bis zu 6% des Gehalts. 

Faſt gleichzeitig mit der Verpflichtung zur Entrichtung der Penſionsbeiträge verloren die 
Polizeiſergeanten andererſeits den Denunziantenanteil, den ſie bis dahin bei den Anzeigen über 
Polizeikontraventionen erhalten hatten. Der Denunziantenanteil war abgeſchafft, wie der Polizei⸗ 
Präſident in einem Berichte ausführt: „weil dies einesteils im Publico verhaßt macht, anderenteils 
aber auch zu mancher falſchen Denunzierung und zu anderen unangenehmen und dem öffentlichen 
Dienſt nachteiligen Kolliſionen Veranlaſſung giebt, was beim Polizeibeamten vermieden werden muß, 


) Nach einer Zuſammenſtellung aus dem Jahre 1838 waren im Haſen zu Neufahrwaſſer bis zum letzten Auguſt jedes 
Jahres an Seeſchiffen eingegangen: 


1815: 288 1823: 529 1831: 408 
16: 422 24: 641 32: 485 
17: 582 25: 853 88: 375 
18: 644 26: 781 34: 440 
19: 544 27: 748 35: 450 
20: 650 28: 763 36: 595 
21: 453 294 728 37 857 


22: 307 30: 864 
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kann, wenn der Beamte von polizeilichen Vergehen perſönlichen Vorteil zieht.“ Das Gehalt det 
Polizeiſergeanten war auf 180—200 rx ſtehen geblieben, wofür fie Dë auch noch ihre Uniform ant 
zuſchaffen hatten, und trotzdem hatten alle Anträge des Polizei⸗Präſidenten auf Gehaltsaufbeſſerung 
derſelben keinen Erfolg, weil die Lage des Staatshaushalts dies nicht geſtattete. 

Die ſtaatliche Fürſorge, deren die Beamten ſich gegenwärtig zu erfreuen haben, tritt ſo 
recht bei einem Vergleich mit jener ſchweren Zeit in die Erſcheinung. 

Ebenſo ausſichtslos wie hinſichtlich der Gehaltsaufbeſſerung blieben die Anträge des Poligei- 
Präſidenten auf Vermehrung der Exekutivbeamten. Ein Bericht, in dem er die Bewilligung von 4 
weiteren Polizeiſergeanten im Jahre 1827 erbittet, begründet das Bedürfnis folgendermaßen: „Hier 
exiſtieren jetzt 54 Obſervaten 1. Klaſſe, zum Teil ſehr gefährliche Menſchen, 45 Obſervaten 2. Klaſſe 
und 142 Obſervaten 3. Klaſſe. — — — — Iſt der Obſervat vom Diſtriktsbeamten mehrere Tage 
vermißt worden oder wird jener, auf einem Verbrechen ertappt, zur Unterſuchung gezogen und zum 
Nachweis aufgefordert, wo er ſich aufgehalten oder gearbeitet hat, ſo wird er jedesmal ſicher angeben, 
daß er entweder an der Weichſel beim Umarbeiten des Getreides, oder in Neufahrwaſſer beim Schiffs⸗ 
ziehen, oder beim Warenlöſchen an den hieſigen Ladebrücken gearbeitet hat. Er kennt entweder den 
Namen des Schiffers oder des Schiffes nicht, oder dasſelbe iſt abgeſegelt, oder er hat zufällige Arbeit 
gefunden. Dieſe Arbeitsſtellen erſtrecken ſich vom Ufer der Weichſel bei Bohnſack bis nach Neufahr- 
waſſer 2 Meilen lang, und wenn man die dazu kommenden vielen Arbeitsſtellen in der Stadt be⸗ 
rückſichtigt, ſo liegt es auf der Hand, daß der Diſtriktsbeamte nicht in der Lage iſt, die Obſervaten 
ausreichend zu kontrollieren. — — — — Die am Orte ſtationierten 6 Gendarmen, wenngleich ſie 
in vielfacher Beziehung ſehr nützlich ſind und ihnen hinſichtlich ihrer Brauchbarkeit ein vorteilhaftes 
Zeugnis im allgemeinen gegeben werden muß, können die in Antrag gebrachte Vermehrung des 
Perſonals bei der ausübenden Polizei-Verwaltung nicht entbehrlich machen, da ihre Zahl kaum zu— 
reicht, den notwendigen Dienſt zu verrichten, ſie eine ganz andere Stellung, auch zum Teil eine 
andere Beſtimmung haben, und ſie ſchon deshalb zur fortwährenden Beobachtung der verdächtigen 
Perſonen nicht gebraucht werden können, weil ſie zu oft gewechſelt werden, was wohl darin ſeinen 
Grund hat, daß jeder neu angeſtellte Gendarm hier gleichſam zum Dienſt gebildet wird, alle Ab— 
gänge in der Provinz alſo von hier aus beſetzt werden, welches zur Folge hat, daß häufig, wenn 
der Gendarm die Lokalität und die Obſervation einigermaßen kennen gelernt hat und alſo nützlich 
ſein könnte, entweder ganz oder auf mehrere Monate anderwärts ſtationiert wird, und wenn er 
etwa wiederkehrt, doch aus aller Verbindung gekommen iſt.“ 


Durch die Verordnung über die anderweitige Organiſation der Gendarmerie vom 30. Dezember 
1820 waren der 3. und 4 Abſchnitt des Gendarmerieedikts vom 30. Juli 1812 aufgehoben und eine 
andere Verteilung des Gendarmerieperſonals herbeigeführt, gleichzeitig aber auch an die Qualität 
desſelben ſehr erhöhte Anforderungen geſtellt worden. In Danzig wurden dem Polizei- Präſidenten 
1 Gendarmerie-Wachtmeiſter und 6 berittene Gendarmen unterſtellt, was bei Wahrnehmung des 
polizeilichen Sicherheitsdienſtes im Stadtkreiſe natürlich eine ſehr weſentliche Ergänzung bei der 
geringen Zahl von Polizeiſergeanten bot. Schon der Umſtand, daß nur berittene Gendarmen in 
Danzig ſtationiert waren, weiſt darauf hin, daß dieſe vornehmlich zum Dienſt in den ſtädtiſchen 
Vororten und in den zum Stadtkreiſe gehörigen ländlichen Ortſchaften herangezogen wurden. Letztere 
waren mit Bildung des Stadtkreiſes aus dem ſtädtiſchen Polizeibezirk ausgeſchieden und ſtanden 
nun in demſelben Verhältnis zum Polizei-Präſidenten, wie die übrigen Dörfer des ehemaligen 
Danziger Territoriums zum Landrat des neu gebildeten Landkreiſes. Die Verwaltung der Ortspolizei 
ſtand zwar nach wie vor dem Magiſtrat in den Ortſchaften ſeines früheren ländlichen Territoriums 
zu; es verblieb betreffs Wahrnehmung derſelben aber bei der Vereinbarung, welche die Organiſations⸗ 
Kommiſſion mit dem Magiſtrat unterm 29. April 1814 getroffen hatte, ſo daß in den dabei in 
Betracht kommenden Ortſchaften des Stadt- und des Landkreiſes tatſächlich der Polizei- Präſident 
reſp. der Landrat die Ortspolizei verwalteten. 


| Als in kommunaler Beziehung zur Stadt gehörige Vororte werden 1821 aufgeführt: Neu⸗ 
fahrwaſſer mit 1267 Einwohnern, Langfuhr mit 1041, 2. Neugarten mit 398, Schidlitz mit 610, 
Stolzenberg mit 199, 2. Petershagen mit 30, Altſchottland mit 173, Stadtgebiet mit 506 und 
St. Albrecht mit 696 Einwohnern. Im Jahre 1827 beantragte der Polizei-Präſident eine Gehalts⸗ 
erhöhung für diejenigen Polizeiſergeanten, welche gleichzeitig Reviervorſteher waren. Vom Polizei⸗ 
ſergeanten zu Neufahrwaſſer, der neben ſeinem Gehalt von 180 tr nach Auflöſung des Reviers an 
der Weichſel die 60 rx Pferdegelder bezog, welche vordem für letzteres Revier ausgeſetzt waren, heißt 
es in dem betreffenden Bericht, daß vorzüglich im Sommer bei der bedeutenden Schiffahrt ſeine 
Tätigkeit in hohem Grade in Anſpruch genommen wäre und daß er mehr als jeder andere Polizei⸗ 
ſergeant leiſten müſſe. Der Polizeiſergeant in Langfuhr bedürfe dagegen keiner ſo großen Kraftan⸗ 
anſtrengung, weil deſſen Stelle ſehr viel ruhiger wäre, als die erſtere. Dagegen ſei die Stelle in 
Schidlitz von großer Bedeutung, der Ort werde mit jedem Jahre durch Neubauten weitläufiger und 
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ſchwieriger. Während die Polizeiſergeanten zu Langfuhr und Schidlitz ebenfalls 180 rx Gehalt bezogen, 
erhielt der Sergeant zu St. Albrecht ſogar nur 150 rx. 

Mit Bildung des Stadtkreiſes Danzig waren auch die Grenzen des Hafenbezirks verändert 
worden. Abgeſehen von der Mottlau und den mit ihr in Verbindung ſtehenden Kanälen innerhalb 
der Stadt, war die Hafenpolizeibehörde von da ab auf der Weichſel nur von der Heubuder Grenze 
bis zur See und auf der Reede zuſtändig geblieben, während der Seeſtrand außerhalb der Grenzen 
des Stadtkreiſes und der Reede für ſie ausſchied. Die Aufſicht über die Binnengewäſſer und die 
Weichſel von der Stadtkreisgrenze bis zum Dorfe Weichſelmünde war dem Strominſpektor überwieſen, 
wie der Hafenmeiſter von da ab benannt wird, während die Aufſicht über den Hafenteil zu Nen- 
fahrwaſſer und über die Reede den beiden Lotſen-Kommandeuren zufiel. 


Bis zum Erlaß der vom Könige unterm 30. Januar 1821 vollzogenen Polizei-Ordnung für 
den Hafen und die Binnengewäſſer von Danzig hatte der 1814 aufgeſtellte Entwurf eines Hafen⸗ 
Reglements als Norm für die Hafenpolizeibehörde und die ihr unterſtellten Lotſen und Hafenpolizei⸗ 
beamten gedient. Jenem Entwurf wurde vermutlich die königliche Genehmigung verſagt, weil der 
Abſchluß von Handelsverträgen mit anderen Staaten und die damit verbundene Neuregelung der 
Hafenabgaben ihn überholt hatten. Nach der Kabinetts-Ordre vom 25. September 1815 ſollte behufs 
Vermeſſung der Schiffe und der darnach zu regulierenden Abgaben in den geſamten Häfen der Monarchie 
eine gleiche Schiffslaſtengröße angenommen werden, welche zu viertauſend Berliner Pfund, oder fünfzig 
Berliner Scheffel Roggen zu 80 Pfund der Scheffel, feſtgeſtellt wurde. Unterm 25. Juli 1820 wurde 
denn auch vom Miniſterium für Handel und Gewerbe ein neuer Tarif für die Danziger Hafenungelder 
feſtgeſetzt. Dieſelben beſtanden 

1. aus dem Hafengeld, das 67 preußiſche Groſchen für die Normallaſt von 4000 Berliner 
Pfund bei fremden, und 40 gl bei preußiſchen oder vertragsmäßig die gleichen Rechte 
genießenden ausländiſchen Schiffen betrug, 

2. aus dem Kommerzgelde, das mit 1 Sgr. 9 Pfg. pro Normallaſt von allen Schiffen gleid- 
mäßig erhoben wurde, 

3. aus dem Stromgeld, das 13 ¼ gl bei ausländiſchen und 9 gl bei inländiſchen Schiffen 
pro Normallaſt betrug, die in den Binnengewäſſern löſchten, welche letztere beim Ausflu 
der Mottlau in die Weichſel am Blockhauſe ihre Grenze hatten, 

4. aus den 6041818۰ und Büreaugeldern, die beim Landgang des Schiffers erhoben wurden 
und nicht mehr als ½ der Hafengelder bei ausländiſchen, ½ bei inländiſchen Schiffen 
ausmachen durften. 

Aus dieſer letzteren Gebühr wurden auch die Büreaukoſten der Binnenlotſen be— 
ſtritten. Im übrigen blieb für die Binnenlotſen der bereits angeführte Tarif nach dem 
Tiefgange der Schiffe beſtehen. 

Die Polizei-Ordnung vom 30. Januar 1821 ſetzte den Lotſenzwang für die Hafen- wie für 
die dazu gehörigen Binnengewäſſer feſt und giebt Vorſchriften für die Schiffsführer und ihre 
Mannſchaft, wie für das Lotſenperſonal und die Hafenpolizeibeamten. Bemerkenswert iſt dabei, daß 
dem Lotſen⸗Kommandeur und dem Strom⸗Inſpektor die Strafbefugnis wegen vorkommender Uber 
tretungen beigelegt wird, doch ſteht, wie es heißt: „jedem Angeſchuldigten frei, auf die nähere 
Prüfung und Entſcheidung von Seiten des Königlichen Polizei-Präſidii ſich zu berufen, deſſen Feft- 
ſetzung dann ſogleich zu befolgen iſt.“ Es bleibt demnach die im Gendarmerie-Edikt vom 30. Juli 
1812 zur Geltung gebrachte Auffaſſung, daß in Landespolizeiangelegenheiten das Polizei-Präſidium 
die erſte Landespolizeiinſtanz bilde, aufrecht erhalten. 

Der Kaufmannſchaft zu Danzig wird in der Polizei-Ordnung die Befugnis beigelegt, die 
Ausführung derſelben zum Beſten des Hafens und aller dahin gehörigen Anſtalten zu kontrollieren 
und zu dieſem Ende zwei Mitglieder ihres Vorſtandes mit dem nötigen Auftrage zu verſehen. 


Die Dienſtanweiſungen, deren Erlaß die Polizei-Ordnung vorſchreibt, ergingen nur ſehr 
allmählich. Unterm 23. April 1823 wurden vom Miniſterium für Handel und Gewerbe geſondert 
eine Dienſtanweiſung für die Lotſen-Kommandeure und eine für den Strominſpektor, die Binnen⸗ 
lotſen, Beilknechte und Ballaſtwächter erlaſſen, während die Dienſt-Inſtruktion ſür die Seelotſen erſt 
am 16. November 1829 durch die Abteilung des Innern der Regierung zu Danzig erfolgte und 
vom Miniſter des Innern und der Polizei am 6. Dezember 1829 genehmigt wurde. Den Binnen⸗ 
lotſen wird in der Dienſtanweiſung vom 23. April 1823 die Verpflichtung auferlegt, alle von ihnen 
entdeckten Kontraventionen dem Etrominſpektor mitzuteilen, ſie werden durch dieſelbe auch der 
Disziplinargewalt des Polizei-Präſidenten unterſtellt, wodurch ſie ſeit dieſer Zeit Beamtenqualität 
erhielten, wenn ſie auch fernerhin lediglich auf ihr Einkommen aus dem Lotſengewerbe angewieſen blieben. 


Die Mitwirkung, welche der Danziger Kaufmannſchaft bei der Beaufſichtigung des Hafens 
durch die Polizei-Ordnung vom 30. Januar 1821 gewährt war, wurde nun auch noch auf die An- 
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ſtellung des Hafenperſonals ausgedehnt. Durch das vom Könige unterm 25. April 1822 vollzogene 
Statut für die Kaufmannſchaft zu Danzig, das derſelben Korporationsrechte verlieh und die bis da⸗ 
hin beſtandene Krämer⸗Sozietät aufhob, erhielt die Korporation der Kaufmannſchaſt die Befugnis, 
durch ihre Alteſten das Präſentationsrecht bei der Anſtellung der See- und Binnenlotſen und deren 
Kommandeurs, ſowie des Strominſpektors oder Hafenmeiſters auszuüben. 


Durch die Hafen-Polizei-Ordnung vom 30. Januar 1821 und die ſich an ſie anſchließenden 
Dienſtanweiſungen, wie durch das eben erwähnte Statut für die Kaufmannſchaft waren die grund— 
legenden Beſtimmungen gegeben, auf denen {ih die Organiſation des Lotſenweſens und der Hafen- 
und Strompolizei auch gegenwärtig noch aufbaut, wenn auch aus Anlaß von Veränderungen, welche 
die Ausdehnung des Hafengebiets und die Geſetzgebung im Laufe der Zeit mit ſich brachten, neue 
Hafenpolizeiverordnungen, Inſtruktionen und Statute an Stelle der alten getreten ſind. 

Auch nach Erlaß der Hafen-Polizei-Ordnung prüften lediglich der Polizei-Präfident und der 
Direktor der Navigationsſchule die Anwärter für den Lotſendienſt auf ihre Qualifikation. Wie die 
Alteſten der Kaufmannſchaft nach Penfionieruug des Lotſen-Kommandeurs Neumann dann 1822 
Anſpruch darauf machten, zur Prüfung des neuen Bewerbes zugezogen zu werden, wurden ſie von 
der Regierung abgewieſen. Der von den Alteſten präſentierte Kandidat wurde jedoch nach gut be⸗ 
ſtandener Prüfung mit der interimiſtiſchen Verwaltung der Lotſen-Kommandeurſtelle betraut, und er 
bewährte ſich weiterhin ſo vorzüglich, daß nach dem 1826 erfolgten Ableben ſeines alten Kollegen 
Huſen der Polizei-Präſident in Übereinſtimmung mit den Alteſten der Kaufmannſchaft bei der Re⸗ 
gierung den Antrag ſtellte, die zweite LotſenP-Kommandeurſtelle eingehen zu laſſen und den Lotſen⸗ 
Kommandeur Engel mit der alleinigen Leitung des Lotſenweſens zu beauftragen. Der Antrag fand 
aber nur inſoweit Berückſichtigung, als 1828 mit miniſterieller Genehmigung die zweite Stelle in die 
eines Vize-Lotſen-Kommandeurs umgewandelt und der neue Inhaber derſelben dem Lotſen-Kom⸗ 
mandeur dienſtlich untergeordnet wurde. Der Lotſen-Kommandeur bezog von da ab 800 rx, der 
Vize⸗Lotſen-Kommandeur 500 rx Gehalt. 


Vor Übernahme der geſamten Danziger Polizeikoſten auf den Staat aus Anlaß des Geſetzes 
über die Einrichtung des Abgabenweſens vom 30. Mai 1820 wurde durch den Regierungsrat 
Flottwell mit dem Magiſtrat auch über die fernere Beſoldung der Strompolizeibeamten verhandelt. 
Die Stadt ſcheint damals Wert darauf gelegt zu haben, daß in ihrem und im Intereſſe der Kauf⸗ 
mannſchaft der Strominſpektor und die ihm unterſtellten Beilknechte mehr als kommunale Beamte 
zu behandeln blieben, weshalb das Einkommen dieſer Beamten, inſoweit es ſich nicht aus Emolu⸗ 
menten zuſammenſetzte, auch fernerhin von der Stadt beſtritten wurde. Der Strominſpektor dürfte 
ſpätenſtes zu dieſer Zeit auf ein feſtes Gehalt geſetzt worden ſein, doch habe ich über die damalige 
Höhe des Gehalts nichts feſtſtellen können. In der Dienſtanweiſung vom 23. April 1823 iſt denn 
auch geſagt, daß der Strominſpektor neben ſeiner Unterſtellung unter den Polizei-Präſidenten, ebenfalls 
dem Magiſtrat in Beziehung auf alle Angelegenheiten, welche das kommunale Intereſſe beträfen, 
untergeordnet und daher auch verpflichtet ſei, deſſen Anweiſungen in dieſer Hinſicht zu befolgen. 


Bei der hiſtoriſchen Entwickelung der Stellung der Danziger Strompolizeibeamten iſt die 
Verkennung ihres veränderten Charakters im Sinne der preußiſchen Polizeiorganiſation verſtändlich; 
nachdem der Magiſtrat ſeinen Irrtum in ſpäterer Zeit eingeſehen, führte das denn auch zur Bez 
ſoldung dieſer Beamten durch den Staat. 


3. Der einheitliche Gemeinde: und Polizeibezirk Danzig. 18281834. 


Die Auflöſung des Stadtkreiſes Danzig erfolgte auf Grund einer an den Staatsminiſter 
von Schuckmann gerichteten Allerhöchſten Kabinettsordre vom 29. März 1828, die dem Polizei⸗ 
Präſidenten zu Danzig nur auszugsweiſe mitgeteilt wurde und darnach folgendermaßen lautete. 


„Auf Ihren Bericht vom 14. d. Mts., die abgeänderte Einrichtung der Stadtkreiſe 
betreffend, genehmige Ich nach Ihren Anträgen, daß die ländlichen Grundſtücke in den 
Stadtkreiſen Königsberg, Danzig und Trier zu den Landkreiſen desſelben Namens, im 
Stadtkreiſe Magdeburg zum 1. Jerichowſchen oder zum Wanzleben'ſchen Kreiſe, und im 
Stadtkreiſe Halle zum Saalkreiſe und zum Merſeburg'er überwieſen werden, je nachdem 
ſie vor der Bildung dieſer Stadtkreiſe zu einen der vorgedachten Kreiſe gehört haben. 
Ich überlaſſe Ihnen, mit dieſer Maßregel in angemeſſener Zeit, jedoch ſo bald als möglich 
vorzugehen. Hiernächſt genehmige ich Ihre ſpeziellen Vorſchläge dahin: 
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1, Die Handhabung der Ordnungs- und Sicherheitspolizei in den zu den Landkreiſen über⸗ 
gehenden ländlichen Umgebungen der Städte Königsberg, Danzig, Magdeburg und Halle 
verbleibt der ſtädtiſchen Polizei⸗Behörde mit der Maßgabe, daß da, wo das mit Patrimonial⸗ 
Gerichtsbarkeit beliehene Rittergut konkurriert, jeder der ſtädtiſchen Polizeigerichtsbarkeit 
nicht unterworfene Kontravenient nach ſummariſchem Verhör an das Patrimonialgericht 
zum weiteren Verfahren abgeliefert werde.“ : 

Es handelte ſich mithin um keine vereinzelte Maßregel, die zur Beſeitigung des Danziger 
Stadtkreiſes nach zehnjährigem Beſtehen desſelben den Anlaß gab. Gründe für die Auflöſung der 
Stadtkreiſe werden nicht erſichtlich, doch dürften ſie wohl darin zu ſuchen ſein, daß die in die Stadt⸗ 
kreiſe einverleibten Rittergüter in dem ſtädtiſchen Kreisverbande keine Organiſation vorfanden, in 
der ihre Beſitzer in gleicher Weiſe wie die Rittergutsbeſitzer auf den Kreistagen der Landkreiſe ihre 
ſtändiſchen Rechte wahrzunehmen vermochten. Im Danziger Stadtkreiſe kamen hierbei wohl nur die 
Güter Heiligenbrunn und Nobel in Betracht. 


Die Königliche Regierung zu Danzig machte unterm 21. April 1828 bekannt, welche Ort⸗ 
ſchaften vom Stadt- zum Landkreiſe Danzig auszuſcheiden hätten! und daß dem Königlichen Polizei⸗ 
Präſidio in denſelben nur die Verwaltung der Ordnungs- und Sicherheitspolizei verbleibe. Dann heißt 
es weiter: „Mit der neuen Einrichtung hören auch zugleich die Namen des Danziger Stadt- und Land⸗ 
kreiſes auf, und giebt es fortan nur einen Danziger Kreis, der das geſamte platte Land des 
bisherigen Stadt- und Landkreiſes enthalten wird. Die Stadt Danzig mit ihren Vorſtädten bildet 
künftig einen abgeſonderten, für ſich beſtehenden Kommunalverband, in welchem die geſamte Polizei 
vom Königlichen Polizei-Präſidio verwaltet wird.“ 

Bei der Auseinanderſetzung zwiſchen dem Polizei-Präſidenten von Vegeſack und dem Landrat 
Treuge über die künftigen Befugniſſe des Verwalters der Ordnungs- und Sicherheitspolizei, die vom 
Regierungsrat Ewald geleitet wurde, erklärten beide übereinſtimmend, daß der Begriff der Ordnungs⸗ 
und Sicherheitspolizei in hohem Grade ſchwankend wäre und ſich keine feſten Grenzen der Geſchäfts⸗ 
brauchen nach dieſen Begriffen bilden ließen. Sie überreichten deshalb Vorſchläge für die Sonderung 
der einzelnen Zweige der Ortspolizei und baten eine Entſcheidung des zuſtändigen Miniſters herbei- 
zuführen. Dieſelbe erging dann unterm 1. November 1828 dahin, daß der Polizei⸗Präſident auch 
fernerhin folgende Geſchäfte in den zum Landkreiſe ausgeſchiedenen Ortſchaften wahrnehmen jolle: 

1. Die öffentliche und allgemeine Privat⸗Sicherheitspolizei, als Ausmittelung der Diebſtähle, 
Verfolgung der Verbrecher und Vagabonden, 

2. die Sitten⸗ und Ordnungspolizei, z. B. Beaufſichtigung der Ladeplätze, Tanzböden, Gaſt⸗ 
und Schankhäuſer, Kontrolle der Nachtwachen de., 

3. die Strom- und Schiffahrtspolizei, als Aufſicht auf die Uferwerke, Kontrolle der Schiffs⸗ 
leute und polniſchen Flößknechte, ſowie die Aufſicht auf die zur Umarbeitung des Getreides 
an der Weichſel angeſtellten Arbeiter, 

4. die Aufſicht auf die Befolgung der Baupolizeivorſchriften, 

5. die Aufſicht auf die Befolgung der Feuerpolizeivorſchriften, Aufnahme der Serutinien bei 
erfolgten Bränden, 

6. die Geſindeſachen, ſoweit ſie zur Cognition der Polizei gehören, 

7. die Armenpolizei, ſoweit dabei nicht von der Verpflichtung der Kommune zur Verſorgung 
der Armen die Rede iſt, und 

8. die Sanitätsgegenſtände, als Pockenimpfung, Menſchen- und Viehkrankheiten ꝛc., 

Die Übertragung der Wegepolizei an den Polizei⸗Präſidenten, wofür Te der Landrat Treuge 
gleichfalls ausgeſprochen hatte, wurde vom Miniſter abgelehnt. 

Unterm 2. Februar 1829 verfügte die Königliche Regierung jedoch, daß die Aufſicht über die 
Wege von der Stadt nach Neufahrwaſſer, Langfuhr, Neuſchottland, Heiligenbrunn und über den 
kleinen Exerzierplatz, die größtenteils zwiſchen den Vorſtädten lägen, dem Polizei⸗Präſidium verbleiben 
ſollte. Desgleichen weiſt dieſe Verfügung demſelben auch noch die Strandpolizei von Heubude bis 
Bröſen und die Baupolizei im ganzen Feſtungsrayon zu. 

Wenn demnach in den die Stadt umgebenden Ortſchaften die meiſten Zweige der Polizei 
von dem Polizei⸗Präſidenten verwaltet wurden, ſo war es doch mit der Einheit der Leitung vorbei, 
was ſich ſpäterhin durch Kompetenzſtreitigkeiten und Unterlaſſungen recht nachteilig fühlbar machte. 
Bei der Strom⸗ und Schiffahrtspolizei war der Mangel einheitlicher Leitung ſchon vordem ſehr bald 
nach der Bildung des Landkreiſes Danzig hervorgetreten. Die Zuſtändigkeit des Strominſpektors 
und ſeiner Beamten ging von da ab nur bis zur Heubuder Grenze, während das auf Schiffen und 
Flößen herabkommende Getreide auch noch weit oberhalb dieſer Grenze auf beiden Seiten der Weichſel 


) Es werden benannt: Allerengel, Altdorf, Dreilinden, Drei-Schweinsköpfe, Alt⸗ und Neu⸗Emaus, Guteherberge, 
Heiligenbrunn, Hochſtrieß, Holm, Kalkſchanze, Krieſel, Münde, Nehrungſcher Weg, Nobel, Ohra, Sandweg, Scharfenort, Schell⸗ 
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zur Umarbeitung entladen und das Ufergelände dazu in Anſpruch genommen wurde, wenn unter- 
halb keine Plätze mehr frei waren. Eben dasſelbe traf auch hinſichtlich des Anlegens der Holztraften 
zu. Mit den Uferbeſitzern, die ihre Ländereien zur Bearbeitung des Getreides über den Treidelweg 
hinaus hergaben, hatten ſich die Eigentümer des Getreides wegen mietsweiſer Überlaſſung des Landes 
zu einigen, und die Schiffs- und Floßführer blieben den Uferbeſitzern für etwaige Beſchädigungen des 
Ufers haftbar. Übergriffe kamen nun recht zahlreich auf beiden Seiten vor, und zur Entgegennahme 
von Beſchwerden der Beteiligten waren vom Landrat des Landkreiſes der Oberſchulze zu Bohnſack 
und der Dammverwalter zu Plehnendorf eingeſetzt. Man muß ſich dabei vergegenwärtigen, daß in 
Jahren mit gutem Verkehr 10—12 000 Schiffsleute und Flößer während der Sommermonate ſtrom— 
abwärts nach Danzig kamen und dort auf der Polizei ihre Päſſe viſieren ließen, um ſich ein Bild 
von dem Treiben an den Weichſelufern zu ſolcher Zeit zu machen. Beim Fehlen geeigneter Kräfte 
zur Regelung des Schiffahrtsverkehrs in dem an die Stadt angrenzenden Stromteile des Landkreiſes 
würden bei ſolcher Lage Verkehrsſtörungen ſchwerſter Art die Regel geweſen fein, wenn der Stroms 
inſpektor, dem in dieſer Beziehung ſeine Doppelſtellung als gleichzeitiger Beamter der Stadt und der 
Kaufmannſchaft zu ſtatten kam, ſeine Wirkſamkeit nicht über den Stadtkreis hinaus ausgedehnt hätte. 
Nach Ausſcheidung der bis dahin zum Stadtkreiſe gehörigen ländlichen Ortſchaften, zu denen das 
ganze rechte Weichſelufer bis zur Mündung und das linke vom Eintritt der Mottlau in die Weichſel 
bis zur Grenze von Neufahrwaſſer gehörte, hätte er mithin für die Weichſel als Strompolizeibeamter 
feine Tätigkeit einſtellen müſſen, wenn die Strom- und Schiffahrtspolizei dem Polizei-Präſidium 
nicht belaſſen worden wäre. Man muß auch annehmen, daß beim Erlaß der Kabinettsordre vom 
29. März 1828 an eine Anderung in den Zuſtändigkeitsverhältniſſen bei der Strom- und Schiffahrts⸗ 
polizei garnicht gedacht worden und dieſelbe nur in Frage gekommen iſt, weil man ſie irrtümlich als 
einen Zweig der Lokalpolizei angejehen hat. Das war fie nach der hiſtoriſchen Entwickelung aber 
keineswegs. In der Danziger Zeit reichte die Zuſtändigkeit der Stadt ſogar über ihr Landgebiet 
hinaus bis an die Teilung der Weichſel und Nogat, und nach der Einverleibung Danzigs in die 
preußiſche Monarchie hatte der Staat mit der Zeit die Unterhaltung des ganzen Hafens einſchließlich 
der Mottlau innerhalb des Stadtbezirks übernommen, was die Zuſtändigkeit einer Lokalpolizeibehörde 
ausſchloß. Nach dem Kriege behielt der Staat zunächſt auch die Baggerungen in der Mottlau bei, 
doch ſtellte er ſie ſpäter ein und ſie wurden von 1822 ab durch die Stadt bewirkt. Seine Ver⸗ 
pflichtung zu denſelben auf Grund eines Regulativs vom 11. Dezember 1804 erkannte der Staat 
fernerhin aber dadurch an, daß er in einem Vertrage mit der Stadt vom 11. Oktober 1828 derſelben 
für die Jahre 1822—27 eine Entſchädigung von 18 000 rx gewährte und ihr von 1828 ab einen 
jährlichen Zuſchuß von 3000 rx zur Baggerung der Mottlau leiſtet, welche die Stadt ſeitdem ausführt. 
Darnach dürfte ſich auch die Mottlau innerhalb des Stadtbezirks als ſtaatliche Hafenanlage fenn- 
zeichnen und der einheitliche Charakter des geſamten Hafengebiets daraus hervorgehen. Trotzdem 
wird derſelbe auch ſpäterhin erneut verkannt. 1 

Hinſichtlich des Hafenperſonals ijt aus dieſer Zeit nur zu bemerken, daß für die Seelotſen, 
die ſich bis dahin nur durch ein angeheftetes Schild mit dem Königlichen Namenszuge kenntlich 
machten, durch Kabinettsordre vom 15. April 1829 die Uniformierung angeordnet wurde, die im 
Danziger Hafen dann 1832 zur Durchführung kam. Vom Jahre 1836 ab erhielt jeder Ober- und 
Scelotſe 10 rx 7 Sgr. Kleidergelder jährlich. 

Seitdem der Polizei-Präſident von Vegeſack ſeine Amtstätigkeit in Danzig aufgenommen 
hatte, waren ſein Wirkungsgebiet und die Selbſtändigkeit ſeiner Stellung durch die vorſtehend ge— 
kennzeichneten Verwaltungsorganiſationen immer mehr beſchränkt worden. Dazu kam, daß die Damm⸗ 
durchbrüche der Weichſel am 9. April 1829 bei Gemlitz und Czattkau, in Folge deren auch die 
niedrigen Stadtteile Tanzigs jo hoch überflutet wurden, wie niemals zuvor, und das erſtmalige Auf⸗ 
treten der Cholera daſelbſt im Jahre 1831, der 1056 Menſchen erlagen, ganz außergewöhnlich hohe 
Anforderungen an die von ihm geleitete Behörde geſtellt hatten, was ihm wohl bei ſeinem Alter den 
Gedanken an ſein Scheiden aus dem Amte nahe gelegt hat. So kaufte er denn gegen Ende des 
letzteren Jahres die beiden Häuſer, in denen das Polizei⸗Präſidium noch immer zum unveränderten 
Mietsbetrage von 600 rx untergebracht war, um ſeine bisherige Wohnung zu behalten. Er kündigte 
dann das Mietsverhältnis zum Herbſt 1833, wodurch ſich die Regierung zur Beſchaffung anderweiter 
Lokalitäten für das Polizei⸗Präſidium genötigt ſah. Nach langem Suchen und vielfachen Bers 
handlungen wurden die vormals Soermann'ſchen Grundſtücke Langgaſſe Nr. 25 und Hundegaſſe 114 
von der Seehandlung angekauft. Sie konnten aber erſt im folgenden Jahre bezogen werden, weil 
das Gymnaſium, für das der Neubau am jetzigen Winterplatze zu dieſer Zeit errichtet wurde, dort 
interimiſtiſch untergebracht war. von Vegeſack verſtand ſich deshalb dazu, den Mietsvertrag bis 
zum Herbſt 1834 zu verlängern, zu welchem Termin dann das Polizei⸗Präſidium die vom Staate 
für dasſelbe erworbenen Häuſer bezog. 

Polizei⸗Präſident von Vegeſack ſchied mit dem 1. April 1834 aus dem Amte. Der Ober⸗ 
Präſident von Schön, der bis zu ſeinem Verzuge nach Königsberg im Jahre 1824, von wo ab ihm 
die gemeinſame Verwaltung der Provinzen Ojt- und Weſtpreußen übertragen war, ihn faſt 8 Jahre 
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hindurch kennen gelernt hatte, urteilte über ihn: , er fei ſchauderhaft ſchwach und bringe durch An⸗ 
maßung auf.“ Von den Bewohnern Danzigs ſagt der Ober⸗Präſident aber auch gleichzeitig: „Und 
dazu kommt der alte Danziger Geiſt mit Franzoſen-Pfiffigkeit gepaart. Von Vertrauen, Achtung 2c. 
iſt zum Ganzen wenig die Rede, aber Liſt, Zaudern, Zerren ijt Do." Wenn man nun bedenkt, 
daß von Vegeſack in ſeiner doppelten Eigenſchaft als Polizei-Präſident und Mitglied der Organiſations⸗ 
Kommiſſion in einer durch die Belagerung verwüſteten und verarmten Stadt unter dem Druck der 
ruſſiſchen Einquartierung mit gutem Geſchick und großer Schnelligkeit die Polizei in der Stadt, in 
ihrem Landgebiet und ihrem Hafen neu organiſiert und alle Zeit mit der Stadtverwaltung und der 
Bürgerſchaft in gutem Verhältnis geſtanden hat, dann wird man zugeben müſſen, daß bei einer 
Bevölkerung mit Charaktereigenſchaften, wie ſie von Schön den Danzigern beimißt, ein ſchwacher 
und anmaßender Beamter das ſchwerlich fertig gebracht hätte. Für das abſprechende Urteil des 
Ober⸗Präſidenten bieten die Akten nicht den geringſten Anhalt, es it meines Erachtens falſch nach 
beiden Richtungen hin. 

Wie von Vegeſack 1834 in den Ruheſtand trat, waren von den Beamten, die er 1814 in 
den Polizeidienſt eingeſtellt hatte, beim Polizei⸗Präſidium noch im Amte: Die nunmehrigen Polizeiräte 
Kuffs und Stelter, der Polizei-Aſſeſſor Bogdanski, der Rendant Hoſenfeldt, die Polizei⸗ 
kommiſſare Andree und Döring, und als Kanzleivorſteher der ehemalige Polizei-Inſpektor نا‎ ety 


Polizei⸗Präſident von Vegeſack verzog 1840 von Danzig nach Oliva und wohnte dort noch 
10 Jahre. Er ſtarb in Oliva am 17. Juni 1850 im Alter von 82 Jahren und wurde auf dem 
St. Salvatorfriedhofe zu Danzig begraben. 
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*) Dr. Paul Simſon: Aus der Zeit von Theodor v. Schöns weſtpreußiſchem Oberpräſidium. 
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$ zu Neujtadt zum Landrat und Polizei⸗Direktor in Danzig ernannt. Der Miniſter des Innern 
und der Polizei ſetzt die Regierung zu Danzig davon durch Erlaß vom ſelben Tage in Kenntnis 
und bemerkt gleichzeitig, daß wegen Penſionierung des Polizei-Präſidenten von Vegeſack eine be⸗ 
ſondere Verfügung ergangen ſei. Die Regierung erhält weiter die Anweiſung: „dem p. Leſſe die 
Beſoldung feiner neuen Stelle von 1200 rx, unter Innebehaltung des vorſchriftsmäßigen Abzuges 
von der Verbeſſerung, ſowie die etatsmäßigen Equipagegelder ad 400 rx jährlich vom 1. April ab 
zahlen zu laſſen und überhaupt die erforderlichen Einrichtungen zu treffen, daß mit dieſem Zeitpunkt 
die Geſchäftsverwaltung von dem p. von Vegeſack auf den p. Leſſe übergehe. Hinſichtlich der 
freien Dienſtwohnung wird bemerkt, daß ſolche von dem p. Leſſe nicht eher bezogen werden kann, 
als bis in dem neuerdings angekauften Polizei-Dienſtgebäude die nötigen baulichen Einrichtungen 
Leg fein werden, bis wohin übrigens von einer Entſchädigung des p. Leſſe nicht die Rede 
ein darf.“ 

Lediglich durch die Ernennung des Nachfolgers von Vegeſack's zum Polizei-Direktor wurde 
auch das Polizei-Präſidium zur Polizei-Direktion umgewandelt. Mindeſtens habe ich einen anderen 
Königlichen Akt, durch den dieſelbe angeordnet wurde, nicht zu ermitteln vermocht, wennſchon es 
nahe liegt, einen ſolchen vorauszuſetzen, weil das vom Könige gegebene Polizei-Reglement vom 
4. Oktober 1814 ausdrücklich einem Polizei-Präſidenten die Leitung ſämtlicher Polizeiangelegen⸗ 
heiten übertrug und weil die Polizeibehörde in Danzig bis dahin auch in allen Kabinettsordres 
regelmäßig als Polizei-Präſidium bezeichnet worden war. Gleich nach ſeinem Amtsantritt berichtete 
der Polizei⸗Direktor Leſſe denn auch an die Regierung, daß bis dahin alle amtlichen Ausfertigungen 
mit der Bezeichnung „Königliches Polizei-Präſidium“ ergangen wären und daß noch eine erhebliche 
Zahl gedruckter Formulare mit dieſer Bezeichnung vorhanden ſei. Da er nur als Landrat und 
Polizei⸗Direktor angeſtellt wäre, ſo bitte er um Auskunft, ob er auf Grund des Polizei-Reglements 
jene Bezeichnung beibehalten dürfe, oder ob er nunmehr als Landrat zu zeichnen habe. Eine Antwort 
der Regierung habe ich zwar nicht ermittelt, doch kann es keinem Zweifel unterliegen, daß ſie ſich 
für die Benennung der Polizeibehörde nach dem Amtscharakter ihres nunmehrigen Dirigenten 
entſchieden hat. Schon von Vegeſack hatte es beanſtandet, daß in dem genehmigten Polizeietat 
pro 1825/26 gejagt war, er habe fein Gehalt mit 1200 rx als Landrat und 800 rx perſönlicher 
Zulage aus der Regierungs-Hauptkaſſe zu beziehen. In ſeiner Beſtallungsurkunde, ſo hob er in 
einem Berichte hervor, ſei ihm ein Gehalt von 2000 rx als „Polizei-Präſident“ ausgeſetzt worden. 
Zudem müſſe er ſchon im Intereſſe ſeines dereinſtigen Nachfolgers darauf hinweiſen, daß nach ſeinen 
Erfahrungen der Polizei-Präſident in Danzig unmöglich mit einem geringeren Gehalte auskommen 
könne. Die Regierung antwortete darauf: „die Mehrzahlung der 800 rx ijt nach den neueren, nicht 
bloß für dieſen Fall angenommenen Beſtimmungen für den Herrn Polizei-Präſident von Vegeſack 
rechnungsmäßig lediglich eine perſönliche Zulage; das Königliche Miniſterium des Innern hat für 
gut befunden, die Benennung „Landrat“ bei allen Polizei-Präſidenten zuzuſetzen und muß es dabei 
ſein Bewenden behalten, zumal den Gerechtſamen des Herrn Polizei-Präſidenten von Vegeſack 
dadurch nicht der mindeſte Abbruch geſchieht und es der Vorſorge für den Nachfolger nicht bedürfen wird.“ 

In der Verordnung vom 30. April 1815 wegen verbeſſerter Einrichtung der Provinzial⸗ 
behörden wird allerdings beſtimmt, daß alle anſehnlichen Städte mit derjenigen Umgebung, die mit 
ihren ſtädtiſchen Verhältniſſen in weſentlicher Berührung ſtehen, eigene Kreiſe bilden ſollen und daß 
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der Polizei⸗Dirigent in einer ſolchen Stadt die Stelle des Landrats vertrete; die Beſtallung des 


Polizei⸗-Präſidenten von Vegeſack war aber ſpäter, und zwar 1817 erfolgt. Es ijt deshalb auch 
klar erſichtlich, daß mit der Neuorganiſation der Landratskreiſe 1818 die Gleichſtellung der Polizei⸗ 
Dirigenten in den großen Städten und der Landräte beabſichtigt und die Zerlegung der Beſoldung⸗ 
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jener Dirigenten in Gehalt und Zulage im Hinblick auf ihre Nachfolger im Amte getroffen war. 
Bei der Berufung des Landrats Leſſe als Polizei-Direktor nach Danzig und bei der Gehalts- 
feſtſetzung für denſelben treten die Konſequenzen dieſes Vorgehens denn ja auch voll in die Erſcheinung. 
Es mußte eben bei der Lage der Staatsfinanzen auf Verminderung der Ausgaben hingewirkt werden, 
wo dies irgend zuläſſig erſchien, und darnach wurde gehandelt. Zwar hatten ſich die Staats— 
einnahmen bis zum Jahre 1834 nicht unerheblich gehoben, doch verſchlang die Mobiliſierung der 
Armee, die 1831 aus Anlaß des polniſchen Aufſtandes im ruſſiſchen Machtbereiche und der 
revolutionären Vorgänge an der Weſtgrenze Preußens notwendig geworden war, faſt 40 Millionen 
Taler, für welche es zunächſt an Deckung fehlte, ſo daß die Staatsfinanzen ſich nach wie vor, in einer 
drückenden Lage befanden. 


Wenn ſich das Gehalt des Polizei-Direktors Leſſe deshalb ſchon nach einem halben Jahre 
auf 1600 rx erhöhte, ſo hatte er dies lediglich dem Umſtande zu danken, daß der Polizeirat Jonas, 
welcher erneut auswärts kommiſſariſch beſchäftigt war, nach Königsberg verſetzt wurde, wodurch deſſen 
Gehalt bei der Polizei-Salarienkaſſe zu Danzig in Abgang kam und anteilig zu der erwähnten 
Gehaltserhöhung zur Verfügung ſtand. 


Während der Amtsdauer des Polizei-Direktors Leſſe blieben Organiſation und Verwaltung 
der Lokalpolizei auf dem Beharrungsſtandpunkt ſtehen, zu dem ſie mit Beſeitigung des Stadtkreiſes 
allmählich gelangt waren. Für die Hafen- und Strompolizei traf das dagegen nicht zu. Das See- 
lotſenperſonal erwies ſich als unzureichend. Der Lotſen-Kommandeur äußert ſich 1834 darüber 
dahin, daß wegen des ſchweren Dienſtes der Regel nach mehrere Lotſen krank lägen. Bei dem ge— 
ringen Perſonal von 2 Ober- und 16 Seelotſen wäre deshalb auch, wenn die Kranken, die Wächter 
und die Ordonnanzen abgingen, insbeſondere bei den häufig vorkommenden Strandungen ein ſolcher 
Mangel an Perſonal vorhanden, daß er dann Mannſchaften heuern oder Freiwillige aufrufen müſſe, 
was den Dienſt ſehr erſchwere. Wie ſehr auch bei der mangelhaften Ausgeſtaltung des Seelotſen— 
weſens Sparſamkeitsrückſichten mitſprachen, zeigt folgender Vorgang. Noch von Vegeſack hatte 
1834 die Penfionierung von 3 Seelotſen beantragt, die aber trotz Befürwortung durch die Regierung 
vom Finanzminiſter wegen Erſchöpfung des Penſionsfonds abgelehnt wurde. Die jedem Lotſen 
zukommende Penſion belief ſich auf 120 rx jährlich. Wie die Kaufmannſchaft ſich nun wegen 
unzureichender Wahrnehmung des Seelotſendienſtes beſchwerdeführend an die Regierung wandte, gab 
dieſe dem Polizei⸗Direktor Leſſe den Auftrag, mit dem Lotjen-Rommandeur und den beiden kauf— 
männiſchen Hafenkommiſſaren feſtzuſtellen, inwieweit die Invalidität der drei Lotſen eine einſtweilige 
beſondere Vertretung des einen oder des andern durchaus notwendig mache. Dieſe Feſtſtellung 
ergab dann, daß der eine Seelotſe ſchon über ein halbes Jahr an Waſſerſucht darniederlag, und Die 
andern beiden durch Gicht und ſonſtige Krankheiten derart verbraucht waren, daß ſie den größten 
Teil des Jahres bettlägerig und wegen ihrer geſchwächten Körperkraft zur Wahrnehmung des Dienſtes 
als völlig unfübig anerkannt werden mußten. In Folge dieſes Gutachtens wurde dann Die 
Genehmigung zur Annahme von 2 Hilfslotſen erteilt und dieſen ein Tagelohn von 10 Sgr. zugebilligt. 
Wie 1837 wieder ein Hilfslotſe eingeſtellt werden ſollte, beantragte der Lotſen-Kommandeur Die 
Erhöhung des Tagelohnſatzes auf 20 Sgr., die jedoch von der Regierung unter Hinweis auf den 
Vorgang von 1834 abgelehnt wurde. Die Einſtellung mußte denn auch unterbleiben, weil der Lotſen⸗ 
Kommandeur keine qualifizierte Perſönlichkeit zu dem geringen bewilligten Tagelohn gewinnen konnte. 
Bei den Hilfslotſen fiel, natürlich ins Gewicht, daß ſie durch Eintritt in eine Hilfslotſenſtelle die 
nachfolgende definitive Übernahme in das Seelotſenperſonal zu erlangen hofften; trotzdem ſind die 
angeführten Tagelohnſätze doch immer von Bedeutung zur Beurteilung der Lohnverhältniſſe und der 
Lebenshaltung jener Zeit. Erſt 1842 wurden bei der erneuten Einſtellung von Hilfslotſen 20 Sgr. 
als Tagelohnſatz zugeſtanden. 


Bei den Binnenlotſen ging 1836 die Erhebung ihrer Gebühren von den Schiffsabrechnern 
auf das Hauptzollamt über, das monatlich den einzelnen Lotſen die ihnen nach ihrer Dienſtleiſtung 
zukommenden Beträge auszahlte. Die Gebühr für die Binnenlotſen ermäßigte ſich 1838 inſofern, 
als der erhöhte Satz für die ausländiſchen Schiffe in Fortgang kam und von da ab die für inländiſche 
Schiffe feſtgeſetzte Gebühr gleichmäßig für alle Schiffe zur Hebung gelangte. Es war das eine Folge 
der Gleichſtellung aller Schiffe bei Entrichtung der Hafengelder, welche durch die Kabinettsordre vom 
18. Oktober 1838 angeordnet und gleichzeitig mit der Ermäßigung der Hafengebühr auf 11 Sgr. 
pro Schiffslaſt verbunden war. Schiffe mit Ballaſt hatten nur die Hälfte zu zahlen. Dieſe Verkehrs⸗ 
erleichterungen ſind ſicherlich auf Gründung des Zollvereins mit Beginn des Jahres 1834 und auf 
ſich daran anſchließende Handelsverträge mit außerdeutſchen Staaten zurückzuführen. Die aus- 
ländiſchen Schiffe, welche nicht durch Vertrag den inländiſchen gleich geſtellt waren, hatten außerdem 
noch ein Flaggengeld von 2 rx pro Schiffslaſt beim Eingange und beim Ausgange von 1 xr zu 
zahlen, was ſchon durch die Kabinettsordre vom 20. Juni 1822 zum Schutze der inländiſchen Reederei 
feſtgeſetzt war, der die Erträge dieſer Abgabe auch zu gute kamen. Schiffe, die nur bis zum vierten 
Teile beladen waren, zahlten die Hälfte jener Sätze, während Schiffe mit Ballaſt gänzlich frei blieben. 
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„Außerdem dürfen“, wie es in dem Tarif zu der vorerwähnten Kabinettsordre heißt: 
„keinerlei Zahlungen für die Benutzung des Hafens und der damit verbundenen, dem allgemeinen 
Gebrauch gewidmeten Anſtalten gefordert werden. Es brauchen demnach nicht nur die Schiffer 
weder den Lotſen und deren Kommandeurs, noch dem Hafenmeiſter, Strominſpektor unter irgend 
einem Vorwande ein Geſchenk oder eine Vergütung entrichten, ſondern es iſt den Schiffern ſogar 
ausdrücklich unterſagt, einem dieſer Beamten auch nur das geringſte Geſchenk für die Ausübung 
ſeines Amtes anzubieten oder zu geben, indem ein ſolches Anerbieten nach den beſtehenden Landes⸗ 

eſetzen beſtraft und das Geſchenk außerdem zur See-Armenkaſſe eingezogen werden ſoll.“ Bei 
ebhafter Zunahme des Schiffahrtsverkehrs und dem gleichzeitigen Mangel an Lotſenperſoual wie bei 
dem geringen Einkommen der Seelotſen dürfte der alte Brauch der „Voyen“, wenn auch in ver— 
änderter Form wieder in Aufnahme gekommen ſein. | 


Am 1. Februar 1840 brach die Weichſel durch die Düne unterhalb Neufähr und ſchaffte ſich 
ſo eine neue Mündung. Für die Entwickelung der Danziger Hafenverhältniſſe war das ein Ereignis 
von weittragendſter Bedeutung, weil durch den Abſchluß des alten Stromlaufes bei Neufähr die 
15 km lange Flußſtrecke von Weichſelmünde bis zur Abſchlußſtelle nun von allen Eisgängen und 
Hochfluten der Weichſel unabhängig blieb und ſo auch während der Winterszeit zur Lagerung für 
Schiffsfahrzeuge und Holztraften nutzbar wurde. Der Ausbau des ſo zur Hafenanlage umgewandelten 
Flußteiles vollzog fi nur allmählig, ihm ſchloſſen ſich dann vermehrte Anforderungen an die Hafen- 
polizei an. 


Der Polizei⸗Direktor Leſſe erlebte den Zeitpunkt nicht mehr, an dem Letztere eintraten. 
Er ſtarb ſchon am 20. Dezember 1840 nach langwierigen Leiden im 52. Lebensjahre. In der 
Todesanzeige wird er als Landrat und Polizei-Direktor bezeichnet, woraus hervorgeht, daß er den 
Charakter als Polizei⸗Präſident während feiner ſechsjährigen Amtsführung nicht erhalten hat. 1818 
war er als Bürgermeiſter zum Landrat des Kreiſes Schlochau ernannt worden, wo er dann ſpäter 
nach Neuſtadt verſetzt ſein muß. 


Schon während der letzten Erkrankung des Polizei-Direktors Leſſe war der Regierungs- 
Aſſeſſor von Clauſewitz mit deſſen Vertretung beauftragt worden. Nach dem Tode Leſſe's wurde 
ihm dann auch die interimiſtiſche Verwaltung der Polizei-Direktion übertragen und 1842 erfolgte 
feine Ernennung zum Polizei-Direktor. In der bezüglichen Bekanntmachung des Regierungs- 
Präſidenten vom 28. Januar 1842 iſt aber von einer gleichzeitigen Ernennung zum Landrat nichts 
erwähnt, was auch nur ſachgemäß war, da es einen Stadtkreis eben nicht mehr gab. Ueber die 
Höhe des erſten Gehalts habe ich keine zuverläſſige Angabe ermittelt, doch ſcheint es von vorneherein 
auf 1600 rx feſtgeſetzt geweſen zu ſein. 


Polizei⸗Direktor von Clauſewitz trat bald energiſch für eine Vermehrung des unzureichen⸗ 
den Exekutivperſonals ein, doch blieben feine Anträge zunächſt ohne Erfolg. Finanzielle Gründe 
können bei der Ablehnung nicht mehr maßgebend geweſen ſein, da nach Gründung des Zollvereins 
und nach lebhafterer Inangriffnahme der Eiſenbahnbauten das wirtſchaftliche Leben ſich immer 
günftiger entwickelte und die Staatseinnahmen ſich dabei ſehr erheblich ſteigerten. König Friedrich 
Wilhelm IV., der ſeinem am 7. Juni 1840 aus dem Leben geſchiedenen Vater auf dem Throne 
folgte, hatte ſeine Regierung ſo ſchon in einer Periode angetreten, zu der die Zeiten der ſchweren 
Not, welche auf die Kriegsjahre folgten, zum größten Teile überwunden waren. Bei der Danziger 
Polizeibehörde macht ſich dies erſt in dem Etat derſelben pro 1845/47 bemerkbar, der nicht unerheb⸗ 
liche Gehaltserhöhungen für die Exekutivbeamten enthält. Das Gehalt der Polizeikommiſſare ſteigert 
fic) auf 500 —600 rx, das der Polizeiſergeanten auf 200—240 rx und die geſamte Mehraufwendung 
für Beſoldungen beziffert fic) auf 4000 rx. Eine Vermehrung des Perſonals tritt dabei durch Wieder⸗ 
anſtellung eines beſonderen Polizei-Inſpektors wie durch Neuanſtellung eines Kriminal-Polizei⸗ 
kommiſſars mit 600 rx und von zwei Kriminal-Polizeiſergeanten mit je 240 rx Gehalt ein. it 
der Gehaltsaufbeſſerung war aber auch eine Verpflichtung der Exekutivbeamten zur Beſchaffung neuer 
Uniformen verbunden. Durch Allerhöchſte Kabinettsordre vom 2. November 1844 wurde den Polizei⸗ 
beamten die Uniform verliehen, die in annähernd derſelben Art noch heute von den ſtädtiſchen 
Polizeibeamten getragen wird. Insbeſondere trat an Stelle des dreieckigen Hutes als Kopfbedeckung 
der Helm. Bis dahin war den Exekutivbeamten durch das Reglement vom 4. Oktober 1814 verſtattet 
geweſen, neben dem Uniformrock zur ökonomiſchen Erleichterung im Dienſt einen grauen uberrod mit 
karmoiſinrotem Kragen und ebenſolchen Aufſchlägen zu tragen, der dann ſpäter als Waffenrock 
bezeichnet wurde und ſowohl den meiſten Beamten die Anſchaffung der koſtſpieligeren Uniformröcke 
entbehrlich erſcheinen ließ. Wie nun König Friedrich Wilhelm IV. 1845 in Danzig erwartet wurde, 
erging unterm 3. Juni an den Polizei-Präſidenten folgende Regierungsverfügung: „Da neuerdings 
höhere Vorſchriften über die Anſchaffung von Helmen für das exekutive Polizei⸗ Perſonal noch nicht 
ergangen ſind, ſo müſſen ſich diejenigen der hieſigen Exekutiv-Polizeibeamten, welche noch mit 
brauchbaren Uniformröcken verſehen ſind, dieſer Uniform und der Hüte bei der bevorſtehenden 
Anweſenheit Seiner Majeſtät des Königs bedienen. Die übrigen Beamten können zwar in Waffen⸗ 
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röcken und Mützen erſcheinen, müſſen aber, ſoweit dies möglich iſt, aus der unmittelbaren Nähe 
Seiner Majeſtät entfernt gehalten werden.“ Bei der an und für ſich geringen Zahl der Polizei⸗ 
ſergeanten war eine ſolche Trennung aber nicht möglich, und da zudem Uniformröcke denſelben faſt 
durchweg fehlten, ſo machte der Polizei-Präſident von Clauſewitz — ihm war Mai 1843 der 
Charakter als Polizei-Präſident verliehen worden — aus der Not eine Tugend und ließ ſämtliche 
Polizeiſergeanten den Dienſt in Waffenröcken wahrnehmen, was auch unbeanſtandet blieb. 


Der Beſuch des Königs in Danzig dürfte wohl vornehmlich den Hafenbauten gegolten haben. 
Die Arbeiten an der Oſtmole zur Verſtärkung und Verlängerung derſelben hatten einen Zeitraum 
von 20 Jahren in Anſpruch genommen und waren 1844 fertig geſtellt worden. Ebenſo war die 
Einfahrt und der Hafenkanal bis zum dritten Kochhauſe durch zwei Dampfbagger derart vertieft, 
daß bis 15 Fuß tief liegende Schiffe dieſe Strecke paſſieren konnten. Von dort wurde nördlich von 
der Schleuſe ein neuer Kanal zur Verbindung mit der Weichſel gebaut, nachdem deren Mündung bei 
Weichſelmünde 1845 durch eine Koupierung geſchloſſen war. Schon vorher erfolgte oberhalb der 
Abſchluß des alten Weichſellaufes von der neuen Mündung durch Dammbauten und Herſtellung einer 
Schleuſe bei Plehnendorf. Die dieſer Art verbeſſerte und vergrößerte Hafenanlage ermöglichte es 
nun, daß zahlreiche Schiffe nicht mehr in die Mottlau gingen, ſondern ſchon auf der Strecke von 
Neufahrwaſſer bis Danzig ihre Waren löſchten oder einnahmen. Es bildete ſich in Folge deſſen bei 
den Binnenlotſen der Brauch aus, daß ſie für Führung der Schiffe bis Legan oder von dort ſeewärts 
nur die halbe tarifmäßige Gebühr beanſpruchten. Andrerſeits mußten ſie aber nach Fertigſtellung 
der neuen Verbindung zwiſchen Weichſel und Hafenkanal auch alle von 11 bis 15 Fuß tiefgehenden 
Schiffe für den höchſten Satz des Tarifs von 4 rx führen, der zu einer Zeit erlaſſen war, wo über 
10 Fuß tief gehende Schiffe kein Fahrwaſſer hatten. Ihre Anträge auf Weiterentwickelung des Tarifs 
hatten keinen Erfolg, weil nach dem Gutachten des Lotſen⸗Kommandeurs auf der nunmehr tot- 
gelegten Weichſel die Führung eines Schiffes mit 15 Fuß Tiefgang noch immer geringere Schwierig⸗ 
keiten bot, wie früher beim Tiefgange eines Fahrzeuges mit 10 Fuß auf dem lebendigen Strom. 
Die Herabſetzung des tarifmäßigen Satzes für Führung der Schiffe zwiſchen Legan und der See 
wurde dagegen durch Miniſterialerlaß vom 29. Juli 1851 genehmigt. Da der Seeſchiffahrtsverkehr 
jedoch ein reger blieb, es gingen in der Zeit von 1837—56 durchſchnittlich jährlich 1320 Schiffe ein, 
ſo wird das Jahreseinkommen der Binnenlotſen trotzdem nicht geſunken ſein. 

Das Gehalt der Seelotſen war 1845 auf 300 rx erhöht worden. Zu dieſer und zu der 
Gehaltserhöhung der Polizeiſergeanten und der Polizeikommiſſare mag auch der Umſtand beigetragen 
haben, daß das Jahr 1844 eine Mißernte gebracht hatte, der ſich eine erhebliche Verteuerung der 
Lebensmittel anſchloß. Die Diebſtähle müſſen zufolge deſſen in der Stadt und ihrer nächſten Um⸗ 
gebung ſehr bedenklich zugenommen haben, denn es tritt während des Winters 1844/45 die Wirk⸗ 
ſamkeit des Sicherheitsvereins, der ſchon 1827 ins Leben gerufen war, ganz beſonders bemerkbar hervor. 
Der Verein ſtand zu dieſer Zeit unter der Leitung des Stadtbaurats Zernecke und zählte 646 Mit⸗ 
glieder, die ſich aus Bürgern der einzelnen Diſtrikte des Stadtbezirks zuſammenſetzten. Die 
Aufgabe des Vereins beſtand darin, durch feine Mitglieder zur Abend- und Nachtzeit regelmäßige 
Patrouillengänge ausführen zu laſſen, wobei in Verbindung mit der Polizei das Nachtwachperſonal 
und insbeſondere auch die Obſervaten revidiert wurden. Außerdem ermittelte der Verein durch 
ſeine Mitglieder arbeitsſcheue oder ſonſt verwahrloſte Perſonen, die dann zu einer ihren Körper⸗ 
kräften angemeſſenen Arbeit angehalten wurden. So hielt der Verein im erwähnten Winter ein 
geheiztes Lokal bereit in dem 22 Perſonen mit Shoddy- und Wergpflücken beſchäftigt wurden. Da 
das Nachtwachweſen zu jener Zeit von der Stadt wahrgenommen wurde, ſo ſtellt die Wirkſamkeit 
des Sidherheits-Bereins mehr eine Ergänzung der ſtädtiſchen wie der polizeilichen Aufgaben dar; 
ſie bleibt aber immer ein ſchöner Beweis für den Gemeinſinn der damaligen Bürgerſchaft. 


Neben dem Sicherheitsverein beſtand noch ein beſonderer Verein zur Rettung bei Feuers⸗ 
gefahr, der ſchon 1818 geſtiftet und gleichartig organiſiert war. In dem Bericht über den Ent⸗ 
wurf einer vom Magiſtrat 1845 aufgeſtellten neuen Feuerlöſchordnung hebt der Polizei⸗Präſident 
hervor, daß nach einer Verfügung des Miniſteriums des Innern „bei Ausbruch eines Feuers am 
hieſigen Orte der Polizei-Behörde die Sorge für die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung, die 
Handhabung der eigentlichen Löſchoperation dagegen der ſtädtiſchen Behörde ſelbſtſtändig nach der 
bisherigen Obſervanz überlaſſen bleiben ſoll, unter dem Vorbehalt einer entſcheidenden Stimme von 
Seiten der Polizeibehörde in außerordentlichen Fällen.“ Eine gleichlautende Beſtimmung enthält 
denn auch die von der Regierung unterm 30. Juni beſtätigte Feuerlöſchordnung. 


Die politiſchen Ereigniſſe des Jahres 1848 hatten auch in Danzig die Gemüter lebhaft 
erregt und es ftanden من‎ hier zwei Parteien ſehr ſchroff gegenüber. Wenn es trotzdem gelang, 
die geſetzmäßige Ordnung dauernd aufrecht zu erhalten, ſo hat das Anſehen, deſſen ſich der Polizei⸗ 
Präſident von Clauſewitz auch bei den fortgeſchrittenſten Führern der liberalen Partei zu erfreuen hatte, 
wie ſein beſonnenes und taktvolles Verhalten beiden Richtungen gegenüber ſehr weſentlich zu dieſem 
immerhin günſtigen Verlauf beigetragen, was aus den Akten jener Zeit recht überzeugend zu ent 
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nehmen ijt. Das in Rede ſtehende Jahr hatte neben anderen unliebſamen Erſcheinungen denn auch 
noch zu einer Verminderung der Einnahmen der Polizei⸗Salarienkaſſe geführt, die ganz überwiegend 
auf den Ausfall an Strafgeldern zurückzuführen war, weil teils weniger Übertretungen zur Anzeige 
ebracht, teils die feſtgeſetzten Strafen uneinziehbar geblieben. Die Polizeikaſſe brauchte ſo einen 
Zuschuß von faſt 1000 rx gegen den Etat. Es fiel dabei ins Gewicht, daß Handel und Verkehr 
in Folge der unruhigen Zeit wochenlang auch in Danzig geſtockt hatten, und ganz beſonders ferner, 
daß das Verbot des Tabakrauchens auf der Straße aufgehoben wurde, das nur für die Speicher⸗ 
inſel aufrecht erhalten blieb. In feinem Bericht zur Begründung des Mehrbedarfs der Polizeikaſſe 
führt der Polizei⸗Präſident aus: „Sit auch die hieſige Stadt von der Aufregung weniger ergriffen 
worden, ſo iſt doch unter der Bevölkerung ein anderer Geiſt herrſchend geworden, der ſich auch 
mehrfach in der Auflehnung gegen das Geſetz kund gegeben hat. Es kann daher nur den beſonderen 
Anſtrengungen der Exekutivbeamten zugeſchrieben werden, daß die Ruhe in einer Stadt von mehr 
als 60 000 Einwohnern und bei einer ſehr ſtarken Arbeiterklaſſe, welche ſogar 8 Wochen hindurch 
die Arbeit eingeſtellt hatte und müßig in den Straßen umherzog, mit Ausnahme des Tumults in 
der Breitgaſſe“) nicht weſentlich geſtört worden ijt. Daraus folgt aber einfach, daß, während die 
Exekutivbeamten die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung mit Recht zur Hauptaufgabe ihres 
Berufs machten, ſie weniger darüber wachen konnten, ob einzelne Polizeivorſchriften übertreten worden. 
Sie mögen bei wahrgenommenen Unregelmäßigkeiten auch teilweiſe von mildernden Grundſätzen 
geleitet worden ſein und eine Verwarnung haben eintreten laſſen, wo ſie früher eine Anklage erhoben. 


Es war eben ein ſehr bemerkbarer Umſchwung auf vielen Gebieten des öffentlichen Lebens 
eingetreten, und bei der Schnelligkeit, mit der er ſich vollzog, ſtanden, wie das die Berichte aus 
jenen Tagen erkennen laſſen, nicht nur die Polizeiſergeanten der veränderten Lage der Dinge geradezu 
verblüfft gegenüber. An die Leiſtungsfähigkeit der Polizeibeamten ſtellte dieſe Zeit hohe An⸗ 
forderungen, denn 1848 trat auch noch die Cholera erneut in Danzig auf, an der 689 Perſonen 
ſtarben. 1849 forderte fie ſogar 1013 Opfer; im ganzen ftanden in dieſem Jahre 3087 Todes- 
fällen nur 2527 Geburten gegenüber. 


1851 — 1874, 


1 Das Geſetz über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 hatte für Danzig eine erneute 
Anderung in der Beſtreitung der Polizeikoſten zur Folge. Dem Staate verblieb darnach nur die 
Zahlung der Beamtengehälter, während alle anderen Aufwendungen für die Polizei von der Stadt— 
gemeinde zu übernehmen waren. Für Danzig trat dieſer Zeitpunkt mit dem 22. März 1851 ein, 
weil hier erſt an dieſem Tage die Gemeinde-Ordnung vom 11. März 1850 eingeführt wurde, was 
für den Beginn der Leiſtung entſcheidend war. Die Zahlung der Equipagen- und Pferdegelder für 
die Polizeibeamten fiel damit ebenfalls der Stadtgemeinde zu. Bei einem Etat der Polizei-Salarien⸗ 
kaſſe pro 1851/53 von 25 000 rx betrug die Geſamtleiſtung der Stadt annähernd 2000 rx. 


Eine anhaltende Vermehrung des Perſonals zur Wahrnehmung des Sicherheitsdienſtes trat 
zunächſt durch Neueinſtellung von Gendarmen ein. 1851 werden 1 Wachtmeiſter und 12 Gendarmen 
ا‎ von denen 3 nach auswärtigen Ortſchaften abkommandiert und ein berittener Gendarm 
in Neufahrwaſſer, ein Fußgendarm in Stadtgebiet ſtationiert waren. Die Vermehrung der Gendarmen 
hing mit dem Ausbau der Eiſenbahnſtrecke Dirſchau-Danzig wie mit dem Ausbau der Weichſel⸗ 
brücke bei Dirſchau und den dadurch bedingten Arbeiten zur Verſtärkung des Weichſeldammes zu⸗ 
ſammen, wodurch eine große Zahl auswärtiger Arbeiter herangezogen war. Die Unſicherheit in der 
Stadt, in ihren Vororten und in dem angrenzenden Landgebiet wurde dann noch durch das freche 
Auftreten einer Räuberbande, deren Führer, Repping und Zinnack, es zu einer gewiſſen Bes 
rühmtheit brachten, vermehrt, fo daß auch bei der größeren Zahl von Gendarmen noch 20 Hilfs- 
ſergeanten eingeſtellt werden mußten, um den Bewohnern den nötigen polizeilichen Schutz zu ge— 
währen. Da verſorgungsberechtigte Unteroffiziere bei dem zugebilligten Diätenſatz von 15 Sgr. nicht 
in genügender Zahl zu gewinnen waren, ſo wurde auf andere Bewerber zurückgegriffen. Die Er⸗ 
fahrungen, welche mit den Hilfsſergeanten gemacht wurden, waren keine günſtigen. Polizei⸗Präſident 
von Clauſewitz entließ ſie dann auch ſämtlich, wie geordnete Verhältniſſe wieder eingetreten waren. 
Er mußte jedoch 10 Hilfsſergeanten wieder einſtellen, und nachdem dieſe Zahl dann weiter auf 6 
reduziert war, blieben die Hilfsſergeanten lange Zeit eine ſtändige Einrichtung. Bemerkungswert 
iſt es, daß der Polizei⸗Präſident von Clauſewitz ſchon zu dieſer Zeit, wenn auch ohne Erfolg, 
zur ausreichenden Wahrnehmung des polizeilichen Exekutivdienſtes die Neuorganiſierung desſelben 
durch Anſtellung von 60 Schutzleuten nach Berliner Muſter beantragte. Die Stadt zählte etwa 
60 000 Seelen, da ihre Bewohnerzahl im Jahre 1850 auf 58 012 zurückgegangen war. 


*) Es handelt ſich um eine Katzenmuſik, die einem dort wohnenden Lehrer und konſervativen Parteiführer gebracht wurde. 
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Die unſicheren Zuſtände waren in der Stadt um jo fühlharer geworden, weil die Straßen- 
beleuchtung und das Nachtwachtweſen ſehr im Argen lagen. Über die Straßenbeleuchtung wird 
geſagt: „Dieſelbe iſt ſo erbarmenswürdig ſchlecht, daß die nicht unbeträchtlichen Koſten, die darauf 
verwendet werden, jährlich etwa 9000 rx, faſt als weggeworfen angeſehen werden können.“ Den 
Nachtwächtern wird ebenfalls ein ſehr ungünſtiges Zeugnis ausgeſtellt. Neben einer erheblichen 
Zahl von Anführern und Rottmeiſtern waren 140 Nachtwächter vorhanden, die ein Monatsgehalt 
von je 3 rx erhielten. Sie ſetzten ſich mithin aus Leuten zuſammen, die den Tag über ihrer Arbeit 
nachgingen und deshalb Nachts ein lebhaftes Ruhebedürfnis hatten. Die Verbeſſerung der Straßen- 
beleuchtung für die innere Stadt trat dann 1852 mit Errichtung einer ſtädtiſchen Gasanſtalt ein, 
während auf eine Reform des Nachtwachtweſens wegen der Höhe der dazu erforderlichen often, die 
auf 12 000 rx geſchätzt werden, auch der Polizei-Präſident nicht zu hoffen wagte, wenngleich er jie 
für dringend geboten hielt. : 


Die Nachwirkungen der Kriegszeit machten fic) eben noch immer geltend. Trotz der Beihilfe 
des Staates war die Verſchuldung der Stadt eine ſo hohe geblieben, daß die Stadtverwaltung ſich 
eine Reihe von Jahrzehnten hindurch genötigt geſehen hatte, aus Mangel an Mitteln auch dringende 
Aufgaben zurückzuſtellen, die der Löſung harrten. Wie dann allmählich mit der Zunahme der 
Bevölkerung auch die Leiſtungsfähigkeit der Gemeinde ſich hob, wird wohl die Macht der Gewohnheit 
dazu beigetragen haben, daß man auch grobe Mißſtände erſt ausreichend erkannte und würdigte, 
wenn ſie bei unheilvollen Ereigniſſen grell zu Tage traten. Das erwies ſich denn auch hinſichtlich 
der Feuerlöſcheinrichtungen im Jahre 1858. Am 19. Juni dieſes Jahres wurden durch ein in der 
Großen Mühlengaſſe ausgekommenes Feuer 8 Häuſer dieſer Straße, 19 auf dem Altſtädtiſchen 
Graben, 6 in der Breitgaſſe und 3 am Holzmarkt vernichtet, und es mußten aus 13 weiteren 
Häuſern alle Holzteile ausgebrochen werden, um eine Weiterverbreitung des Feuers zu verhindern. 
Polizei⸗Präſident von Clauſewitz ſchließt einen Bericht, den er zwei Tage darauf dem Miniſter 
des Innern über dieſes Unglück erſtattet, mit folgender Bemerkung: „Bei Gelegenheit dieſes Feuers 
hat ſich zur Genüge herausgeſtellt, daß die hier beſtehenden Löſchanſtalten zur Bekämpfung eines 
größeren Feuers durchaus nicht ausreichen, und habe ich es mir daher zur beſonderen Aufgabe ge- 
macht, die Errichtung einer Feuerwehr, wie ſolche in Berlin und anderen großen Städten beſteht, 
durch alle mir zu Gebote ſtehenden Mittel, dem Magiſtrat gegenüber, des Baldigſten ins Leben 
treten zu laſſen.“ Das geſchah denn auch, und die neu eingerichtete ſtädtiſche Berufsfeuerwehr nahm 
am 1. Juli 1859 ihren Dienſt auf. Sie hat ſich dauernd ganz vorzüglich bewährt und das günſtige 
Zeugnis, daß der Polizei-Präſident von Vegeſack 1814 den Danziger Feuerlöſcheinrichtungen aus- 
ſtellte, hat ſeit 1859 wieder vollberechtigte Geltung erlangt. 


Aber auch auf anderen vernachläſſigten Gebieten des kommunalen Lebens kam nun bald 
die Zeit der Abhilfe. Im Jahre 1863 war der Geheime Oberregierungsrat von Winter an Die 
Spitze der Danziger Kommunalverwaltung getreten und mit ihm der Mann gekommen, der genug 
Initiative und zähe Ausdauer beſaß, um auch an die Beſeitigung lang eingewurzelter Mißſtande 
zu gehen. So erlangte der Polizei-Präſident von Clauſewitz ſchnell mit ihm ein volles Einver⸗ 
ſtändnis wegen anderweiter Unterbringung der Polizei-Gefangenen, die feit alter Zeit in dazu Bers 
gerichtete Räume des Rathhauſes aufgenommen wurden. Alle dadurch entſtandenen Koſten hatte bis 
dahin die Stadtgemeinde getragen. Abgeſehen davon, daß dieſe Räume ſich als unzureichend ers 
wieſen, hatte die Ueberführung der Polizeigefangenen auch zu ſolchen Ruheſtörungen für die im 
Rathauſe beſchäftigten Beamten Anlaß gegeben, daß der Magiſtrat fic nunmehr von der Not- 
wendigkeit zur Beſchaffung anderer Gefängnisräume überzeugte. Es wurde deshalb der der Grant 
gehörige Ankerſchmiedeturm zum Polizeigefängnis eingerichtet und der Polizei-Direktion am 
11. Januar 1865. übergeben. Zur Ueberwachung der Polizeigefangenen wurden auf Staatskoſten 
zwei Gefangenenaufſeher gegen eine diätariſche Beſoldung von 225 rx jährlich angeſtelll. Die vom 
Polizei⸗Präſidenten beantragte Anſtellung eines Gefängnis-Inſpektors war vom Miniſter des Innern 
abgelehnt worden, es mußte aber ſehr bald eine dritte Kraft eingeſtellt werden, weil zwei Beamte 
zur ausreichenden Wahrnehmung des Tages- und des Nachtdienſtes ſich als völlig unzureichend 
erwieſen. Bei 3 Gefangenenaufſehern, die ſpäter etatsmäßige Stellen erhielten, iſt es dann bis 
zur Gegenwart verblieben. 

Als die Räume ſowohl des Polizeigefängniſſes wie des Polizeigeſchäftshauſes in der Lang⸗ 
gaſſe nicht mehr ausreichten, wurden von der Stadt die auf beiden Seiten des Ankerſchmiedeturmes 
angrenzenden Häuſer in den Jahren 1877 und 1886 erworben und dort auch gleichzeitig das Kriminal⸗ 
bitreau untergebracht, was den Geſchäftsgang natürlich erſchwerte. 


Der Ober-Bürgermeifter von Winter nahm auch fofort das Projekt auf, durch Waſſerleitung 
und Kanaliſation die miſerablen Danziger Trinkwaſſerverhältniſſe und die noch ſchädlicheren Zuſtände, 
die hinſichtlich der Abortanlagen und der Kloakeabfuhr vorlagen, zu beſeitigen und damit erträgliche 
ſanitäre Zuſtände herbeizuführen. Er ſtieß dabei zuerſt auf ſehr großen Widerſtand, weil die Auf⸗ 
bringung der dazu erforderlichen großen Summen den meiſten Bürgern geradezu unmöglich erſchien. 


ES‏ ای 


Der erneute Ausbruch der Cholera 1866, der in Danzig 1201 Menſchen erlagen, förderte jedoch Die 
Pläne des Oberbürgermeiſters, zumal auch noch im folgenden Jahre 374 Perſonen derſelben Seuche 
zum Opfer fielen. Die Unhaltbarkeit der ſanitären Zuſtände wurde dabei ſo offenbar, daß die 
ſtädtiſchen Körperſchaften 1868 nunmehr die Mittel zur Ausführung der Kanaliſation und der Waſſer⸗ 
leitung bewilligten. Die ſich anſchließenden Ausführungsarbeiten erforderten eine recht lebhafte Mit⸗ 
wirkung der Polizei, die ganz beſonders bei der Beſeitigung der Beiſchläge und der Vorbauten not- 
wendig wurde, welche auf ſehr erheblichen Widerſtand bei den Hausbeſitzern ſtieß. Durch eine vom 
Polizei⸗Präſidenten erlaſſene Bau-Polizeiverordnung vom 28. Auguſt 1868 war die Beſeitigung der 
über die Fluchtlinie hinausgehenden baulichen Anlagen für eine große Zahl von Straßen binnen 
einer vierjährigen Friſt angeordnet worden. Wenn das alte ſchöne Straßenbild Danzig's dadurch 
auch ſehr beeinträchtigt wurde, ſo war doch keine andere Möglichkeit gegeben, um das vorliegende 
dringende Verkehrsbedürfnis auch nur einigermaßen zu befriedigen. 


y Im Jahre 1868 trat denn auch die vom Polizei-Präſidenten von Clauſewitz lang erſtrebte 
Anderung in der Organiſation des Exekutivbeamtenperſonals der Polizei-Direktion ein. Durch 
Allerhöchſte Mabinettsordre vom 11. Mai wurde das Reglement von 6. Mai 1867 für die 
Uniformierung der Exekutivbeamten bei den Königlichen Polizei-Behörden in den neu erworbenen 
Landesteilen auch auf die polizeilichen Exekutivbeamten in den älteren Landesteilen, mit Ausſchluß 
von Berlin, ausgedehnt und den Zeitpunkt der Ausführung zu beſtimmen, dem Miniſter des 
Innern überlaſſen. Letzterer ſetzte dann den Termin für Danzig auf den 1. April 1869 feſt. 
In dem betreffenden aus Berlin datierten Erlaſſe vom 13. November 1868 wird beſtimmt, daß 
die Polizeiſergeanten mit der Uniform auch den Titel Schutzmänner anzunehmen hätten, und 
es heißt dann weiter: „Die den Schutzmännern verliehene Uniform iſt die der Berliner Schutz⸗ 
männer, die Uniform der Polizei-Kommiſſarien, die der hieſigen Polizei- Leutnants, und 
die Uniform der Polizei-Inſpektoren die der hieſigen Polizei-Hauptleute. Es iſt nur die Modifikation 
eingetreten, daß der Königliche Namenszug auf dem Helme anſtatt in einem Ze: in einem W. be⸗ 
fteht, und daß die Stickerei auf den Uniformröcken der Polizei-Kommiſſarien und Polizei-Inſpektoren 
vereinfacht worden iſt.“ 


Es waren zu dieſer Zeit 26 etatsmäßige Polizeiſergeanten und 10 Hilfspolizeiſergeanten 
vorhanden, die nunmehr Schutzmänner und Hilfsſchutzmänner wurden. Das Gehalt der etats— 
mäßigen Polizeiſergeanten war ſchon 1860 auf 300 rx erhöht worden, es ſtieg nun bei den etats⸗ 
mäßigen Schutzmännern auf 350 rx. Eine Vermehrung der Exekutivbeamten trat nur durch Neu— 
anſtellung eines Polizeikommiſſars ein. 


Auf Antrag des Polizei-Präſidenten von Clauſewitz wurde durch Allerhöchſte Kabinetts⸗ 
ordre vom 20. Mai 1869 zur Beſtreitung der Koſten, welche die Umänderung der Uniformierung 
erforderte, jedem Polizeikommiſſar und dem Polizei-Inſpektor eine Beihilſe von 25 rx, jedem Schutz⸗ 
mann eine ſolche von 15 rx zugebilligt. 


Von größter Bedeutung für die Schutzleute wurde dann die Allerhöchſte Kabinettsordre vom 
20. Juli 1875, nach welcher die Ausnahme-Beſtimmungen im § 2 des Reglements vom 16. Juni 
1867 über die Zivilverſorgung und Zivilanſtellung der Militärperſonen vom Feldwebel abwärts, die 
für die Berliner Schutzmannſchaft gegeben waren, nunmehr auch auf ſämtliche Schutzmannſchaften 
der Monarchie ausgedehnt wurden. Die Unteroffiziere, die nach neunjähriger Dienſtzeit zur Schutz⸗ 
mannſchaft übertraten, konnten von da ab auch im Polizeidienſt den Zivilverſorgungsſchein erwerben. 


Bis zum Jahre 1874 fand eine Vermehrung der Schutzmannſchaft nur inſoweit ſtatt, als 
für die zurückgezogenen Gendarmen Schutzleute eingeſtellt wurden. 1874 ftand nur nod) 1 berittener 
Gendarm zur Verfügung der Polizei-Direktion. Dabei war die Einwohnerzahl ſchon 1872 auf 
90 547 Seelen geſtiegen. 


Trotz der ſehr knappen Zahl von Exekutivbeamten hatte der Polizei-Präſident ſich genötigt 
geſehen, einen Polizeiſergeanten zum Hafenpolizeidienſt heranzuziehen, weil die Zahl der Strom⸗ 
polizeibeamten noch weniger genügte. Es wurde zwar ſpäter dieſe Aushilfe in einem andern Reſſort 
nicht gebilligt, doch iſt es verſtändlich, daß der Polizei-Präſident nicht anders handeln konnte, wenn 
der Hafenpolizeidienſt auch nur notdürftig wahrgenommen werden ſollte. Denn dem Strominſpektor 
ſtand neben den beiden ſtädtiſchen Stromaufſehern nur ein ſtaatlicher Strompolizeibeamter zur 
Verfügung, ſo daß er mit dieſen 3 Beamten den ausgedehnten Hafenteil überwachen ſollte, der ihm 
unterſtellt war. Dabei war 1851 auch noch die tote Weichſel von der Heubuder Grenze bis zur 
Plehnendorfer Schleuſe zum Hafengebiet hinzugezogen worden, was ſich zur Freihaltung des Fahrwaſſers 
für die Schiffahrt und zur Aufrechterhaltung der Ordnung bei den Holz- und Getreidelagerungen 
an den Ufern der Weichſel als immer notwendiger herausgeſtellt hatte. Dieſe Erweiterung des 
Hafengebiets erfolgte durch eine Polizei-Verordnung, welche der Polizei-Präſident im Einverſtändnis 
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mit dem Magiſtrat und mit Genehmigung der Regierung am 13. Mai 1851 erließ und durch welche 
der Schiffs⸗ und Traftenverkehr von der Plehnendorfer Schleuſe abwärts geregelt wurde. Bei 
vorliegendem Bedürfnis werden nun in den folgenden beiden Jahrzehnten regelmäßig vom Polizei⸗ 
Präſidenten nach Anhörung des Magiſtrats und mit Genehmigung der Regierung die hafenpolizeilichen 
Vorſchriften in der Form von Polizei-Verordnungen für das Hafengebiet und dey Polizeibezirk der 
Stadt Danzig mit Strafandrohung bis zu 10 Talern oder bis zu 14 Tagen Gefängnis erlaſſen, 
ohne daß dieſelben irgendwie beanſtandet wurden. 


Für die Aufſicht auf der toten Weichſel oberhalb des Ganskruges erhielt der Strominſpektor 
aus der Staatskaſſe monatlich 10 rx. Den ſtädtiſchen Stromaufſehern, die bis dahin die Uniform 
der Polizeiſergeanten getragen hatten, wurde 1863 ihr Dienſt dadurch erſchwert, daß ſie in Folge 
einer Beſchwerde der Polizeiſergeanten ihre Uniform ablegen mußten, da ihnen tatſächlich die Vered)- 
tigung zur Führung derſelben fehlte. Sie wurden deshalb beim Magiſtrat vorſtellig und führen 
in ihrer Eingabe an: „Abgeſehen von allen Kalamitäten, die wir mit ſo gar rohen Stromſchiffern 
und Knechten zu bekämpfen haben, würden wir auch großen Exzeſſen und Tätlichkeiten ausgeſetzt ſein, 
wenn wir ohne Dienſtuniform und Abzeichnung Exekutionen und ſogar Arretierungen auszuführen 
haben.“ Der Magiſtrat befürwortet ihr Geſuch auch als zutreffend, doch blieb es anſcheinend ohne Erfolg. 


Auch die Frage wegen der Uniform des Strominſpektors war dabei in Fluß gekommen. 
Nach der Allerhöchſten Kabinettsordre vom 5. Auguſt 1835 hatten die Hafenmeiſter im weſentlichen 
die Uniform der Polizeikommiſſare zu tragen, der Danziger Strominſpektor hatte ſich jedoch eine 
Uniform zugelegt, die mehr der des Lotſen-Kommandeurs glich. In einem Miniſterialreſkript vom 
27. Januar 1864 wird deshalb hervorgehoben, daß es nach dem Gutachten der Danziger Regierung 
in Übereinſtimmung mit der Polizei-Direktion und der Schiffahrtskommiſſion zu Swinemünde zwar 
wünſchenswert erſcheine, dem Hafenmeiſter ſeine jetzige Uniform zu belaſſen, daß dann aber auch aus 
den dafür angeführten Gründen auf eine allgemeine Anderung hinſichtlich der Uniformierung der 
Hafenmeiſter Bedacht zu nehmen ſein werde, zumal in der Uniformirung der Polizeikommiſſare ſeit 
der erwähnten Kabinettsordre durch Einführung des Helms und des Waffenrocks eine Anderung 
eingetreten ſei, welcher zu folgen die dienſtlichen Funktionen der Hafenmeiſter nicht ratſam erſcheinen 
ließen. Es dürfte darnach nicht in Abrede zu ſtellen ſein, daß das Muſter für die jetzige Uniform 
der Hafeninſpektoren von dem Danziger Strominſpektor herſtammt. 


Bei dem zunehmenden Schiffahrtsverkehr war die Stellung des Strominſpektors immer 
verantwortlicher geworden. 1860 gingen 2535 Seeſchiffe ein, und während der Periode 1862—1871 
hielt ſich die Zahl derſelben durchſchnittlich auf 2198 pro Jahr. Während 1860 in der angegebenen 
Schiffszahl 147 Dampfſchiffe enthalten ſind, entfielen 1871 auf einen Geſamteingang von 2248 Schiffen 
ſchon 349 Dampfſchiffe. Die Anforderungen an das See- und Binnenlotſenperſonal mehrten ſich 
dementſprechend dauernd. 1861 beantragten die Alteſten der Kaufmannſchaft deshalb auch eine Ver- 
mehrung der See- wie der Binnenlotſen, und es wurden auf Verfügung der Regierung denn auch 
1862 weitere 8 Binnenlotſen eingeſtellt. Bon da ab waren je 16 Binnenlotſen in Neufahrwaſſer 
und in Danzig ſtationiert. Ebenſo genehmigte der Miniſter für Handel und Gewerbe 1862 die 
Einſtellung von 4 Seelotſen mit einem Gehalt von 325 und 350 rx. Die Zahl der Seelotſen war 
vordem auf 12 zurückgegangen, doch ſind gleichzeitig ſicher Hilfslotſen eingeſtellt geweſen. Außerdem 
ſtanden dem Lotſen-Kommandeur noch 3 Oberlotſen zur Verfügung, da an Stelle des 1851 ver⸗ 
ſtorbenen Vize -Lotſen-Kommandeurs ein erſter Oberlotſe getreten war. Derſelbe bezog 1866 ein 
Gehalt von 500 rx, während die beiden anderen Oberlotſen je 450 rx erhielten. Das Gehalt der 
9 älteſten Seelotſen betrug zu dieſer Zeit 350 rx, das der 9 jüngſten — es waren inzwiſchen zwei 
weitere Seelotſen eingeſtellt — 325 rx. 


Das Einkommen der Binnenlotſen war trotz der Erhöhung ihrer Zahl auf 32 beim guten 
Fortgange der Schiffahrt noch immer ein beſſeres wie das der Seelotſen geblieben. Das änderte 
ſich aber mit dem ſtarken Rückgange des Schiffsverkehrs in den Jahren 1867, 68 und 70, wo nur 
1700, 1709 und 1607 Schiffe gegen die Höchſtzahl von 3151 im Jahre 1862 eingingen. Der Ausfall 
traf die Binnenlotſen um ſo empfindlicher, weil ſie ihre penſionierten Kollegen mit unterhalten 
mußten, denen die Hälfte des Jahreseinkommens der aktiven Binnenlotſen zuſtand. Der Polizei⸗ 
Präſident führt hinſichtlich der verſchlechterten Lage der Binnenlotſen in einem Berichte 1870 aus: 
„Die Segelſchiffahrt hat in den letzten Jahren durch die Dampfſchiffe große Beeinträchtigung erlitten. 
Dadurch und durch Aufhebung des Lotſenzwanges, wie ſolchen die Verordnungen vom 20. April 
eingeführt, haben die Binnenlotſen einen beträchtlichen Ausfall an ihren Einnahmen erlitten, derſelbe 
iſt aber für den einzelnen Lotſen noch empfindlicher geworden, indem ſeit der Mitte des Jahres 1862 
die Zahl derſelben von 24 auf 32 erhöht wurde.“ 

Eine Aufhebung des Lotſenzwanges kam natürlich nicht in Frage, ſondern es handelte ſich 
um eine verhältnismäßig nicht große Beſchränkung desſelben. Durch Geſetz vom 9. Mai 1853, 
betreffend die Erleichterung des Lotſenzwanges in den Häfen und Binnengewäſſern der Provinzen 
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Preußen und Pommern, war den Regierungen die Befugnis zur Abänderung der in dieſer Beziehung 
geſetzlich in Kraft ſtehenden Beſtimmungen erteilt worden, und die Regierung zu Danzig hatte 
zunächſt unterm 12. Auguſt 1853 eine Polizei-Verordnung erlaſſen, durch welche unter Abänderung 
der bezüglichen Vorſchrift der Polizei⸗Ordnung für den Hafen zu Danzig vom 30. Januar 1821 die 
Entbindung der Fahrzeuge der Königlichen Marine, der regelmäßig verkehrenden Dampfſchiffe, der 
offenen Fahrzeuge jeder Art und der ohne Kiel gebauten bedeckten Fahrzeuge feſtgeſetzt wurde. 
Durch zwei Polizei⸗Verordnungen vom 20. April 1865, die getrennt für den Hafen und für die 
Binnengewäſſer zu Danzig bei Aufnahme des Inhalts der Polizei-Verordnung vom 12. Auguſt 1853 
und unter gleichzeitiger Aufhebung dieſer letzteren Verordnung erlaſſen wurden, trat dann noch 
eine Befreiung ſolcher Küſtenfahrzeuge vom Lotſenzwange hinzu, die eine Tragfähigkeit von nicht 
mehr als 40 Schiffslaſt und einen Tiefgang von nicht mehr als 7 Fuß hatten. Unter dieſe Be⸗ 
ſtimmung fielen von den Schiffen, die im Danziger Hafen verkehrten, etwa 90. 


Dem Strominſpektor wurde 1871 feine Remuneration, die er aus der Staatskaſſe als Fuhr⸗ 
koſtenentſchädigung erhielt, vom Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten zur gleich- 
zeitigen Beſtreitung von Büreaukoſten auf 350 rx erhöht. Von der Stadt bezog er zu dieſer Zeit 
700 rx Gehalt. Im nächſten Jahre erfolgte dann auch endlich die Anſtellung von 5 ſtaatlichen 
Stromaufſehern zur Beaufſichtigung des Schiffahrtverkehrs in der Weichſel und Mottlau mit einem 
Durchſchnittsgehalt von 275 rx. Zwei Stellen wurden zu je 300 rx, 1 Stelle zu 275 rx und zwei 
zu je 250 rx feſtgeſetzt. Von den für die Weichſel beſtimmten 3 Stromaufſehern erhielt außerdem 
jeder 80 rx jährlich zur Annahme von Ruderkräften. Die Boote waren von der Hafen-Bauinſpektion 
zu ſtellen. Das Gehalt für einen ſtaatlichen Ober-Stromaufſeher mit 300 rx und einen ſtaatlichen 
Ballaſtwärter mit 120 rx kam in Fortfall, da dieſe Stellen nunmehr eingingen. 


Mit den 5 ſtaatlichen Stromaufſehern war nunmehr die Grundlage für die zweckmäßige 
Ausgeſtaltung der Hafenpolizei gegeben. 
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Mit Einführung der Kriegsordnung vom 13. Dezember 1872 wurde Danzig wieder Stadt- 
kreis. Bei der Bildung der Amtsbezirke des Landkreiſes Danzig, die der Ober-Präſident der noch 
ungeteilten Provinz Preußen am 28. April 1874 bekannt machte, wurde als letzter und 42. Amts⸗ 
bezirk auch ein Amtsbezirk „Weichſel“ aufgeführt, der aus dem Flußbett der toten Weichſel von 
Neufahrwaſſer bis zur Plehnendorfer Schleuſe nebſt den angrenzenden Ufern beſtand. Amtseingeſeſſene 
fehlten dieſem Amtsbezirk und ein Ehrenamtsvorſteher konnte demnach nicht in Frage kommen, 
weshalb die Verwaltung dieſes merkwürdigen Gebildes dem Strominſpektor Bach übertragen wurde. 
Es gab demnach für den Hafenbezirk zwei zuſtändige Polizeibehörden: den Polizei-Präſidenten für 
die Mottlau und den Hafen zu Neufahrwaſſer, den Strominſpektor als Amtsvorſteher für die tote 
Weichſel. Am auffälligſten iſt bei dieſem Vorgange, daß alle beteiligten Behörden den durch die 
hiſtoriſche Entwickelung gegebenen und durch Art und Ausdehnung des Hafenverkehrs gebotenen 
landespolizeilichen Charakter der Hafenpolizeiverwaltung ſo völlig verkannten und dieſe, abgeſehen 
von dem Hafenteil zu Neufahrwaſſer, wieder der Lokalpolizei zuordneten. Der Umſtand, daß 
der Dirigent der Ortspolizei im Stadtbezirk auch gleichzeitig Verwalter der Hafenpolizei 
war, führte immer erneut zu dieſem Irrtum. Noch bevor das Kompetenzgeſetz vom 26. Juli 
1876 es beſtimmt zum Ausdruck brachte, daß die Strom -Schifffahrts⸗ und Hafenpolizei 
nicht unter der nach § 59 der Kreisordnung dem Amtsvorſteher übertragenen Waſſerpolizei begriffen 
ſei, wurde die Auflöſung des Amtsbezirks „Weichſel“ durch gemeinſame Verfügung der Miniſter des 
Innern und für Handel und Gewerbe vom 30. April 1876 auf dem durch die Provinzialordnung 
vom 29. Juni 1875 vorgeſchriebenen Wege angeordnet, und im weiteren Verlauf nach Inkrafttreten 
des Kompetenzgeſetzes durch Bekanntmachung der Regierung vom 26. Mai 1877 ſodann mit Geneh- 
migung des Miniſters für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten die Hafenpolizei auf der toten 
Weichſel wieder dem Polizei-Direktor übertragen. 


> Wenn damit die durch die Kreisordnung unterbrochene Einheit in Leitung der Hafenpolizei 
wieder hergeſtellt war, ſo hatte das Inkrafttreten jenes Geſetzes andrerſeits auch einer Organiſation 
ein Ende gebracht, die ſich ebenfalls aus Mangel an Einheit als recht lebensunfähig erwieſen hatte. 
Die Wahrnehmung der Sicherheitspolizei in denjenigen Ortſchaften des Landkreiſes, die nach Auf⸗ 
hebung des ehemaligen Stadtkreiſes im Jahre 1828 von letzteren ausgeſchieden waren, hörte erſt 
damit auf. Welche Entwickelung dieſe Ausübung der Sicherheitspolizei genommen, geht am beſten 
aus einem Bericht hervor, den der Verwalter des ländlichen Polizeiamts, das ins Leben getreten 
war, nachdem der Magiſtrat durch Vertrag die Polizei-Gerichtsbarkeit der Stadt Danzig über deren 
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ehemaliges Territorium im Jahre 1857 an den Staat abgetreten hatte, der Regierung 1859 
erſtattete. Nachdem er die Teilung der Geſchäfte zwiſchen dem Landrat und Polizei-Präſidenten, 
wie fie auf Anordnung des Miniſters des Innern ſchließlich feſtgeſetzt war, gekennzeichnet hatte, 
fährt er fort: „Bisher ſind nun dieſe Vorſchriften weder von hier aus, noch ſeitens des hieſigen 
Königlichen Polizei-Präſidiums beachtet worden, ſo daß auch diejenigen Verwaltungszweige, welche 
dem Königlichen Polizei-Präſidium in den vorgenannten Ortſchaften zur Bearbeitung verblieben, 
ſeither von dem unterzeichneten Amte mit Ausnahme der adligen Ortſchaft Heiligenbrunn, welche 
zum Verwaltungsbezirke des hieſigen Königlichen Landratsamts gehört, bearbeitet worden find. 


Da neuerdings ſeitens des Königlichen Polizei-Präſidiums hierſelbſt in der ländlichen Ort— 
ſchaft Schellmühl aber ausnahmsweiſe die polizeilichen Unterſuchungsverhandlungen über die Ent— 
ſtehungsart des daſelbſt vor einigen Tagen ſtattgehabten Brandes vorgenommen worden ſind, ſo 
habe ich hieraus Veranlaſſung genommen, der Königlichen Regierung Vorſtehendes ganz gehorſamſt 
vorzutragen und die ehrerbietigſte Bitte auszuſprechen: die Königliche Regierung wolle hochgeneigteſt 
beſtimmen, wie es fernerhin mit der Polizeiverwaltung pp. in den genannten Ortſchaften gehalten 
werden ſoll, und insbeſondere darüber Entſcheidung treffen, ob die Amtsblatt-Verordnung vom 
24. November 1828 noch in jeder Beziehung als maßgebend zu betrachten iſt. In dieſem letzteren 
Falle wolle die Königliche Regierung dieſe Verordnung hochgeneigteſt wiederholt in Erinnerung bringen, 
da deren Beſtehen ſowohl bei den Behörden als auch im Allgemeinen wenig bekannt zu ſein ſcheint.“ 


Im Verfolg dieſer Eingabe erfolgte dann unterm 15. März 1862 eine neue Geſchäftsverteilung 
zwiſchen dem Landrat und dem Polizei-Präſidenten, welche das Gebiet der Sicherheitspolizei, abge— 
ſehen von der Strompolizei und Seeſtrandspolizei, die auch hierbei als Lokalpolizei dem Polizei— 
Präſidenten im vollen Umfange zugewieſen wurde, erheblich enger begrenzte wie die Feſtſetzung im 
Jahre 1828. Ob mit beſſerem Erfolg, läßt ſich nicht mehr erkennen. Erklärlich wäre es ſchon, wenn 
es nicht der Fall geweſen, denn man muß ſich vergegenwärtigen, daß in erſter Reihe doch die Orts— 
ſchulzen die Organe der Polizei waren, die ſich wahrſcheinlich über die Verſchiedenartigkeit der einzelnen 
Zweige der Polizei wenig den Kopf zerbrochen haben werden, ſondern ſicher beſtrebt geweſen ſind, 
ihre amtlichen Angelegenheiten ſoviel wie möglich an einer Stelle zu erledigen, und demnach die 
gleichzeitig in ihren kommunalen Angelegenheiten wirkſame Polizeibehörde bevorzugten. Jedenfalls 
zeigt dieſes Beſpiel, daß die Teilung der polizeilichen Befugniſſe unter verſchiedene gleichſtehende 
Behörden bei ländlichen Ortſchaften ganz und gar nicht angebracht iſt. 

Von einer Entlaſtung der Polizei-Direktion durch den Wegfall der Sicherheitspolizei in den 
betreffenden ländlichen Ortſchaften konnte darnach wenig die Rede ſein, zumal ſich die Geſchäfte der 
Direktion mit der wachſenden Bevölkerungszahl immer mehr ſteigerten. Der Polizei-Präſident hatte 
ſich deshalb genötigt geſehen, die Organiſation der Bureaugeſchäfte nach Maßgabe des Reglements 
vom 4. Oktober 1814 aufzuheben und für dieſe 4 Abteilungen“) einzurichten. Den erſten drei Ab— 
teilungen ſtand je ein Polizeirat oder Polizei-Aſſeſſor vor, während er die vierte Abteilung ſelbſt 
leitete. Im Jahre 1874 waren außer den Dirigenten der Abteilungen für letztere an Bureau— 
kräften zuſammen vorhanden: 7 Polizei-Sekretäre erſter und 4 zweiter Klaſſe, wie 6 ſtändige Hilfs- 
arbeiter. 4 Meldeamtsbeamte und 4 Kanzliſten ſind in dieſen Zahlen mit enthalten, ſo daß das 
Perſonal recht knapp erſcheint. Anders hatte es Polizei-Präſident von Clauſewitz in feiner 
35 jährigen Dienſtzeit zu Danzig kaum kennen gelernt. Am 1. Oktober 1875 trat er in den Ruhe— 
ſtand. Vor ſeinem Scheiden aus der Stadt Danzig, deren Ehrenbürger er war, erhielt er vom 
Ober-Prajidenten von Horn das folgende Schreiben vom 21. September 1875 aus Genf: 


„Der Tag mit welchem Euer Hochwohlgeboren aus dem Dienſte ſcheiden, ſteht 
nahe bevor. Mit welchem Bedauern ich Ihrem Austritt entgegenſehe, iſt Ihnen bekannt, 
Mir iſt ſo, als ob ich damit einen theuren Freund verlöre. 

Ob die wohlverdiente Auszeichnung Ihnen gewährt iſt oder werden wird, hat 
man mir (id) bin ſeit etwa 5 Wochen in der Schweiz) nicht mitgetheilt; ich darf es 
indeß ſicher erwarten. Auf alle Fälle werden Sie mit berechtigtem Selbſtgefühl auf 
eine durch vollendete Ehrenhaftigkeit, Hingebung und Selbſtverleugnung ausgezeichnete 
Amtsführung zurückblicken können und darin die beſte Befriedigung finden. 

Meine herzlichſten Wünſche bleiben Ihnen und den Ihrigen gewidmet. Erhalten 
auch Sie ein wohlwollendes Andenken Ihrem treu ergebenen von Horn.“ 


Durch Allerhöchſte Kabinettsordre vom 24. September 1875 wurde dem Polizei-Präſidenten 


Friedrich Wilhelm von Clauſewitz für feine langjährigen treuen Dienſte der Rote Adlerorden 


Auf die einzelnen Abteilungen waren die Geſchäfte folgenderart verteilt: I. Abteilung: Alle Strafſachen, das Polizei⸗ 
efängnisweſen, Sitten⸗Polizei, Transport-, Fund⸗ und Geſindeſachen. II. Abteilung: Gewerbe-, Baus, Medizinal-, Veterinár-, 
Er Straßen-, Hafen⸗ und Schiffahrtspolizei wie Armen=, Kirchen⸗ und Schul-, Unterſtützungs⸗, Naturaliſations⸗ und 
Vereinsſachen, wie Paß⸗, Melde- und öffentliches Fuhrweſen. III. Abteilung: Militär-, Steuer-, Schulſtrafſachen und Hauſier⸗ 
gewerbeſteuer-Kontraventionen. Abteilung IV.: Kaſſenſachen, Inventarienverwaltung, Perſonalien- und Einkommenſteuerſachen. 
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zweiter Klaſſe mit Eichenlaub verliehen. Nach feinem Abgang aus dem Amte verzog er nach 
Neuſtadt⸗Eberswalde, jpäter nach Berlin, wo er am 10. Januar 1881 geſtorben iſt. 

Am 1. Dezember 1875 übernahm der bisherige Kreishauptmann Dr. Schultz zu Lehe die 
Leitung der Polizei⸗Direktion, der durch die Allerhöchſte Kabinettsordre vom 1. November zum 
Polizei⸗Direktor in Danzig ernannt worden war. Er bezog von vorneherein ein Gehalt von 2000 rx, 
während das Gehalt des Polizei⸗Präſidenten von Clauſewitz erſt in langen Zwiſchenräumen 
von 1600 auf 1800 rx und ſchließlich auf 2000 rx erhöht worden war. Letzterer Gehaltsſatz blieb 
nun für die Polizei» Direktoren in Danzig bis zur Neuregelung der Beamtengehälter im Jahre 
1897 feſtſtehend. Da der Polizei-Direktor bis zum letzteren Zeitpunkte demnach ein um 200 rx 
höheres Gehalt erhielt wie die anderen Polizei- Direktoren, ſelbſt wie der Polizei = Präfident zu 
Königsberg, ſo muß man annehmen, daß ihm dieſe Zulage in Rückſicht auf ſeine Nebenſtellung als 
Vertreter der Hafenpolizeibehörde zugebilligt worden iſt. 


Polizei-Direktor Schultz trat ſein Amt in einer Periode an, zu der eine lebhaftere Zunahme 
der Bevölkerung in Danzig ſtattſand. Der glückliche Ausgang des Krieges 1870/71 hatte auch hier 
die Unternehmungsluſt angeregt, was die Heranziehung vermehrter Arbeitskräfte zur Folge hatte. 
Während das Jahr 1871 88 475 Einwohner aufwies, ſtieg die Zahl derſelben bis zum Jahre 1875 
auf 97931. Die Geſamtzahl von 49 Schutzleuten einſchließlich der Kriminalſchutzleute erwies ſich 
bei der ausgedehnten und zuſammenhangloſen Lage der Vororte als unzureichend und der Polizei— 
Direktor Schultz hatte auch den Erfolg, daß auf ſeinen Antrag 8 weitere Schutzmänner 1877 zur 
Einſtellung gelangten. In dem betreffenden Miniſterialerlaß heißt es: „Bei Bewilligung der 8 neuen 
Schutzmannsſtellen hat es übrigens nicht in der Abſicht gelegen, den Polizei-Reviervorſtehern in 
Danzig beſondere Schreiber aus der Zahl der Schutzmänner beizugeben, ſondern nur die Polizei— 
Exekutivkräfte bei der dortigen Polizeiverwaltung zu verſtärken.“ Schon im Jahre 1863 hatte der 
Miniſter des Innern es genehmigt, das die Vorſteher der größeren Polizeireviere, die ſich bis dahin 
Privatſchreiber auf ihre Koſten hatten halten müſſen, die Polizeiſergeanten zur Erledigung von 
Büreauarbeiten mit heranziehen durften; die dauernde Beſchäftigung von Schutzmännern als Revier⸗ 
ſchreiber war nach vorſtehendem auch 1877 noch nicht geſtattet. Die neu einzuſtellenden Schutzleute 
erhielten ein Gehalt von 960 Mark während der Probedienſtzeit. Das etatsmäßige Stelleneinkommen 
der Schutzleute betrug zu dieſer Zeit: 1200 Mark für die oberſte, 1080 Mark für die mittlere und 
960 Mark für die jüngſte Gehaltsklaſſe. Außerdem erhielten die feſtangeſtellten Schutzlente zu dieſer 
Zeit ſchon 180 Mark Wohnungsgeldzuſchuß jährlich. 

In den Vororten waren 1876 im ganzen nur 7 Schutzleute ſtationiert. Neufahrwaſſer, 
das ſeit 1857 wieder einen Polizeikommiſſar erhalten hatte, war bei 4085 Einwohnern mit 3 Schutz⸗ 
leuten bedacht, Schidlitz bei 4525 Einwohnern mit 2 Schutzleuten, Langfuhr bei 2936 Einwohnern 
mit 1 Schutzmann und 1 Gendarm und St. Albrecht bei 1482 Einwohnern mit 1 Schutzmann. 
Mit Ausnahme von Neufahrwaſſer wurden die Reviergeſchäfte in dieſen Vororten durch Schutzleute 
geführt. Die Büreaukoſtenentſchädigung der Reviervorſteher war ſeit 1866 auf 282 Mark erhöht. 


Nachdem ſeit 1828 lediglich die auf den Pfarrländereien der katholiſchen Kirche zu St. Albrecht 
beſtehende Kolonie, die damals zum Landkreiſe kam, durch Allerhöchſte Kabinettsordre vom 26. Sep⸗ 
tember 1864 mit der Stadt vereinigt worden war, wurde nunmehr im Jahre 1877 der Stadtbezirk 
durch die Eingemeindung einer Anzahl kommunalfreier Grundſtücke, die teils zum Landkreiſe, teils 
zur Stadt gerechnet waren, nicht unerheblich erweitert. Vor dem Olivaertor kamen Allerengel mit 
den rechts von der Allee belegenen Grundſtücken, Klein⸗Schellmühl, Grundſtücke die zu Neuſchottland 
gerechnet wurden und Grundſtücke, die links von der Allee zwiſchen dem St. Michaelsweg und 
Langfuhr lagen, an die Stadt. Vor dem Werdertor: der Weißhöfer Außendeich bis zur Rückforter 
Schanze, einſchließlich derſelben, Schifſchenbrücke und der weiße Hof. Sodann auf dem rechten 
Mottlauufer Strohdeich mit dem polniſchen Haken und Althof, auf dem linken Mottlauufer die 
Kaiſerliche Werft, Milchpeter und Schuitenſteg. 


In Folge dieſer Eingemeindungen wurde das Exekutivperſonal der Polizei-Direktion noch 
1877 um 3 Schutzleute und 1878 um 1 Polizeikommiſſar vermehrt, womit auch Langfuhr, dem ein 
erheblicher Teil der eingemeindeten Grundſtücke zugewieſen war, einen Polizeikommiſſar erhielt. 

1880 hatte Danzig 108 551 Einwohner. Wie dann in dieſem Jahre die Amtsanwalts⸗ 
geſchäfte, die bis dahin bei der Polizei⸗Direktion geführt waren, an die Juſtizverwaltung übergingen, 
mußte die Polizei⸗Direktion trotzdem und ungeachtet der vom Polizei-Präſidenten bei der Regierung 
und beim Miniſter dagegen erhobenen Einwendungen einen Polizeiſekretär abgeben, deſſen Stelle ein- 
ging. Polizei-Direktor Schultz hatte Ende des Jahres 1877 den Charakter als Polizei-Präſident erhalten. 

Von weſentlicher Bedeutung wurde das Jahr 1878 für den Danziger Polizei-Präfidenten 
in ſeiner Stellung als Vertreter der Hafenpolizeibehörde. Zwar verblieb ihm die Wahrnehmung der 
hafenpolizeilichen Geſchäfte im vollen Umfange, doch hörte ſie auf, eine untrennbare Funktion ſeines 
Amtes zu ſein. Am 14. Juni 1878 erging an den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
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Arbeiten folgender Allerhöchſte Erlaß: „Auf den Bericht vom 9. Juni d. Is. ermächtige ich Sie, die 
in den Provinzen Oſtpreußen, Weſtpreußen und Pommern beſtehenden Schiffahrts- und hafen⸗ 
polizeilichen Vorſchriften, welche von Mir oder Meinen Vorgängern in der Regierung erlaſſen oder 
genehmigt worden ſind, von dem Zeitpunkte ab außer Kraft zu ſetzen, mit welchem die an Stelle 
derſelben zuſtändigen Orts erlaſſenen Vorſchriften in Geltung treten.“ Damit konnte die landes⸗ 
polizeiliche Befugnis, die dem Polizei-Präſidenten zu Danzig mit Wahrnehmung der Hafenpolizei 
kraft ſeines Amtes und ſomit ſelbſtſtändig durch das Reglement vom 4. Oktober 1814 wie auch 
durch die Hafen-Polizei-Ordnung vom 30. Januar 1821 vom Könige übertragen war, nunmehr 
jederzeit einer anderen Behörde zugewieſen werden. Wenn das auch nicht im vollen Umfange geſchah, 
ſo wurde die Zuſtändigkeit des Polizei-Präſidenten in Hafenpolizeiſachen doch fernerhin nicht 
unerheblich beſchränkt. Das Kompetenzgeſetz vom 26. Juli 1876 übertrug die Befugnis zum Erlaß 
von Polizeivorſchriften über Gegenſtände der Strom⸗Schiffahrts⸗- und Hafenpolizei ausſchließlich den 
Ober⸗Präſidenten, ſoweit nicht der Miniſter für Handel dieſe Befugnis ſelbſt in Anſpruch nahm oder 
beſondere, von dem Miniſter unmittelbar reſſortierende und mit Ausübung der Hafenpolizei betraute 
Behörden dabei in Betracht kamen. Die vom Ober-Präſidenten zu erlaſſenden Polizei-Verordnungen 
bedurften der Zuſtimmung des Provinzialrats. Da auch für den Hafen zu Danzig demnach der 
Ober⸗Präſident von Weſtpreußen zuſtändig geworden war, ſo erließ derſelbe nunmehr mit Zuſtimmung 
des Provinzialrats unterm 19. Auguſt 1880 eine Polizei⸗Verordnung für den Hafen zu Danzig 
wie eine beſondere Polizei-Verordnung, betreffend die Annahme von Lotſen für die nach dem Hafen 
von Danzig beſtimmten und die von dort ausgehenden Schiffe. In der neuen Hafenpolizeiver⸗ 
ordnung wird beſonders bemerkt, daß die von der Königlichen Staatsregierung beſtellte Hafenbehörde 
zur Zeit die Königliche Polizei-Direktion zu Danzig wäre, was erkennen läßt, daß die Übertragung der 
Hafenpolizei an eine andere Behörde zu jener Zeit mindeſtens zur Erörterung geſtanden hat. 


Die vom Könige erlaſſene Polizei-Ordnung für den Hafen und die Binnengewäſſer zu 
Danzig vom 30. Januar 1821 war mithin, abgeſehen von der inzwiſchen erfolgten anderweiten 
Regelung des Lotſenzwanges, bis zum Jahre 1880 in Kraft geblieben. Ein Bedürfnis zur Ab⸗ 
änderung dieſer Polizei-Ordnung hatte ſich zwar ſchon einige Jahre nach dem Durchbruch der Düne 
bei Neufähr (1840) und der ſich daraus ergebenden Erweiterung des Hafengebiets bis zur Plehnen⸗ 
dorfer Schleuſe recht dringend bemerkbar gemacht, die verſchiedenen Entwürfe, welche für eine neue 
Hafenpolizeiverordnung in der Zwiſchenzeit ausgearbeitet wurden, hatten aber niemals die Zu— 
ſtimmung der höheren Inſtanzen erlangt und waren ſo ſchließlich in die Akten eingeſargt worden. 


Im Jahre 1880 ließ ſich der Erlaß einer neuen Hafenpolizeiverordnung infolge der in⸗ 
zwiſchen erfolgten Erweiterung und Verbeſſerung der Hafenanlagen jedoch nicht mehr hinausſchieben. 
1879 war das neuerbaute Hafenbaſſin dem Verkehr übergeben, deſſen Herſtellung durch Allerhöchſte 
Kabinettsordre vom 31. Juli 1871 genehmigt wurde, weil der enge Hafenkanal bei dem geſteigerten 
Schiffs⸗, beſonders auch Dampfſchiffsverkehr nicht mehr genügte. 1871 gingen unter 2246 See⸗ 
ſchiffen bereits 349 Dampfſchiffe ein. Den ankommenden Schiffen hatte wiederholt wegen Über— 
füllung des Hafens das Einlaufen in denſelben unterſagt werden müſſen, und dieſelben mußten 
ſolange auf der Reede liegen bleiben, bis durch das Auslaufen von Schiffen wieder Raum frei 
geworden war. Das Hafenbaſſin in ſeiner Länge von 700 Mtr. und Breite von 95 Mtr. half 
dieſem Mißſtande ab. Da es zudem bei einer Tiefe von 6,3 Mtr. auch großen Fahrzeugen die 
Einfahrt geſtattete, ſo wurde auch der Hafenkanal entſprechend vertieft und die enge Einfahrt aus 
demſelben in die tote Weichſel durch Abtragung der Schleuſeninſel beſeitigt. Das Fahrwaſſer 
erhielt an dieſer Stelle eine Breite von 80 Mtr. während es vorher nur 33 Mtr. breit geweſen war. 
Es liefen nun große Dampfer mit erheblichem Tiefgange in den Danziger Hafen ein, was zur 
Beſchädigung der Quaimauern durch die Schiffsſchrauben und zur übertriebenen Belaſtung der ſich 
anſchließenden Quaiflächen durch Stückgüter beim Entladen der großen Fahrzeuge führte und den 
Erlaß polizeilicher Vorſchriften zum Schutze der Hafenwerke notwendig machte, die dann mit der 
Hafenpolizeiordnung vom 19. Auguſt 1880 in Kraft traten. 


Bei den erhöhten Anforderungen, die ein derartiger Verkehr an das Lotſenperſonal ſtellte, 
war denn auch dem Lotſen-Kommandeur der Schraubendampfer „Dove“ zum Pilotagedienſt 1878 
überwieſen worden, der noch gegenwärtig im Betriebe ſteht. Ebenſo hatte der Lotſen-Kkommandeur 
vom 1. April 1877 ab einen Lotſenamts⸗Aſſiſtenten zur Unterſtützung in ſeinen Büreaugeſchäften 
erhalten, der mit einem Gehalt von 1700 Mark und dem geſetzmäßigen Wohnungsgeldzuſchuß 
angeſtellt wurde. 


Im Jahre 1876 war denn auch die lange zwiſchen der Stadt und dem Fiskus ftrittige 
Angelegenheit wegen Beſoldung des Strominſpektors und der beiden ſtädtiſchen Stromaufſeher zu 
Ende gekommen. Der Magiſtrat hatte ſich ſchon vom Jahre 1859 ab auf den Standpunkt geſtellt: 
„daß die Stadtgemeinde auf jegliche Dienſte Verzicht leiſte, welche der anzuſtellende Strominſpektor 
der Kommunalbehörde in feiner Eigenſchaft als Beamter, der in gewiſſer Beziehung auch dieſer unter⸗ 
geordnet ſein ſolle, zu leiſten hätte, oder welche etwa von den Königlichen Strominſpektoren geleiſtet 


werden oder zu leiſten geweſen ſeien, indem die Stadtgemeinde den Strominſpektor in keiner Beziehung zu 
Dienſtleiſtungen für die Kommune verwenden wolle, vielmehr auf die Fortdauer des Amts eines Strom- 
infpeftors, inſofern dasſelbe, wenn auch nur teilweiſe, ein Kommunalamt vorſtelle oder vorſtellen ſolle, 
gänzlich verzichte, dergeſtalt, daß der Strominſpektor fortan lediglich und in jeder Beziehung als ein 
Königlicher Polizeibeamter angeſtellt und angeſehen werden ſolle.“ In Folge dieſer Auffaſſung kam 
es denn zu einem Prozeß, den die Stadt wegen Übernahme der Beſoldung für die bezeichneten 
Beamten auf den Staat und wegen Rückerſtattung der rechtsirrtümlich und demnächſt zwangsweiſe 
gezahlten Gehälter gegen den Fiskus anſtrengte. Wie hoch die eingeklagte Summe war, wird nicht 
erſichtlich, doch berechnete die Stadt die von ihr im Laufe der Jahre an die Strompolizeibeamten 
gezahlten Gehälter auf 45 000 rx. Wenn ſchon die Stadt mit ihrer Klage durch Erkenntnis des 
Danziger Stadt⸗ und Kreisgerichts vom 5. November 1868 und durch das Erkenntnis des Königlichen 
Appellationsgerichts zu Marienwerder vom 13. September 1869 abgewieſen war, müſſen ihre Ausſichten 
bei etwaiger Weiterführung des Prozeſſes doch keine ungünſtigen geweſen ſein, weil die Regierung 
ſich nunmehr zu einem gütlichen Übereinkommen veranlaßt ſah. Durch Vertrag vom 21. Dezember 
1876 übernahm die Regierung die Beſoldung des Strominſpektors und der beiden Stromaufſeher 
vom 1. April 1877 ab, auch die Hälfte der Büreaukoſten des Strominſpektors, während die Leiſtung 
der anderen Hälfte der Stadtgemeinde verblieb. Außerdem zahlte der Fiskus der Stadt 60 000 Mark 
für die in der Vergangenheit gezahlten Gehälter, womit die ſtädtiſchen Körperſchaften ſich ſchließlich 
für befriedigt erklärten. Mit der einheitlichen Übertragung der Hafen-Strom- und Schiffahrtspolizei 
an den Polizei- Präfidenten zu Danzig durch das Reglement vom 4. Oktober 1814 und insbeſondere 
mit dem Inkrafttreten der Polizei-Ordnung vom 30. Januar 1821 waren die Strompolizeibeamten 
weifellos lediglich Funktionäre des Staates geworden und es hat wohl allein der Umſtand, daß die 

uffaſſung über den Charakter der Hafenpolizei zwiſchen ortspolizeilicher⸗ und landespolizeilicher 
Zuſtändigkeit dauernd hin- und herſchwankte, dazu geführt, daß die Stadt mit der Gehaltszahlung 
für den Strominſpektor und die beiden ſtädtiſchen Stromaufſeher ſeit jener Zeit belaſtet blieb. Die 
bisherigen beiden ſtädtiſchen Stromaufſeher rangierten nun als Staatsbeamte in die ihnen nach ihrem 
Dienſtalter zukommende Gehaltsſtufe ein. Der Strominſpektor erhielt vom 1. April 1877 ab ein 
Gehalt von 2400 Mark und 432 Mark Wohnungsgeldzuſchuß; ſeine Fuhrkoſtenentſchädigung wurde 
auf 600 Mark und die Bureaukoſtenentſchädigung auf 780 Mark feſtgeſetzt. 

Während des Zeitabſchnitts, in dem der Polizei-Präſident Dr. Schultz, der April 1882 als 
Landroſt nach Hildesheim verſetzt wurde, die Orts- und die Hafenpolizei zu Danzig leitete, hatte Dede 
Verwaltungszweige aus Anlaß der Vergrößerung des Stadtbezirks und ſeiner Bewohnerzahl, wie aus 
Anlaß des geſteigerten Verkehrs in der Stadt und in ihrem Hafen einen ſehr vermehrten Umfang 
angenommen. Da aber eine entſprechende Vermehrung der Beamten zur möglichſt vollkommenen 
Befriedigung der geſteigerten Anforderungen, welche dadurch an die Polizei herantraten, nur allmählich 
erfolgte, ſo wurde ihm ſeine Stellung dadurch ſehr erſchwert. Er trat 1900 als Regierungs-Präſident 


zu Hildesheim in den Ruheſtand, verzog dann nach Potsdam und iſt dort am 27. März 1905 im 
Alter von 69 Jahren geſtorben. pa 


Sein Nachfolger in Danzig wurde der Regierungsrat beim Polizei-Präſidium zu Berlin 2 
Heinſius, deſſen Ernennung zum Polizei-Direktor in Danzig durch Allerhöchſte Kabinettsordre vom 
16. Mai 1882 unter gleichzeitiger Verleihung des Charakters als Polizei-⸗Präſident erfolgte. Er Hd 2 — Gl 
war von vornherein bejtrebt, der Unzulänglichkeit abzuhelfen, die er hinſichtlich der Zahl des Erez 
futiv- wie des Büreauperſonals vorfand, und 1884 erlangte er denn auch eine Vermehrung der 
Exekutivbeamten um 1 Polizeikommiſſar und 15 Schutzleute, ſo daß die Zahl der letzteren nunmehr 
75 betrug. Vom Jahre 1885 ab führte dann auch in Schidlitz ein Polizeikommiſſar die Revier⸗ 
geſchäfte. Für die Schutzmannſchaft war das Jahr 1886 dadurch beſonders bedeutungsvoll, daß ſie 
vom Etatsjahr 1886/87 ab zufolge eines Erlaſſes des Miniſters des Innern vom 9. März die 
Uniform⸗ und Ausrüſtungsſtücke frei geliefert erhielt. Die Aufwendungen dafür waren von der 
Stadtgemeinde als ſächliche Koſten zu tragen. 1887 waren bereits 11 Polizeikommiſſare und 97 
Schutzleute vorhanden. Die Volkszählung vom 1. November 1885 hatte 114 805 Seelen für 
Danzig ergeben. 

Mit der Vermehrung der Bevölkerung und dem Anwachſen des Verkehrs hatten die Büreau— 
geſchäfte der Polizei⸗Direktion gleichfalls derart zugenommen, daß bei derſelben eine weitere Abteilung 
eingerichtet werden mußte. Nachdem die Stelle eines vierten höheren Beamten durch Überweiſung 
eines Polizei⸗Aſſeſſors bewilligt worden war, erfolgte 1889 die Bildung der 5. Abteilung, die lediglich 
in einer Teilung der umfangreichen Geſchäfte der bisherigen 2. Abteilung bejtand.*) An Büreau⸗ 
kräften waren nunmehr 14 Polizeiſekretäre, 2 angeſtellte Kanzliſten, 7 etatsmäßige Hilfsarbeiter und 
6 außerordentliche Hilfsarbeiter vorhanden. 


) Der 5. Abteilung fielen zu: Sanitäts-, Veterinär, Ausländer-, Unterſtützungs⸗, Armen⸗, Lebensrettungs- und 
Nachlaßſachen, wie Naturalijationen, Staatsangehörigkeitsausweiſe, Heimatsſcheine, Namensänderungen und Berichtigungen, Halte- 
kin derkontrolle, Angelegenheiten der Kranken- und Sterbekaſſen, Ausſtellung von Armutsatteſten, Beſcheinigungen und Beglaubi⸗ 
gungen, Paßweſen, Fremden- und Ausländerkontrolle, Auswanderungsſcheine und Entlaſſung aus dem Staatsverbande. 
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Infolge der Abänderungen, welche das Kompetenzgeſetz und die Provinzialordnung durch 
das Inkrafttreten des Geſetzes über die Organiſation der allgemeinen Landesverwaltung vom 
26. Juli 1880 erfahren hatte, war auch in der Befugnis des Ober-Präſidenten, Polizeivorſchriften 
über Gegenſtände der Strom-Schiffahrts- und Hafenpolizei zu erlaſſen, inſoweit eine Beſchränkung 
eingetreten, als dieſe Befugnis, wenn jene Vorſchriften nicht über den Regierungsbezirk hinaus 
Geltung haben ſollten, nunmehr ausſchließlich dem Regierungs-Präſidenten mit Zuſtimmung des 
Bezirksausſchuſſes übertragen wurde. Damit blieb denn auch der landespolizeiliche Charakter der 
Hafenpolizei in Danzig definitiv feſtgeſtellt. Für dieſe Auffaſſung war ſchon bei der vorhin 
erwähnten Aufhebung des Amtsbezirks „Weichſel“ geltend gemacht, daß nach § 79 Titel 15 Teil II 
des Allgemeinen Landrechts der Staat für die zur Sicherheit und Bequemlichkeit der Schiffahrt er— 
forderlichen Anſtalten zu ſorgen habe und demſelben damit auch eine entſprechende polizeiliche Amts» 
gewalt übertragen ſei. Demnach wären auch bis zur Emanation der Kreisordnung vom 
13. Dezember 1872 ohne Rückſicht darauf, wem die Polizeiverwaltung über das von Strömen durch⸗ 
ſchnittene Gebiet zuſtehe, wo es im Schiffahrtsintereſſe notwendig erſchien, beſondere Staats- 
beamte zur Verwaltung der Strompolizei angeſtellt worden, und ebenſo hätten die zuſtändigen 
Staatsbehörden nach Bedürfnis den Verkehr auf den Strömen durch Polizeiverordnungen geregelt. 
Hinſichtlich des landespolizeilichen Charakters der Hafenpolizei zu Danzig ſeit dem Jahre 1814 konnte 
zudem, wie bereits mehrfach hervorgehoben, kaum ein Zweifel beſtehen; ſie war aber trotz dieſes 
Charakters bis dahin mit der Polizei-Direktion organiſch verbunden geweſen, wogegen der Leiter der 
letzteren nunmehr lediglich Organ des Regierungs-Präſidenten wurde. Der Regierungs-Präſident 
iſt ſeitdem befugt, ganze Geſchäftszweige der Hafenpolizei an ſich zu nehmen oder anderen Beamten 
zu übertragen, auch kann er nach Belieben im Einzelfalle hafenpolizeiliche Funktionen ſelbſt wahr⸗ 
nehmen, was natürlich die Einheitlichkeit in der Verwaltung der Hafenpolizei abſchwächen und auch 
bei allen Beteiligten Unſicherheit hinſichtlich der Zuſtändigkeitsbefugniſſe des Polizei-Präſidenten 
als gleichzeitigen Vertreters der Hafenpolizeibehörde hervorrufen muß. Eine feſte Begrenzung nach 
der Richtung hin, daß ohne Beeinträchtigung der Aufſichts- und Anweiſungsbefugniſſe des Re⸗ 
gierungs-Präſidenten der Verwalter der Hafenpolizeibehörde in dem ihm dabei zukommenden Geſchäfts⸗ 
kreiſe lediglich und allein zuſtändig und verantwortlich bleibt, erſcheint deshalb bei der Bedeutung 
und dem Umfang des hieſigen Hafens wie der Hafen-Polizeiverwaltung geboten. 


1883 waren von See 2046 Schiffe mit 646 812 Regiſter-Tons eingegangen, worunter ſich 
nun ſchon 1068 Dampfſchiffe mit 472 499 Regiſter-Tons befanden. Dazu kamen die Flußfahrzeuge, 
die ſtromabwärts in den Hafen gelangten und der Regel nach ein ſehr ftarfer Eingang von Holz⸗ 
traften ruſſiſchen und galiziſchen Urſprungs, die alle im Hafen untergebracht werden mußten, da die 
Hölzer erſt nach ihrer Bearbeitung zur Verſendung gelangen konnten. 


Bei der Volkszählung des Jahres 1890 wies Danzig 120 338 Bewohner auf und Die: 


Einwirkung dieſer Vermehrung der Bevölkerung auf die Geſchäfte der Polizei-Direktion war 
natürlich nicht ausgeblieben. Die Räume des Geſchäftshauſes in der Langgaſſe hatten 
für die wachſende Zahl des Büreaubeamtenperſonals nicht mehr ausgereicht, weshalb der Polizei⸗ 
Präſident Heinſius zur Bereitſtellung vermehrter Büreauräume ſeine Dienſtwohnung in demſelben 
1888 aufgab und eine Mietswohnung bezog, für welche die Stadt die Koſten tragen mußte. Im 
Mai 1890 wurde der Polizei-Präſident Heinſius als Ober-Regierungsrat an die Regierung zu 
Wiesbaden verſetzt. Von dort kam er an das Ober-Verwaltungsgericht nach Berlin, dem er noch 
gegenwärtig als Senatspräſident angehört. 


Der Polizei-Präſident Heinſius hatte wiederholt und auch noch kurze Zeit vor ſeiner Ber 
ſetzung die dringende Notwendigkeit zur Vermehrung des Exekutiv- wie des Büreauperſonals der 
Regierung dargelegt, ſeine Anträge waren aber nicht berückſichtigt worden. Freiherr von Reiswitz— 
Kaderzin, Regierungsrat zu Caſſel, der am 20. Mai 1890 zum Polizei-Direftor in Danzig ernannt 
wurde, mußte ſich deshalb auch ſehr bald von dem vorliegenden dringenden Bedürfnis 
zur Beamtenvermehrung überzeugen. Er berichtete in dieſem Sinne ſchon im folgenden Auguſt 
und führte dann im nächſten Jahre aus, daß er Geſchäftsſtockungen im Biireaudienft nur 
dadurch habe vermeiden können, daß er einige geeignete Schutzleute vorübergehend zum 
Büreau- und Kanzleidienſt herangezogen habe, daß je ein Schutzmann im Militärbüreau und in der 
Kanzlei aber dauernd beſchäftigt werden müßten, wenn der Geſchäftsgang aufrecht erhalten bleiben ſollte, 
was aber ſelbſtverſtändlich den äußeren Dienſt der betreffenden Polizeireviere ſchwer benachteilige. Es trat 
dann nun auch eine Vermehrung von 3 Polizeiſekretären und 3 ſtändigen Hilfsarbeitern ein, doch 
kamen die 6 außeretatsmäßigen Hilfsarbeiter dagegen in Fortfall, ſo daß die Zahl der Büreaubeamten 
dieſelbe blieb. Eine Verſtärkung des Büreaubeamtenperſonals trat jedoch zur Amtszeit des Poligei 
Präſidenten Freiherrn von Reiswitz-Kaderzin nicht mehr ein, dagegen war demſelben ſchon bei 
ſeinem Amtsantritt ein Regierungs-Aſſeſſor zugewieſen worden. Zur Entlaſtung des Polizei-Dirigenten 
und zu deſſen Vertretung war dies auch durchaus angebracht, die Unterſtützung, welche demſelben 
durch die Zuweiſung von Regierungs-Aſſeſſoren zuteil werden könnte, würde jedoch eine wirkſamere 
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fein, wenn dieſelben nicht jo häufig wedjelten. Seit 1890 find hier nad) einander 10 Regierungs- 
Aſſeſſoren bei der Polizei⸗Direktion tätig geweſen und der elfte ſteht gegenwärtig in Sicht. Die 
Schutzleute waren ſchon 1891 um 12 vermehrt worden. 

Dem Polizei⸗Direktor Freihern von Reis witz-Kaderzin wurde Mai 1892 der Charakter als 
Polizei⸗Präſident verliehen und im Auguſt desſelben Jahres erfolgte ſeine Verſetzung als Cher: 
regi t nach Wiesbaden. Gegenwärtig ijt er Präſident der Regierung zu Stade⸗ 


Durch Allerhöchſte Kabinettsordre vom 9. Auguſt 1892 erfolgte dann meine Ernennung zum 
Polizei⸗Direktor in Danzig. Nachdem ich meine Geſchäfte als Landrat Oe rer geiler 
trat ich am 1. September den Dienſt in Danzig an. Die Cholera hatte TT Hamburg ſtark gewütet, 
ſie war auch in der hieſigen Provinz vereinzelt aufgetreten und es wurde nun unter Leitung des 
Ober⸗Präſidenten von Goßler ein ſehr eingehender Überwachungsdienſt organiſiert, der beſonders 
die Schiffahrt treibende Bevölkerung ins Auge faßte, weil die Gefahr der Einſchleppung durch galiziſche 
und ruſſiſche Flößer nach den früheren Danziger Erfahrungen ſehr nahe lag. Dabei hatte ich von 
vorne herein Gelegenheit, mich davon zu überzeugen, was für einen großen Vorteil es mit ſich brachte, 
daß die Verwaltung der Orts- und der Hafenpolizei ſich in einer Hand befand, da der ſchwierigere 
Überwachungsdienſt in dem ausgedehnten Hafengebiet bei der geringen Zahl von Strompolizeibeamten 
nur mit Hilfe von Schutzleuten ordnungsmäßig durchgeführt werden konnte. Wenn Danzig auch 
1892 von der Cholera verſchont wurde, fo kamen doch 1893 zwei und 1894 elf Cholerafälle hier 
vor, weshalb der Überwachungsdienſt in den beiden letztbezeichneten Jahren in noch verſtärkter Weiſe 
bewirkt wurde. Er hatte ſicher den Erfolg, daß der Verſchleppung der Seuche nach Möglichkeit 
Einhalt getan wurde. Für die Stadt ſelbſt werden die durch Waſſerleitung und Kanaliſation 
verbeſſerten ſanitären Verhältniſſe dabei nicht unerheblich mit ins Gewicht gefallen ſein, in den nicht 
kanaliſierten Vororten dagegen, wo gerade verſchiedene Cholerafälle auftraten, und in den an die tote 
Weichſel angrenzenden ländlichen Ortſchaften wäre eine weitere Verbreitung der Cholera ohne den 
mit ſehr hohen ſtaatlichen Aufwendungen, aber auch in möglichſter Vollkommenheit durchgeführten 
Ueberwachungsdienſt ſehr wahrſcheinlich geweſen. 


Von ſehr großer Einwirkung auf die hieſige Polizeiverwaltung war das Geſetz betreffend die 
Koſten der Königlichen Polizeiverwaltungen in den Stadtgemeinden vom 20. April 1892, das am 
1. April 1893 in Kraft trat, beſonders durch den Übergang des Nachtwachtweſens auf die Polizei. 
Trotz der ſehr erheblichen Vermehrung der Schutzmannſchaft wurde der Dienſt für dieſe dadurch doch 
ein ſehr viel ſchwererer. An Stelle von 5 Stadtwachtmeiſtern und 124 Nachtwächtern wurde die 
Schutzmannſchaft durch 75 Beamte zur Wahrnehmung des Nachtwachtdienſtes verſtärkt und des⸗ 
gleichen 1 Polizeikommiſſar und 5 Schutzmannswachtmeiſter im Laufe eines Jahres neu eingeſtellt, 
da in Folge eines Vertrages mit der Stadt die Übernahme des Nachtwachtdienſtes auf die Polizei, 
die ſich zuerſt in den Vorortsrevieren vollzog, nur allmählich bewirkt wurde und das ſtädtiſche 
Nachtwachtweſen bis zum 1. April 1894 in dem Unfange aufrecht erhalten blieb, wie dies die 
Übergangsverhältniſſe notwendig machten. Ohne Rückſicht auf den Nachtwachtdienſt war aus Anlaß 
der Anträge meines Amtsvorgängers eine Vermehrung der Exekutivbeamten durch 6 Schutzleute für 
1893/94 bewilligt worden, jo daß nunmehr das geſamte Exekutivbeamtenperſonal fid aus 1 Polizei⸗ 
Inſpektor, 12 Polizeikommiſſaren, 5 Schutzmannswachtmeiſtern und 190 Schutzmännern zuſammen⸗ 
ſetzte, allerdings einſchließlich der Kriminal-Polizeibeamten. In Rückſicht auf die gleichzeitige ſtarke 
Vermehrung der Erefutivbeamten in allen Städten mit Königlicher Polizeiverwaltung wie in Rück⸗ 
ſicht auf die ſtellenlos werdenden ſtädtiſchen Nachtwachtleute war durch Allerhöchſte Kabinettsordre 
vom 25. Juli 1893 zugelaſſen, daß auch letztere und Unteroffiziere der Reſerve und Landwehr 
als Schutzleute eingeſtellt werden konnten, wenn deren bisherige Führung wie ihr Geſundheits⸗ 
zuſtand und ihr Lebensalter fie als qualifiziert erſcheinen ließen, und ſoweit zivilverſorgungsberechtigte 
Anwärter oder Unteroffiziere mit neunjähriger Dienſtzeit nicht als Bewerber auftraten. An ehe⸗ 
maligen ſtädtiſchen Nachtwachtleuten und Unteroffizieren der Reſerve und Landwehr wurden hier im 
ganzen 63 eingeſtellt, von denen gegenwärtig noch 29 im Dienſte ſtehen. Die Mehrzahl genügte 
mithin nicht den Anforderungen des Dienſtes und ſchied bald aus demſelben aus. 


Durch Allerhöchſte Kabinettsordre vom 16. November 1896 und ſich anſchließende gleichartige 
Ordres der Jahre 1898, 1901 und 1902 wurde dann die Abweichung von den Grundſätzen für die 
Beſetzung der Unterbeamtenſtellen bei den Staatsbehörden mit Militäranwärtern auf Unteroffiziere 
mit ſechsjähriger aktiver Dienſtzeit bis Ende September 1902 beſchränkt und von da ab durch Aller⸗ 
höchſte Kabinettsordre vom 21. September 1902 die Einſtellung von Unteroffizieren mit ſieben⸗ 
jähriger aktiver Dienſtzeit bis Ende September 1905 weiter geſtattet. Von Ende 1896 ab war dem⸗ 
nach wieder ein den Anforderungen des Dienſtes mehr entſprechender Erſatz gewährleiſtet. 


Abgeſehen von den Revierſchreibern, dem Schutzmann für das öffentliche Fuhrweſen und einem 
mit dem ſtändigen du jour-Dienſt im Polizeigeſchäftshauſe wie mit der Verwaltung der Uniform⸗ 
kammer beauftragten Beamten werden ſämtliche Schutzleute, ſofern ſie nicht durch Krankheit behindert 
ſind, zum Nachtwachtdienſt herangezogen, indem ſie wochweiſe abwechſeln. Bei zahlreicheren Erkrankungen 
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und in den Vorortsrevieren müſſen vereinzelte Beamte auch zwei Wochen nacheinander im Nacht- 
wachdienſte verbleiben. ’ 

Mit der regelmäßigen Reviſion des Nachtwachtdienſtes find abgeſehen von den Kriminal⸗ 
Polizeikommiſſaren diejenigen Polizeikommiſſare beauftragt, welche keine Reviere zu verwalten haben. 
Die 6 Revierkommiſſare der inneren Stadt haben außerdem in wechſelnder Reihenfolge je eine Nacht 
den Dienſt in den ihnen vorgeſchriebenen Stadtteilen zu revidieren, während die Reviervorſteher der 
Vororte nur in ihrem Revier den Nachtwachtdienſt kontrollieren. Neben den Polizeikommiſſaren 
liegt vornehmlich den Schutzmannswachtmeiſtern die Verantwortung für den pünktlichen Beginn des 
Nachtwachtdienſtes und die rechtzeitigen Ablöſungen in demſelben ob. 

In den Wochen mit Nachtwachtdienſt ſind die Schutzleute nach Beendigung dieſes Dienſtes 
bis 3 Uhr nachmittags dienſtfrei. Dann haben ſie zum Rapport zu erſcheinen und noch 2—3 Stunden 
Straßendienſt wahrzunehmen. Der Nachtwachtdienſt iſt ſo eingerichtet, daß er den einzelnen Beamten 
mit Hin⸗ und Rückgang nicht länger als 6½ Stuuden, teils ununterbrochen, teils getrennt in 
Anſpruch nimmt. f 

In die Wahrnehmung des Nachtwachtdienſtes haben die Beamten ſich immer mehr eingelebt 
und die Abneigung gegen denſelben, die eine Reihe von Jahren vorlag, iſt größtenteils geſchwunden. 
Die Übernahme desſelben auf die Polizei hat jedenfalls den nicht zu unterſchätzenden Gewinn gebracht, 
daß eine auskömmlichere Zahl von Exekutivbeamten jederzeit zur Verfügung ſteht, was bei den 
hieſigen Verhältniſſen für die zum Teil recht ſchwierigen Vororte ganz beſonders wertvoll iſt, da bei 
der entfernten Lage derſelben eine Aushilfe durch Beamte der inneren Stadt bei eintretendem Bedürfnis 
erſt immer nach mehrſtündigem Zeitverluſt eintreten kann. 

Nach den Beſtimmungen des Polizeikoſtengeſetzes hat die Stadt Danzig für jeden Kopf der 
Zivilbevölkerung 1,50 Mark zu den Ausgaben der Polizeiverwaltung beizutragen, während der Staat 
nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes die geſamten Aufwendungen für die Polizei einſchließlich des 
Nachtwachtweſens beſtreitet. Die letzte Leiſtung der Stadt für die ſächlichen Koſten der Polizeiver— 
waltung im Etatsjahr 1892/93 belief ſich auf 42 367 Mark, wogegen ihr 22175 Mark von der 
Polizeikaſſe vereinnahmte Strafgelder ꝛc. zu gute kamen, während ſie 1893 nach dem Polizeikoſten— 
geſetz 171810 Mark an die Polizeikaſſe abzuführen hatte. Nach der Volkszählung 1900 und der 
Eingemeindung mehrerer ländlichen Ortſchaften in den Jahren 1902 und 1903 beziffert ſich der Beitrag 
der Stadt auf 208 419 Mark. Dem gegenüber hatte der Staat 1903 einen Geſamtaufwand von 
636 442,90 Mark für Unterhaltung der Danziger Polizei zu beſtreiten. 
ha Mit dem Inkrafttreten des Polizeikoſtengeſetzes mußte die Stadt auch zu der Frage wegen 
Übernahme einzelner oder mehrerer Zweige der Wohlfahrtspolizei Stellung nehmen. Von Seiten der 
Stadt wurde dabei von vorneherein lediglich die Übernahme der Baupolizei ins Auge gefaßt, doch 
war die Stadtverordnetenverſammlung ſchließlich auch dagegen. Es verblieben mithin ſämtliche 
Zweige der Ortspolizei bei der Königlichen Polizeiverwaltung, wie dies ſeit 1814 ununterbrochen der 
Fall geweſen iſt. 

Während die Verhandlungen wegen Übernahme der Baupolizei bei der Stadt noch ſchwebten, 
die erſt 1895 ihren Abſchluß fanden, war der hieſigen Polizei-Verwaltung ein Regierungs-Baumeiſter 
als techniſcher Beirat des Polizei-Direktors bei Erledigung der Baupolizeigeſchäfte durch Erlaß des 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten vom 21. Juli 1894 überwieſen worden. Bis dahin hatten die 
beiden ſtädtiſchen Baubeamten für die Stadt und die Vororte mit Ausnahme von Neufahrwaſſer 
dieſe Funktion mit Zuſtimmung des Magiſtrats wahrgenommen, während ſie für Neufahrwaſſer 
der Hafen-Bauinſpektor ausübte. Im Hinblick auf die Zunahme der Bautätigkeit, die nach Aufgabe 
der Stadtbefeſtigung auf der Weit- und Nordſeite — von Baſtion Gertrud bis Braunroß — und 
nach bewirkter Einebnung der Befeſtigungsgräben zu erwarten ſtand, wie bei der ſehr regen Bau⸗ 
tätigkeit im Vororte Langfuhr war dies Verhältnis ſchon um deswegen nicht aufrecht zu erhalten, 
weil die ſtädtiſchen Baubeamten dadurch in ihrem Hauptamte derart in Anſpruch genommen werden 
mußten, daß ihnen zur Mitwirkung bei Erledigung der vermehrten Baupolizeigeſchäfte keine Zeit 
verblieb. Zunächſt herrſchten allerdings noch Zweifel darüber, ob zur ſtändigen Einrichtung einer 
Bauinſpektorſtelle ein hinreichendes Bedürfnis tatſächlich vorlag. Aber noch bevor dieſe Einrichtung 
genehmigt war, mußte dem inzwiſchen zum Landbauinſpektor ernannten Regierungsbaumeiſter ein 
Baumeiſter zur Hilfeleiſtung überwieſen werden, weil die Bautätigkeit ſich dauernd ſteigerte. Gegen⸗ 
wärtig ſollen dem Polizeibauinſpektor zur Erledigung ſeiner Amtsgeſchäfte zwei Baumeiſter, ein 
Bauſekretär und ein Techniker zur Seite ſtehen, doch fehlt bei dem lebhaften Wechſel der Regierungs⸗ 
baumeiſter meiſtens eine Hilfskraft, was ſchon zu recht peinlichen Geſchäftsſtockungen bei Wahrnehmung 
der Baupolizei Anlaß gegeben hat. 

Nach Einrichtung der Polizei-Bauinſpektion kommt eine vom Finanzminiſter, dem Minifter 
der öffentlichen Arbeiten und dem Miniſter des Innern erlaſſene Baupolizei- Gebührenordnung vom 
31. März 1896 für die Tätigkeit der Baubeamten bei nicht ſtaatlichen Bauten zur Anwendung. 
Die Gebühren werden durch die Polizeikaſſe erhoben und fließen zur Staatskaſſe. 
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Bei allen Hochbauten, durch welche die Hafenanlagen berührt werden, wirkt jedoch nicht der 
Polizei-Bauinſpektor als techniſcher Beirat des Polizei-Dirigenten mit, ſondern der Hafenbauinſpektor 
als techniſcher „Baurat“. Letztere Bezeichnung ſcheint gewählt zu ſein, um damit zum Ausdruck zu 
bringen, daß der Hafenbauinſpektor bei ſeiner baupolizeilichen Mitwirkung dem Polizei-Dirigenten 
nicht ſubordiniert iſt, was aber für den Polizeibauinſpektor ebenſowenig zutrifft. Im gleichen Bers 
hältnis ſtehen auch der Gewerbeinſpektor, der Kreisarzt und der Kreistierarzt dem Polizei-Dirigenten 
gegenüber. Gerade in Bauſachen, in denen nicht felten neben dem Polizeibauinſpektor der Gewerbe— 
infpeftor und der Kreisarzt gleichzeitig mitzuwirken haben, bringt das nun den Polizei-Dirigenten 
in die Lage, falls er mit der Auffaſſung des einen oder des andern dieſer Beamten nicht übereinſtimmt, 
jedesmal die Sache dem Regierungs-Präſidenten zur weiteren Beſtimmung vorzulegen. Aber auch 
in allen anderen Fällen, in denen bei Erledigung polizeilicher Geſchäfte der eine oder der andere 
dieſer Beamten beſtimmungsmäßig mitzuwirken hat, iſt der Polizei-Dirigent an das Gutachten 
derſelben gebunden, ſofern er nicht die höhere Inſtanz anrufen will. Bei der ſtetigen Erweiterung 
der Zuſtändigkeitsbefugniße dieſer Beamten auf ortspolizeilichem Gebiete dürfte deshalb auch eine 
Prüfung der Frage angezeigt ſein, ob beim Zuſammenwirken derſelben mit dem Leiter der Polizei 
in einer großen Stadt letzterem noch eine ſolche Poſition zur Betätigung ſelbſtändiger Entſchließungen 
verblieben iſt, wie ſie der Bedeutung ſeiner Stellung und ſeiner perſönlichen Verantwortlichkeit 
entſpricht. Jedenfalls müſſen gegenwärtig bei Meinungsverſchiedenheiten unter den beteiligten Beamten 
Schnelligkeit und Einheit zu kurz kommen, die König Friedrich Wilhelm III. ſchon im Anfang des 
vorigen Jahrhunderts als ein Haupterfordernis der Polizei hinſtellte, wenn letztere ihre zweckmäßige 
Wirkſamkeit nicht verfehlen ſoll. 


Wenn durch das teilweiſe Fallen der Wälle um Danzig die Herſtellung vermehrter Straßen- 
verbindungen ermöglicht wurde und dem öffentlichen Verkehrsbedürfnis ſo in weitgehenderer Weiſe 
als bis dahin Rechnung getragen werden konnte, ſo traten gleichzeitig auch für den Hafen zu Danzig, 
wenn auch aus anderer Urſache ſehr weſentliche Verkehrserleichterungen ein. 1899 waren die Arbeiten 
zur Verlegung der Weichſelmündung durch Herſtellung eines künſtlichen Strombettes von Einlage 
bis Schiewenhorſt in Angriff genommen und das in Verbindung mit dem ſich anſchließenden Ausbau 
der Weichſeldämme großartige Werk 1895 vollendet worden. Die dadurch totgelegte 13 km lange 
Stromſtrecke von Einlage bis zur Plehnendorfer Schleuſe wurde durch die Einlager Schleuſe ab— 
geſchloſſen und ſtellt ſeitdem eine ſehr bedeutende Erweiterung des Danziger Hafens dar. Für den 
Schiffahrtsverkehr war das beſonders deswegen von hervorragender Bedeutung, weil Verkehrs⸗ 
ſtockungen, welche ſich beim ſtarken Andrange von Holztraften bei der Plehnendorfer Schleuſe regel- 
mäßig herausſtellten, nunmehr vermieden werden konnten, da der neu hinzugekommene Hafenteil 
eine ſo ausgedehnte und zu Holzlagerplätzen geeignete Waſſerfläche darbot, wie ſie ein zweiter Hafen 
kaum aufzuweiſen haben dürfte. Zudem ließen ſich nun auch die Schiffahrtshinderniſſe beſeitigen, 
welche durch übertriebene Ausnutzung des alten Weichſellaufes von der Plehnendorfer Schleuſe 
abwärts bis nach Neufahrwaſſer zu Holzlagerplätzen nicht gerade ſelten ſehr unliebſam hervorgetreten 
waren. Bei der ſtarken Nachfrage nach Holzlagerplätzen hatte die Vergebung derſelben oft große 
Mißſtimmung unter den Intereſſenten hervorgerufen, weshalb ſchon von 1895 ab alljährlich im 
Mai eine Neuverteilung derſelben bei einer Bereiſung des Hafens unter Zuziehung der Intereſſenten 
durch die Hafenpolizeibehörde im Einvernehmen mit den Hafenkommiſſaren und dem Vorſteheramt 
der Kaufmannſchaft vorgenommen wird, wonach dieſe Angelegenheit ſich glatt vollzieht und die 
früher recht zahlreichen Beſchwerden faſt gänzlich aufgehört haben. 


Die Wahrnehmung der Hafen- und Schiffahrtspolizei auf der toten Weichſel von der Plehnen⸗ 
dorfer bis zur Einlager Schleuſe wurde dem Polizei⸗Dirigenten zu Danzig vom 1. April 1896 ab 
durch Verfügung des Regierungs-Präſidenten übertragen. Es kamen in Folge deſſen 1896 und 1897 
zuſammen 3 weitere Strompolizeiaufſeher zur Einſtellung, von denen einer zur Unterſtützung des 
Strompolizeiinſpektors im Büreaudienſt beſtimmt war. Zur erleichterten und beſſeren Wahrnehmung 
des Dienſtes wurde dann zwei Strompolizeiaufſehern der Wohnſitz in Plehnendorf angewieſen, die 
dort in einem der Hafenbauverwaltung unterſtellten Gebäude freie Dienſtwohnung erhielten, und ein 
Strompolizeiaufſeher nach Einlage verſetzt. 

Bei dem ausgedehnten Hafengebiet, das ſich nun faſt 30 km weit von Neufahrwaſſer bis 
Einlage erſtreckte, wurde dann 1897 der Hafenpolizeibehörde ein Motorboot überwieſen, das vornehmlich 
zum Dienſtgebrauch für den Strompolizeiinſpektor beſtimmt iſt. Die Dampfbarkaſſe „Täubchen“, 
welche ſeit 1883 für den Lotſendienſt, gleichzeitig aber als Polizeiboot für die Hafenpolizeibehörde 
und den Lotſen-Kommandeur eingeſtellt war, blieb für hafenpolizeiliche Zwecke außerhalb des Hafen⸗ 
teiles zu Neufahrwaſſer unabkömmlich. Das Motorboot hat ſich als unzureichend erwieſen, weil 
deſſen Fahrgeſchwindigkeit bei Ausdehnung des Hafens eine zu geringe iſt. 

Zur Aufrechterhaltung des ungehinderten Schiffahrtverkehrs hatten verſchiedene Nachträge 
zur Hafenpolizeiverordnung vom 19. Auguſt 1880 erlaſſen werden müſſen, da dieſelben aber keine 
ausreichende Abhilfe bei Lage der in Kraft ſtehenden Beſtimmungen brachten, ſo beantragte das 
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Vorſteheramt der Kaufmannſchaft ſchon 1892 die Aufhebung der beſtehenden Vorſchriften durch Erlaß 
einer neuen Hafenpolizeiverordnung. Auf meinen Vorſchlag wurde die Aufnahme dieſer Arbeit 
aber im Hinblick auf die in Ausſicht ſtehende Erweiterung des Hafengebiets durch die Weichſel⸗ 
regulierungsarbeiten verſchoben und erſt 1895 an dieſelbe herangetreten. Der von der Hafen⸗ 
polizeibehörde im Auftrage des Regierungspräſidenten fertiggeſtellte Entwurf wurde dann im 
Sommer 1895 in 8 Sitzungen durchberaten, zu denen auf Erſuchen des Polizei-Präſidenten die 
Kaiſerliche Werft, die Provinzial⸗Steuer⸗Direktion, die Strombauverwaltung, das Landratsamt des 
Kreiſes Danziger Niederung, der Magiſtrat und das Vorſteheramt der Kaufmannſchaft Vertreter 
entſandt hatten. Der nach den Beſchlüſſen dieſer Kommiſſion redigierte Entwurf hatte, nachdem er 
dem Regierungs⸗Präſidenten eingereicht war, noch die beteiligten Miniſterien wie das Kaiſerliche 
Marineamt zu paſſieren und wurde dann erſt, als die dabei zur Erörterung gelangten Beanſtandungen 
ihre Erledigung gefunden hatten, unterm 28. Dezember 1898 vom Regierungs-Präſidenten unter 
Zuſtimmung des Bezirks-⸗Ausſchuſſes als Danziger Hafenpolizeiverordnung erlaſſen. Gleichzeitig 
mit dieſer Polizeiverordnung erging auch eine Polizeiverordnung über die Annahme von Lotſen für 
den Danziger Hafen, die indeſſen keine neuen Vorſchriften gegen die dadurch zur Aufhebung gelangte 
vom 19. Auguſt 1880 enthält. 

Der weitere Ausbau des Hafens durch Verbreiterung der Schuitenlake und durch Vertiefung 
des Fahrwaſſers bis zum Ganskruge iſt 1904 fertig geſtellt und damit bei der ſtarken Inanſpruch⸗ 
nahme der Hafenanlagen durch die Fahrzeuge der Kaiſerlichen Marine für den Verkehr der Handels— 
ſchiffe wieder ausreichender Raum beſchafft worden. An den Koſten für dieſe neuen Anlagen 
beteiligten ſich das Reich, der preußiſche Staat und die Stadtgemeinde. Die 1692 zur leichteren 
Verbindung zwiſchen Danzig und Weichſelmünde angelegte, nur für Flußfahrzeuge benutzbare 
Schuitenlake iſt nunmehr zu einem breiten Kanal ausgebaut, der bis 7 Mtr. tief gehende Schiffe 
aufnehmen kann. Dieſe neue Schiffahrtsſtraße wurde durch Seine Majeſtät den Kaiſer am 27. Mai 
1904 eröffnet und führt ſeitdem mit deſſen Genehmigung den Name „Kaiſerhafen.“ 

Der Kaiſerhafen gehört zum Aufſichtsbezirk des Strompolizei⸗Inſpektors. Sowohl in 
ſeiner Ausdehnung wie in ſeiner Leiſtungsfähigkeit zur Aufnahme von Schiffsfahrzeugen und Holz⸗ 
flößen hat der Bezirk dieſes Beamten mithin ſeit 1896 eine ſehr erhebliche Veränderung erfahren, 
wodurch die Anforderungen an ſeine Tätigkeit ſich entſprechend ſteigerten. Dabei fällt noch mit ins 
Gewicht, daß ſeit dem 1. Juli 1901 nach dem von den zuſtändigen Miniſterien erlaſſenen Tarif für 
die Erhebung der Hafenabgaben in Danzig Neufahrwaſſer eine Gebühr für die Holzlagerung auf 
der toten Weichſel unterhalb der Plehnendorfer Schleuſe mit 0,2 Pfennig pro Qudratmeter Waſſer⸗ 
fläche erhoben wird und der Strompolizei-Inſpektor die Liegeplätze für die Flöße nicht nur 
anzuweiſen, ſondern auch die Vermeſſung dieſer Plätze zu bewirken hat. Die Erhebung der Holz⸗ 
lagergebühr liegt der Polizeikaſſe ob. 

1899 iſt der Strompolizeiinſpektor dann auch der vermehrten Bedeutung ſeiner Stellung 
entſprechend zum Hafeninſpektor ernannt worden. 

Die Erhebung der Gebühr für die Binnenlotſen nach dem Tiefgange der Schiffe hat erſt 
mit dem Jahre 1892 aufgehört. Seit dem 1. April 1892 werden dieſe Gebühren auf Grund des 
Tarifs vom 19. März 1892 nach dem Nettoraumgehalt der Schiffe in Kubikmetern erhoben und 
durch die Schiffsreeder an die Polizeikaſſe abgeführt, welche die Verteilung der Gebühren an die 
Binnenlotſen bewirkt und auch die Lotſenunterſtützungskaſſe verwaltet. Letztere iſt 1896 durch 
Beſchluß der Binnenlotſen begründet und das Statut für dieſelbe von den Miniſtern des Innern 
und für Handel und Gewerbe unterm 8. September 1896 genehmigt worden. Vor Begründung 
der Unterſtützungskaſſe erhielten die penſionierten Binnenlotſen die Hälfte des Einkommens der im 
Dienſt befindlichen, wodurch das Einkommen der letzteren bei einer größeren Zahl von Penſionären 
und bei eintretenden längeren Verkehrsſtockungen unter den zum Lebensunterhalt notwendigſten 
Betrag ſinken konnte. Zur Unterſtützungskaſſe haben die Binnenlotſen nunmehr während der erſten 
10 Dienſtjahre 25%, vom 11. bis 20. Dienſtjahr 22% und darüber hinaus 19% ihres geſamten 
Dienſteinkommens abzuführen. Die penſionierten Binnenlotſen erhalten unter Zugrundelegung eines 
Gehalts von 1300 Mark für dieſe und 1450 Mark für den Oberlotſen ihre Penſion nach den Grund- 
ſätzen des Beamtenpenſionsgeſetzes. Die Wittwen erhalten 1/3 der Penſion des Ehemanns, Waiſen 
½ und Doppelwaiſen / des Witwengeldes. Der Reſervefonds der Lotſenunterſtützungskaſſe beläuft 
ſich gegenwärtig auf faſt 28 000 Mark. 

Seit 1892 ſind keine auffälligen Schwankungen in der Zahl der Schiffe eingetreten, die den 
Danziger Hafen aufſuchten. Das Jahr 1904 weiſt einen bis dahin noch nicht erreichten Eingang 
von 1611 Dampfſchiffen mit 672 366 Regiſter⸗Tons auf, wozu noch 335 Segelſchiffe mit 39 551 Re⸗ 
giſter⸗Tons kommen. Bei der dauernd zunehmenden Größe der Schiffe und der ſchwierigen Paſſage 
durch den Hafenkanal werden an das See⸗ wie an das Binnenlotſenperſonal immer erhöhtere 
Anforderungen geſtellt und dieſelben haben ſich noch mehr geſteigert, nachdem ſeit Oktober 1904 auch 
für den Hafen zu Danzig der Lotſennachtdienſt eingeführt wurde. Die Verantwortlichkeit und die 
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Geſchäftslaſt des Lotſenkommandeurs ijt natürlich dementſprechend gewachſen. 1899 wurden ihm in 
ſeiner Eigenſchaft als Hafeninſpektor 3 Strompolizeiaufſeher und 1904 ein Hafenpolizeiſekretär 
unterſtellt, deren Stellen für die Hafenpolizeibehörde zu Danzig neu bewilligt wurden. Bis dahin hatte 
der Lotſenkommandeur den Hafenpolizeidienſt in ſeinem Bezirk lediglich mit Hilfe der See- und 
Binnenlotſen wahrnehmen müſſen. 

Der zunehmende Umfang der Hafenpolizeigeſchäfte und die Vermehrung der Einwohnerzahl 
innerhalb des Stadtbezirks übten folgerecht auch ihre Einwirkung auf die Büreautätigkeit der Polizei— 
Direktion aus, was in Verbindung mit den vermehrten Aufgaben, welche derſelben durch die ſozial— 
politiſche Geſetzgebung zufielen, eine Vermehrung des Büreauperſonals unvermeidlich machte. 1900 
betrug die Bewohnerzahl Danzigs 140 563. Dazu kam nun noch die Vergrößerung des Stadtbezirks 
durch die Eingemeindung der ländlichen Ortſchaften Zigankenberg, Heiligenbrunn und Hochſtrieß, 
welche durch Allerhöchſten Erlaß vom 15. März 1902 genehmigt wurde und die Einwohnerzahl der 
Stadt um 6438 vermehrte. Die Eingemeindung des kommunalfreien Holms erfolgte dann noch im 
ſelben Jahre durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes vom 9. Dezember 1902. Wenn der Stadtbezirk 
damit auch noch nicht den Umfang erreicht hat, den der Polizei-Präſident von Vegeſack 1814 dem 
ſtädtiſchen Polizeibezirk gegeben hatte, ſo dürfte die Zeit nun immer näher gerückt ſein, zu welcher 
der größte Teil der damals zum letzteren gehörigen Ortſchaften durch weitere Eingemeindungen in 
dem Stadtkreiſe aufgehen wird. 

Über die Entwickelung der zum Stadtbezirk gehörigen Vororte, die beſonders in die Augen 
fällt, iſt folgendes hervorzuheben: 

Laugfuhr, das mit den nach den Eingemeindungen der Jahre 1877 und 1902 hinzugekommenen 
Teilen das 7. Polizeirevier bildet, zählt gegenwärtig ca. 22 000 Einwohner und umfaßt einen 
Flächeninhalt von 1062 ha. Die Revierpolizei ſetzt ſich aus 1 Polizeikommiſſar, 1 Schutzmanns— 
wachtmeiſter, 21 Schutzleuten und 1 Kriminalſchutzmann zuſammen. 

Schidli bildet mit der Erweiterung durch die erwähnten Eingemeindungen das 8. Polizei— 
revier. Es hat ca. 14 000 Bewohner und einen Flächeninhalt von 329 ha. Zur Revierpolizei 
gehören 1 Polizeikommiſſar, 1 Schutzmannswachtmeiſter und 13 Schutzleute. 

Neufahrwaſſer, das 11. Polizeirevier, wurde nur bei der Eingemeindung von 1877 vergrößert. 
Es hat ca. 9800 Einwohner bei einem Flächeninhalt von 291 ha. Die Revierpolizei beſteht aus 
1 Polizeikommiſſar. 1 Schutzmannswachtmeiſter, 13 Schutzleuten und 1 Kriminalſchutzmann. 

Die Vororte Stadtgebiet und Altſchottland gehören zum 5. Polizeirevier, das außerdem die 
ſogenannten Außenwerke, die 1877 eingemeindete Kaiſerliche Werft und die auf beiden Seiten der 
Allee belegenen Grundſtücke bis zur Hälfte derſelben enthält, welche letztere 1877 und 1902 dem 
Revier zugeteilt find. Mit feinen ca. 18 000 Einwohnern hat es bei einer Länge von etwa 5,5 km 
eine äußerſt ungünſtige Lage. Abhilfe kann lediglich durch die Bildung eines neuen Reviers aus 
den Vororten Stadtgebiet, Altſchottland und dem Teile von Petershagen erfolgen, der ſüdlich von 
dem Tor gleichen Namens liegt, was für die kommende Zeit zu erhoffen ſteht. 

Nach Aufhebung der Rayonbeſchränkungen auf dem Gelände öſtlich von der Allee bis zur 
Weichſel wie der Holminſel ſind dort eine Anzahl induſtrieller Etabliſſements entſtanden, die eine 
erhebliche Zahl von Arbeitern beſchäftigen, welche zum großen Teile in den Vororten wohnen und 
zum ſchnellen Wachstum derſelben mit beigetragen haben. Dasſelbe gilt erſt recht von der Schichau— 
werft, die ſchon vor Aufhebung der Rayonbeſchränkungen ihre Werke auf jenem Gelände errichtet 
hatte. Alle dieſe Umſtände in Verbindung mit der weitläuftigen und entfernten Lage der Vororte 
und des 5. Polizeireviers machen eine Aufwendung von Exekutivbeamten im Tages- und im Nacht⸗ 
dienſt notwendig, die über den üblichen Durchſchnitt bei Zugrundelegung der Bevölkerungsziffer 
notwendig hinausgeht. : 

Nach der Perſonenſtandsaufnahme vom Oktober 1904 leben im Stadtbezirk 155 277 Ein- 
wohner. Eine dieſer Zunahme der Bevölkerung entſprechende Ausſtattung der hieſigen Polizei⸗ 
verwaltung mit Büreau- und Exekutivkräften dürfte ſchon für die nächſten Jahre zu erhoffen fein. 
Gegenwärtig ſetzt ſich das Beamtenperſonal der Polizei-Direktion neben dem Dirigenten derſelben 
aus 1 Regierungsaſſeſſor, 2 Polizeiräten, 2 Polizeiaſſeſſoren, 1 Rendanten der Polizeikaſſe, 22 Polizei⸗ 
ſekretären, 3 Büreau-Diätaren, 2 Zivil⸗Supernumeraren, 5 Meldeamts-Aſſiſtenten, 4 Kanzleibeamten 
und 2 Kanzleihilfsarbeitern, 8 Vollziehungsbeamten und Boten wie 1 Hilfsboten zuſammen. 

Die Bearbeitung der einzelnen Zweige der Polizeiverwaltung in 5 Abteilungen *) ijt beibe- 

*) Es werden ‚bearbeitet in: 

Abteilung 1: Straf-Ubertretungsſachen und Straſkontrolle, Sittenſachen, Fundſachen, Fürſorgeerziehungsſachen, Transport 
ſachen, Detentionsſachen, Führungszeugniſſe, Geſindeſtreitſachen, Feuerſachen, Unglücksfälle, Waffenſcheine und 
Requiſitionen allgemeiner Art. 

Abteilung II: Hafen- und Schiffahrtspolizeiſachen, Verkehrs- und Straßenpolizei, Baupolizei, Gewerbepolizei, Kranken- und 
Sterbetaſſenweſen, Kranken, Unfall-, Alters- und Invaliditätsverſicherungsſachen. 

Abteilung III: Militärſachen (die Stammrolle wird auf der Polizei-Direktion von einem Beamten des Magiſtrats geführt), 
Schulſtraſſachen, Gebäudeſteuerſachen und Meldeweſen. 

Abteilung IV: Etats und Rechnungsweſen, Perſonalien, Ordens- und Titelverleihungen, politiſche Polizei, Preſſe, Vereins- 
Verſammlungs- und Theaterweſen, Stipendienſachen. 


halten, doch ſteht die Polizeikaſſe, welche gleichzeitig die Geſchäfte der Seemannsamtskaſſe führt und 
neben der ſehr geſteigerten Zunahme der eigentlichen Kaſſengeſchäfte noch die Bekleidung und Aus⸗ 
rüſtung der Schutzmannſchaft und das Inventar der Polizei-Direktion zu verwalten, auch die Arbeits- 
und Lieferungsverträge vorzubereiten hat, mit keiner der Abteilungen mehr im Zuſammenhange. 
Ebenſo unterſteht die Kanzlei direkt dem Polizei-Dirigenten. 
Die 1. Abteilung wird von einem Polizei-Aſſeſſor geleitet, ihr unterſtehen: 
1. Die Kriminal-Polizeiinſpektion, die von einem Polizeikommiſſar mit dem Titel Polizei- 
inſpektor geleitet wird und dem 1 Polizeikommiſſar, 1 Schutzmannswachtmeiſter und 
11 Kriminalſchutzleute einſchließlich der beiden Kriminal-Polizeibeamten zu Langfuhr und 
Neufahrwaſſer unterſtellt ſind. 
2. das Sittenbüreau mit 1 Polizeikommiſſar und 4 Schutzleuten. 
Das Polizei-Gefängnis mit 3 Gefangenenaufſehern. 

Der 3. Abteilung unter Leitung eines Polizeirats iſt das Meldeamt unterſtellt, das eine 
Organifation für fic) bildet und neben dem eigentlichen Meldeweſen die Erteilung von Päſſen, Paß⸗ 
karten, Jagdſcheinen wie die Ausfertigung von Arbeitsbüchern zu bewirken hat und ſeit 1901 auch 
an Privatperſonen Auskunft über Wohnungsverhältniſſe wie beſchränkte Perſonalien gegen eine 
Gebühr von 0,25 Mark erteilt. Die 2. Abteilung wird von einem Polizei-Aſſeſſor, die D. von einem 
Polizeirat geleitet, während die 4. Abteilung unter dem Beiſtande des Regierungs-Aſſeſſors dem 
Polizei-Dirigenten direkt unterſteht. 

Die Polizei-Bauinſpektion hat ihrer Tätigkeit nach vornehmlich mit der 2. Abteilung Zus 
ſammenhang. Gegenwärtig ſind außer dem leitenden Bauinſpektor nur 1 Regierungsbaumeiſter und 
1 Bauſekretär in derſelben tätig, während 1 Regierungsbaumeiſter und 1 Techniker fehlen. 

Die Geſchäfte des Polizeiarztes führt der Kreisarzt. Der Kreistierarzt und der Gewerbe— 
inſpektor ſtehen, wie bereits angeführt, nur in loſer Verbindung mit der Polizei-Direktion, was in 
Bezug auf die hafenpolizeilichen Geſchäfte auch hinſichtlich des Hafenbauinſpektors und des Hafen- 
arztes gilt. 

Das Erefutivperfonal beſteht aus 1 Polizei-Inſpektor, 14 Polizeikommiſſaren, 12 Schutz⸗ 
mannswachtmeiſtern und 224 Schutzleuten einſchließlich der bereits aufgeführten Kriminal-Polizei⸗ 
und Sittenbeamten. ۱ 

Ein der Polizei-Direktion außerdem noch zugewieſener Polizeikommiſſar der politiſchen 
Polizei ſteht direkt unter dem Regierungs-Präſidenten. 

Von den Polizeikommiſſaren haben 9 Reviere zu verwalten, 2 ſind bei der Kriminalpolizei 
tätig und je einer von den demnach verbleibenden 3 Polizeikommiſſaren hat neben Leitung der Sitten⸗ 
polizei oder Kontrolle der Geſindevermieter, Agenten ꝛc. oder Beaufſichtigung des öffentlichen Fuhr— 
weſens nach Anweiſung des Polizei-Inſpektors die Kontrolle des Nachtwachtdienſtes und des 
Tagesſtraßendienſtes der Schutzleute wahrzunehmen. 

Den größeren Revieren, die von Polizeikommiſſaren verwaltet werden, iſt auch je ein 
Schutzmannswachtmeiſter zugeteilt. Von den verbleibenden 3 Schutzmannswachtmeiſtern iſt einer im 
Kriminal⸗Polizeibüreau tätig, einer hat den Polizei-Inſpektor in ſeinen Büreaugeſchäften zu unter⸗ 
ſtützen und einer wird lediglich zur Kontrolle des Nachtwacht- und des Tagesdienſtes unter direkter 
Leitung des Polizei-Inſpektors verwendet, ſofern er nicht einen oder den andern erkrankten oder 
beurlaubten Schutzmannswachtmeiſter zu vertreten hat. 

Von den nach Abzug der Kriminal- und der Sittenſchutzleute verbleibenden 209 Schutzleuten 
wird 1 Schutzmann mit der Beaufſichtigung des öffentlichen Fuhrweſens und 1 Schutzmann mit 
dem du jour Dienſt im Polizeigeſchäftshauſe wie mit der Verwaltung der Kammerſachen der Schutz— 
mannſchaft beſchäftigt, während 2 Schutzleute ſelbſtändig die Reviere St. Albrecht und Althof-Strohdeich 
verwalten. 9 Schutzleute werden als Revierſchreiber beſchäftigt, ſo daß 196 Schutzleute zur Wahr⸗ 
nehmung des Tagesſtraßendienſtes und des Nachtwachtdienſtes übrig bleiben. 21 Schutzleute werden 
täglich auf die verſchiedenen Wachen kommandiert, auf denen ſie 24 Stunden zur Wahrnehmung 
des Poſtendienſtes von dort aus verbleiben müſſen. 75 Schutzleute ſtehen regelmäßig eine Woche 
hindurch im Nachtwachtdienſt, ſo daß mithin 100 Beamte in den 11 Revieren des Polizeibezirks für 
den Tagesdienſt zur Verfügung ſtehen würden, wenn nicht Vakanzen, Erkrankungen und Beurlaubungen 
dieſe Zahl zeitweiſe ſehr erheblich ſchmälerten. 

In Wahrnehmung der Hafenpolizei iſt dem Polizei-Präſidenten das Perſonal der Hafen⸗ 
Polizeiinſpektion und der Binnenlotſen direkt unterſtellt, über das ihm auch die Disziplinargewalt 
zuſteht. Für den Dienſtbetrieb der Strom- und Hafenpolizeiaufſeher iſt, abgeſehen von dem Hafenteil 
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Abteilung U: Sanitäts- und Veterinärſachen, Schankſachen, Ausländerſachen, Naturaliſationen, Angelegenheiten betreffend 
Heimatſcheine und Staatsangehörigkeitsausweiſe, Unterſtützungs- und Armenſachen, Beſcheinigungen nnd 
Beglaubigungen, Namensänderungen und Berichtigungen, Lebensrettungsſachen, Nachlaßſachen, Haltekinder⸗ 
kontrolle, Angelegenheiten betreffend die religiöſe Erziehung von Kindern aus gemiſchten Ehen, Schenkungen 
und Stiftungen. 
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zu Neufahrwaſſer, die tote Weichſel von Einlage bis Weichſelmünde in 5 Reviere geteilt, in dem je 
ein Strompolizeiaufſeher für die Aufrechterhaltung der Ordnung und des freien Verkehrs auf dem 
Strome und auf den beiden Ufern desſelben nach Maßgabe der hafenpolizeilichen Vorſchriften zu 
ſorgen hat. Hinſichtlich der Mottlau wie der Kanäle und Gräben, die mit dieſer innerhalb des 
Stadtbezirks in Verbindung ſtehen, fällt dieſelbe Aufgabe 4 Strompolizeiaufſehern zu, während 
1 Strompolizeiaufſeher den Hafeninſpektor in ſeinen Büreaugeſchäften unterſtützt, ſo daß letzterem 
mithin 10 Strompolizeiaufſeher unterſtehen, deren Dienſt er zu leiten und zu kontrollieren hat. 

Von den Binnenlotſen ſind 1 Oberlotſe und 9 Lotſen in Danzig ſtationiert. Sie haben ihre 
Station ſeit 1902 in demſelben Hauſe untergebracht, in dem ſich das Büreau des Hafeninſpektors 
befindet, was im dienſtlichen Intereſſe um ſo mehr erwünſcht war, da ſie neben ihrer Lotſentätigkeit 
zur Ausübung hafenpolizeilicher Funktionen, die ihnen vom Hafeninſpektor übertragen werden, ver— 
pflichtet find. Vordem hatten fie ihren Dienftraum in einer alten Hulk, die ſie zu dieſem Zwecke 
erworben hatten und die am Mottlauufer der langen Brücke lag. Bei den in Ausſicht ſtehenden 
hohen Koſten für Reparatur der Hulk zogen ſie es vor, dieſelbe zu verkaufen, wenngleich die Schuld, 
die ſie zum Erwerb derſelben machen mußten, noch nicht amortiſiert war und ſie ſo eine nicht 
unerhebliche Einbuße erlitten. Da in Rückſicht auf die Schiffahrt treibende Bevölkerung wie die an 
an der Schiffahrt und Flößerei mit ihren Intereſſen beteiligten Kaufleute und Gewerbetreibenden 
für die Unterbringung der Amtslokalitäten der Hafeninſpektion und der Binnenlotſen nur ein eng 
begrenztes Gebiet in Betracht kommt, ſo fällt es ſchwer, dieſe Lokalitäten in einigermaßen entſprechender 
Weiſe mit den Geldmitteln, die dafür bereit geſtellt werden können, zu beſchaffen. Es wäre deshalb dringend 
erwünſcht, daß die Verhandlungen, die wegen Erbauung eines Dienſtgebäudes für den Hafeninſpektor 
und die Binnenlotſen ſchweben, bald zu einem günſtigen Abſchluß gelangen möchten. Dem Lotfen- 
Kommandeur zu Neufahrwaſſer, der in ſeinem Amtsbezirk gleichzeitig die Geſchäfte des Hafen- 
inſpektors zu führen hat, ſind zur Wahrnehmung derſelben 1 Hafenamtsaſſiſtent, 3 Hafenpolizei⸗ 
aufſeher und 11 Binnenlotſen unterſtellt. Das ihm zugewieſene Seelotſenperſonal ſetzt ſich dagegen 
aus 1 Lotſenamts-Aſſiſtenten, 4 Oberlotſen und 20 Lotſen zuſammen. Nach Schmälerung der 
Befugniſſe des Polizei-Dirigenten bei Wahrnehmung der Hafenpolizei, die im Laufe der Jahre Bers 
beigeführt ijt, ſtehen der Lotſen-Kommandeur und das Seelotſenperſonal in dieſen ihren Amts⸗ 
ſtellungen direkt unter dem Regierungs-Präſidenten und ſie ſind dem Vertreter der Hafenpolizei⸗ 
behörde nur inſoweit unterſtellt, als ſie hafenpolizeiliche Befugniſſe ausüben. Bei dieſer Scheidung, 
die in der Praxis nicht leicht einzuhalten iſt, ſteht natürlich irgendwelche disziplinare Befugnis des 
Polizei-Dirigenten dem Seelotſenperſonal gegenüber nicht mehr in Frage. Ebenſo ſind die Quaran— 
täneanſtalt und der Hafenarzt der Hafenpolizeibehörde nicht unterſtellt, wenngleich dieſe nach den 
Beſtimmungen der Hafenpolizeiverordnung die entſcheidenden Entſchlüſſe, welche in unvorhergeſehenen 
Fällen die ſofortige Inbetriebſetzung derſelben notwendig machen, zu faſſen haben wird. 

Für das See, Binnenlotſen und Hafenpolizeiperſonal find in dem 1894 fertig geſtellten 
Neubau der Lotfenftation zu Neufahrwaſſer angemeſſene Dienſträume vorhanden. 

Bei dem dargelegten Umfange der Geſchäfte der Polizei-Direktion, der Zahl der ihr unter- 
ſtellten Beamten und dem dauernd geſteigerten Verkehr des Publikums bei der Behörde waren die 
Räumlichkeiten in dem Geſchäftshauſe Langgaſſe 25 mit Zubehör von Hundegaſſe 114 völlig unzu⸗ 
reichend geworden, denn die Baulichkeiten, die urſprünglich zur Aufnahme einer Patrizierfamilie be- 
ſtimmt waren, eigneten ſich ihrer ganzen Einteilung nach am allerwenigſten für Büreauzwecke 
einer großen Behörde. Sie waren dazu trotz mehrfacher Um- und Ergänzungsbauten nur dadurch 
verwendbar geworden, daß die verborgenſten Pfade und Treppen als Zugänge zu den verſchiedenen 
Bureaus benutzt wurden, die trotz künſtlicher Beleuchtung bei Tage von Uneingeweihten nicht ohne 
Gefahr paſſiert werden konnten wenngleich auch das Publikum teilweiſe auf dieſelben angewieſen 
war. Polizei-Práfident Heinſius hatte denn auch ſchon wiederholt auf die ungeſunde Beſchaffenheit 
verſchiedener Räume hingewieſen und die Errichtung eines Neubaues für die Polizei⸗Direktion als 
dringend notwendig beantragt. Es wurde deshalb auch von der Polizeibehörde als ein günſtiger 
Unnjtand angeſehen, wie der Kaiſerliche Poſtfiskus die in Rede ſtehenden Grundſtücke ankaufen wollte. 
Zur Einleitung der Verhandlungen war der damalige Staatsſekretär des Reichs-Poſtamts Stephan 
perſönlich herübergekommen und nach einer Beſprechung, an welcher der Ober-Präſident von Goßler 
teilnahm und die vornehmlich den Neubau des in der Langgaſſe belegenen Teiles des Haupt-Poſtamts 
betraf, entſchied der Reichsſtaatsſekretär ſich für den Ankauf des Polizeigeſchäftshauſes. Der Verkauf 
kam dann Ende 1894 zustande, nachdem die erforderlichen Mietsräume in den im Neubau begriffenen 
Häuſern Petershagen 35 und 36 Däer geſtellt waren. Am 1. Mai 1895 ſiedelte die Polizei⸗Direktion 
dann dorthin über gegen eine Jahresmiete von 11500 Mark. Für die zum Abbruch erworbenen 
Häuſer Langgaſſe 25 und Hundegaſſe 114 hatte der Preußiſche Fiskus 300 000 Mark erhalten. 

Der Neubau des Polizeigeſchäftshauſes verzögerte ſich, weil zunächſt der Platz für dasſelbe 
in Ausſicht genommen war, auf dem gegenwärtig die Neubauten der Reichsbank und der Land⸗ 
wirtſchaftlichen Darlehnskaſſe errichtet werden, deſſen Erwerbung an der Höhe der Koſten ſcheiterte. 
Es konnte nur ein erhebliches Terrain in Frage kommen, weil der Neubau eines Polizeigefängniſſes 
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erſt recht dringlich war und weil in dem Polizei-Geſchäftshauſe auch gleichzeitig die Büreaus Der 
Einkommenſteuer-Veranlagungs-Kommiſſion untergebracht werden mußten, die mit der Polizei⸗ 
Direktion in das Grundſtück Petershagen 36 verlegt waren. 

Nach dem Inkrafttreten des Einkommenſteuergeſetzes und des Gewerbeſteuergeſetzes vom 
24. Juni 1891 war der Polizei-Präſident zum Vorſitzenden der Einkommenſteuer-Veranlagungs⸗ 
Kommiſſion und zum Vorſitzenden der Gewerbeſteuerausſchüſſe der Klaſſen III und IV für den Stadt⸗ 
kreis Danzig ernannt worden, wie ihm denn auch ſchon nach dem Geſetz vom 1. Mai 1851, betreffend 
die Einführung einer Klaſſen- und klaſſifizierten Einkommenſteuer, der Vorſitz in der Einſchätzungs— 
Kommiſſion für die klaſſifizierte Einkommenſteuer übertragen worden war. 

Zur Bearbeitung der Geſchäfte der Einkommenſteuer-Veranlagungs-Kommiſſion und der 
beiden Gewerbeſteuerausſchüſſe ſind dem Vorſitzenden gegenwärtig 1 Regierungs-Aſſeſſor als deſſen 
Stellvertreter, wie 5 Steuerſekretäre, 3 Steuer-Supernumerare, 2 Kanzleibeamte, 4 Hilfsarbeiter und 
1 Bote zugewieſen. 

Die Voreinſchätzung für die Veranlagung wird in dem Voreinſchätzungsbezirk Danzig unter 
dem Vorſitz des Erſten Bürgermeiſters, deſſen Vertreter der jemalige Dezernent der ſtädtiſchen 
Steuerverwaltung iſt, bewirkt, wobei 28 Unterkommiſſionen mit 50 von der Regierung ernannten 
und 70 von der Stadtverordneten-Verſammlung gewählten Mitgliedern tätig ſind. Die Zahl der 
voreinzuſchätzenden Perſonen beläuft ſich auf 34 349. 

Die Einkommenſteuer-Veranlagungs⸗Kommiſſion ſetzt ſich aus 3 von der Regierung ernannten 
und 8 von der Stadtverordneten-Verſammlung gewählten Mitgliedern mit ebenſoviel Stellver— 
tretern zuſammen. 

Der Veranlagung für das Steuerjahr 1904 unterlagen: 16 Aktiengeſellſchaften, 3617 Cen- 
ſiten mit einem Einkommen von über 3000 Mark, 12929 Cenſiten mit einem Einkommen von 900— 
3000 Mark und 17803 Perſonen zu den fingierten Steuerſätzen von 2,40 und 4 Mark. 

Dem auf Grund des Ergänzungsſteuergeſetzes vom 14. Juli 1893 unter dem Vorſitz 
des Vorſitzenden der Veranlagungs-Kommiſſion gebildeten Schätzungsausſchuß gehören 2 von der 
Regierung ernannte und 2 von der Veranlagungs-Kommiſſion gewählte Mitglieder und ebenfoviel 
Stellvertreter an. Zur Ergänzungsſteuer ſind im Stadtbezirk 4652 Perſonen veranlagt. 

Die Steuerausſchüſſe der Gewerbeſteuerklaſſen III und IV ſetzen ſich aus dem Vorſitzenden 
und 11 reſpektive 15 von den Steuerpflichtigen der betreffenden Klaſſen gewählten Mitgliedern und 
der gleichen Zahl von Stellvertretern zuſammen. Zur Gewerbeſteuer ſind für das Steuerjahr 1905, 
in Klaſſe III 783, in Klaſſe IV 2174 Gewerbetreibende veranlagt. 

Bei den geſamten Steuerveranlagungen ziehen es die Cenſiten in immer wachſender Zahl 
vor, ihre Erklärungen und Wünſche mündlich anzubringen, was auch im Intereſſe einer glatten 
Geſchäftserledigung ſehr erwünſcht iſt, wozu aber unbedingt geeignete Lokalitäten für die vernehmenden 
Beamten und entſprechende Warteräume für das Publikum erforderlich ſind, welche letzteren in den 
bisherigen Mietsräumen gänzlich unzureichend waren. 

Der Neubau des Polizei-Geſchäftshauſes, der auf dem Gelände der ehemaligen Baſtion 
„Karren“ 1902 begonnen wurde und am 1. April 1905 von der Polizei-Direktion und der Einkommen- 
ſteuer-Veranlagungs-Kommiſſion bereits bezogen iſt, hilft nun allen dieſen Mängeln ab. Der 
umfangreiche Gebäudekomplex, deſſen mit einander verbundene Baulichkeiten in ihrer einfachen Olies 
derung eine vornehme Wirkung ausüben, fügt ſich in die alte Danziger Architektur würdig ein. 
Die geſchmackvolle und dem Zwecke entſprechende Einteilung und Einrichtung der inneren Räume 
bietet der Behörde ein Unterkommen, das auch weitgehenden Anſprüchen gerecht wird. ۱ 

Die Bauleitung war von ihrem Beginn an dem Regierungsbaumeiſter Klöppel unter Aufſicht 
des Baurats Muttray übertragen. Eine Beſchreibung der Baulichkeiten, die der Bauleiter auf mein 
Erſuchen gefertigt hat, iſt dieſer Schrift beigefügt. 

Zum Schluß will ich nicht unerwähnt laſſen, daß in dem umfangreichen Aktenmaterial, das 
ich zur Abfaſſung dieſer Arbeit durchforſchte, ich keinen Anhalt dafür gefunden habe, daß das Verhältnis 
zwiſchen der Stadtverwaltung und der Polizeibehörde auch nach völliger Loslöſung derſelben vom Stadt⸗ 
regiment im Jahre 1814 jemals getrübt geweſen wäre. Es iſt deshalb anzunehmen, daß die 
Inſtruktion, welche König Friedrich Wilhelm III. dem Polizei-Präſidenten zu Danzig mit Bezug 
hierauf in jenem Jahre erteilte, dauernd ihre Wirkung nicht verfehlt hat, weshalb ich mit ihrem 
Wortlaut ende: 

„So wie es auf der einen Seite die unerläßliche Pflicht des Polizei-Präſidenten 
iſt, zweckmäßige Polizeianſtalten in Antrag zu bringen, ſo darf er doch nicht Forderungen 
machen, welche die Kräfte der Stadt-Kaſſe überſchreiten, er muß vielmehr über die Aus⸗ 
führbarkeit und die Mittel hierzu mit dem Magiſtrat concertiren, auch überhaupt die zur 

Beförderung des Gemeinweſens durchaus nothwendige Harmonie joy viel als möglich zu 

cultiviren ſuchen.“ j 91775 9 1 
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wurden hat einen Flächeninhalt von ca. 6000 qm. Es bildet eine ſelbſtſtändige Parzelle, 
welche von den Straßen Karrenwall und Reitbahn einerſeits, verlängerte Hundegaſſe und desgl. 
Vorſtädtiſchen Graben andererſeits begrenzt wird und gehört zu dem erſt in jüngſter Zeit der 
Bebauung durch Beſeitigung der Feſtungswälle aufgeſchloſſenem Wallterrain. Hieraus ergaben ſich, 
da im weſentlichen aufgeſchütteter Boden vorlag, ſehr ſchwierige Fundierungsverhältniſſe für die 
Neubauten, welche noch dadurch beſonders erſchwert wurden, daß ſich quer durch das Grundſtück in 
beträchtlicher Tiefe die Fundamente der mittelalterlichen Stadtbefeſtigung mit dem alten Karrentor 
in der Mitte hinzogen. Zur Gewinnung eines gleichmäßigen, tragfähigen Baugrundes mußten dieſe 
bis auf eine Tiefe von 6,00 Mtr. entfernt und Sandſchüttungen von 2—3 Mtr. Höhe aufgebracht 
werden; auf dieſe wurden dann die Fundamente aus Beton mit Eiſeneinlagen aufgeſetzt. 

Erforderlich waren für die Polizeidirektion außer den eigentlichen Dienſträumen, eine 
Wohnung für den Polizeipräſidenten und ein Polizeigefängnis. Dieſe 3 Raumgruppen find in 
3 getrennten Gebäuden untergebracht worden, derart daß ſich das Hauptdienſtgebäude ziemlich genau 
nach Weſten in einer Frontlänge von 86 Mtr. am Karrenwall erſtreckt, der einen Teil der großen 
vom Hauptbahnhof kommenden Wallſtraße bildet, während das Wohngebäude an der breiten mit 
Mittelpromenade geſchmückten verlängerten Hundegaſſe angeordnet wurde und das Gefängnis an der 
entgegengeſetzten Seite des Grundſtücks, dem 15 Mtr. breiten verlängerten Vorſtädtiſchen Graben 
liegt. ohn⸗ und Gefängnisgebäude find mit dem 1. Stock bezw. Erdgeſchoß des Hauptgebäudes 
durch Verbindungsgänge verbunden, welche von gewölbten Bogen getragen werden, in denen ſchmiede⸗ 
eiſerne Gittertore die Abſchlüſſe des Grundſtücks nach den Seiten bilden. Nach hinten iſt dasſelbe 
durch eine maſſive Mauer abgeſchloſſen, in deren Mitte eine Einfahrt angeordnet iſt, die durch zwei 
Torhäuſer flankiert wird, von denen das eine als Remiſe für den Gefangenentransportwagen, das 
andere als Gartenhaus für den Garten des Polizeipräſidenten dient. Dieſer Garten nimmt die 
linke Hälfte der verbleibenden Grundſtücksfläche ein, während auf der rechten außer einen kleinen 
Garten für die Dienſtwohnung des Oberaufſehers ein Spazierhof für Gefangene angelegt iſt. Das 
Hauptgebäude iſt nach vorn und den Seiten durch einen 4 Mtr. breiten Vorgarten umſchloſſen. Die 
Grundſtücksaufteilung ſieht für das Dienſtgebäude eine Vergrößerung durch Verlängerung ſeines 
Mittelbaus nach hinten vor. 

Das vollſtändig unterkellerte Hauptgebäude enthält 4 Stockwerke, Sockelgeſchoß, Erdgeſchoß, erſter 
und zweiter Stock, mit Höhen von 3,60, 4,00, 4,50 und 3,60 mtr. Es beſteht aus einem Mittelbau 
und 2 Flügeln, welche ſich beide an den äußeren Seiten nach rückwärts fortſetzen. Die im Anſchluß 
an die Formen der Danziger Spätrenaiſſance ausgebildete Faſſadengliederung erfolgte an der Vorder⸗ 
und Hinterfaſſade durch einen Mittel- und je drei Seitengiebel und an den Seiten gleichfalls durch 
je einen Giebel, welche ſämtlich in Form von Zwerchhäuſern auf das unter dem 2. Stock angeordnete 
Hauptgeſims heruntergezogen ſind. Außerdem flankieren den Mittelbau nach vorn noch 2 kleine 
Turmanbauten und tragen die Flügel kupferne Dachreiter. Als Material wurde für die Architektur⸗ 
teile ſchleſiſcher Sandſtein aus dem Bruche in Plagwitz bei Löwenberg, für die Flächen einheimiſche 
Handſtrichziegel und als Dachbedeckung Marienburger Mönch und Nonnen verwendet, ſämtliche 
Turmhauben ſind in Kupfer eingedeckt. 

Man betritt das Hauptgebäude in ſeiner Mittelaxe vom Karrenwall her durch das ganz 
aus Sandſtein hergeſtellte mit dem preußiſchen Adler geſchmückte Hauptportal. Es iſt hier eine 
durch Sockel- und Erdgeſchoß reichende Eingangshalle, welche die zweiſeitig angelegte Aufgangstreppe 
zu letzterem enthält, angeordnet, dieſelbe iſt durch ein ſich nach der Mittelhalle des Erdgeſchoſſes von 
Granitſäulen getragen fortſetzendes Tonnengewölbe überdeckt, das ebenſo wie die Stirnwände reichere 
farbige Behandlung erfahren hat Im Erdgeſchoß ſchließt ſich hieran die Haupttreppe, die bis ins 
2. Stockwerk führt und von hier noch eine Fortſetzung zu den Räumen des ausgebauten Teils vom 
Dach des Mittelbaus hat. Die in den Flügeln angeordneten Nebentreppen führen beide vom Keller 
bis zum Dachboden. Mit Ausnahme der Eingangshalle und dem Abſchluß des Haupttreppenhauſes 
im 2. Stock iſt die Behandlung des Inneren eine einfache, im weſentlichen nur belebt durch die Wahl 
der Farben. Die mit Tonnengewölbe überdeckten Flure haben Fußbodenbelag von blauen Granit- 
linoleum mit desgl. roten Randſtreifen, Wand und Decke ſind in einem blaugrauen Ton in Tupf⸗ 
manier gehalten, zu welchen die roten Türen mit ihren gezogenen grauen Umrahmungen einen 
kräftigen Gegenſatz bilden. Der Fußboden der Dienſträume iſt mit grünem einfarbigen Linoleum 
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belegt, während die Wände Leimfarbenanſtrich in wechſelnden Tönen erhalten haben und die Türen 

wie ſämtliche Möbel gleichfalls rot find. Der Sitzungsſaal und das Amtszimmer des Polizeipräſidenten 

ſollen bei Feſtlichkeiten des letzteren in Verbindung mit der Dienſtwohnung benutzt werden können. 

Sie ſind deshalb im linken äußerſten Flügel untergebracht und haben ebenſo wie der Verbindungs— 

gang zum Wohnhaus eine entſprechende Ausbildung erfahren, der erſtere durch eine reichere ornamentale 

Decke in Antragarbeit, Holzpaneel an den Wänden und farbige Verglaſung der Fenſter, das Amtszimmer 

durch eine gezogene Decke mit farbiger Behandlung und ähnlich der Verbindungsgang. 

Die Dienſträume ſind auf die einzelnen Stockwerke wie folgt verteilt: 

Sotkelgeſchoß: Kriminalpolizei, Einwohnermeldeamt und Paßbüreau, Wachtſtube und Schlafraum der 
Schutzmannſchaft, Dienſtwohnung für den Hausinſpektor und den Heizer. 

Erdgeſchoß: Abteilung I Straf- Gefinde- Fundſachen, Führungsatteſte pp. Polizeikaſſe. Abteilung III 
Militär⸗Gebäudeſteuer⸗ Schulſtrafſachen pp. 

Grier Stock: Abteilung V. VI Veterinär- und Sanitätspolizei, Armen-Unterſtützungs⸗ Ausländer-, 
und Schankſachen. Abteilung II Baus, Unfall, Kranken⸗ und Sterbekaſſen-, Gewerbes, 
Schiffahrts⸗, Invaliditäts⸗ und Altersverſicherungsangelegenheiten. Abteilung IV Polizei⸗ 
präſident u. Sitzungsſaal. 

Zweiter Stock: Polizeiinſpektion, Kanzlei, Einkommenſteuerveranlagung, Polizeibauinſpektion, 

Das Gebäude wird erwärmt durch eine im Keller des Mittelbaues angelegte Centralheizung 
mit einem ſchmiedeeiſernen Niederdruckdampfkeſſel zur Heizung der Korridore und Treppenhäuſer 
und 3 gußeiſernen Warmwaſſer⸗Gliederkeſſel zur Heizung der Dienſträume. Beſondere Luft- Bue 
und Abführung iſt nur für die frequentierteſten Räumlichkeiten vorgeſehen. Die Beleuchtung geſchieht 
für ſämtliche Räume durch Gasglühlicht. 


Das Wohngebäude iſt in den gleichen Materialien wie das Hauptgebäude errichtet und 
durch zwei Giebel und einen Erkeranbau über den Haupteingang an der verlängerten Hunde— 
gaſſe belebt. Es enthält ein Sockelgeſchoß, Erdgeſchoß und 1 Stock. In erſterem ſind die Küche, 
Geſindeſtube und Wirtſchaftsräume untergebracht. Im Erdgeſchoß liegt das Zimmer des Herrn, der 
Salon, Wohn- und Speiſezimmer, letztere ſind durch eine Glaswand getrennt und können für Sez 
ſellſchaftszwecke in einen Raum zuſammengezogen werden. Im erſten Stock befinden ſich weitere 
5 Räume mit Zubehör, außerdem ſind noch 3 heizbare Dachkammern vorhanden. Die Verbindung 
zwiſchen den Hauptſtockwerken und nach dem Hauptgebäude wird durch eine kleine Diele gebildet, 
welche die in Eichenholz geſchnitzte Treppe aufnimmt und durch Deckenmalerei ſowie das farbige 
ornamentale Fenſter geſchmückt iſt. In ähnlicher Weiſe ſind die Haupträume des Erdgeſchoßes durch 
farbige Behandlung bezw. Holztäfelung u. ſ. w. ausgeſtattet. Der Erker im erſten Stock iſt im 
Innern durch Delfter Kacheln aus dem 17. Jahrhundert bekleidet, die von einem während der 
Bauzeit abgebrochenen alten Danziger Hauſe ſtammen. Die Verbindung nach dem Garten 
bildet ein Altan an der Oſtſeite mit Treppenaufgang. Das Gebäude wird durch Ceutralheizung 
(1 gußeiſerner Warmwaſſerkeſſel) erwärmt, außerdem ijt eine centrale Warmwaſſerbereitung 
in Verbindung mit der Küchenfeuerung angelegt, welche ſämtliche Stockwerke ſpeiſt. 

Das Gefängnis, welches von der Torbogeneinfahrt am verlängerten Vorſtädtiſchen Graben 
aus zugänglich iſt, wurde gänzlich aus Ziegelſteinen ausgeführt und erhält ſeine Belebung durch 
Blendenanordnungen mit wedjelnden Putzflächen. Es enthält außer dem Keller mit der Heizung 
und Zellen für Betrunkene, das Erdgeſchoß mit den Aufnahmeräumen und einer Dienſtwohnung 
für den Oberaufſeher ſowie im 1. Stock die Sittenabteilung, von der aus die Verbindung mit 
dem Hauptgebäude vorhanden iſt, dann folgen 3 je 3,10 Mtr. hohe Zellengeſchoſſe, die 2 unteren 
für männliche das oberſte für weibliche Gefangene, mit zuſammen 50 Einzelzellen und 3 Zellen für 
gemeinſame Haft, ſodaß im Ganzen 77 Gefangene untergebracht werden können. Die Einzelzellen 
haben eine Breite von 1,10 Mtr. Ihre Ausſtattung beſteht aus einer Klappbettſtelle, Klapptiſch, 
Schemel, Leibſtuhl und Hakenbord. Die Fenſter ſind mit Blendenvorrichtungen verſehen, welche 
jeden Ausblick unmöglich machen. Der Fußboden beſteht aus Asphalt. In den Zellengeſchoſſen ſind 
außerdem Räume für die Aufſeher, Bade- und Spüleinrichtungen ſowie eine kleine Kochküche vorge— 
ſehen. Im Dachboden befinden ſich dann noch die Waſchküche und das photographiſche Atelier 
für Aufnahmen nach dem Syſtem Bertillon. Entſprechend der Trennung der Geſchlechter ſind 
2 vom Keller bis zum Dachboden durchgehende Treppen vorhanden. Das Gebäude wird mittelſt 
einer Mitteldruckwarmwaſſerheizung durch 2 gußeiſerne Gliederkeſſel erwärmt. 


Die Geſamtkoſten der Bauanlagen der 3 Gebäude betragen einſchließlich Grunderwerb, 
künſtlicher Fundierung und innerer Einrichtung 1033 578 Mark. 
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errichtet wurden hat einen Flächeninhalt von ea. 6000 qm. Es bildet eine ſelbſtſtändige Parzelle, 
welche von den Straßen Karrenwall und Reitbahn einerſeits, verlängerte Hundegaſſe und desgl. 
Vorſtädtiſchen Graben andererſeits begrenzt wird und gehört zu dem erſt in jüngſter Zeit der 
Bebauung durch Beſeitigung der Feſtungswälle aufgeſchloſſenem Wallterrain. Hieraus ergaben ſich, 
da im weſentlichen aufgeſchütteter Boden vorlag, ſehr ſchwierige Fundierungsverhältniſſe für die 
Neubauten, welche noch dadurch beſonders erſchwert wurden, daß ſich quer durch das Grundſtück in 
beträchtlicher Tiefe die Fundamente der mittelalterlichen Stadtbefeſtigung mit dem alten Karrentor 
in der Mitte hinzogen. Zur Gewinnung eines gleichmäßigen, tragfähigen Baugrundes mußten dieſe 
bis auf eine Tiefe von 6,00 Mtr. entfernt und Sandſchüttungen von 2—3 Mtr. Höhe aufgebracht 
werden; auf dieſe wurden dann die Fundamente aus Beton mit Eiſeneinlagen aufgeſetzt. 

Erforderlich waren für die Polizeidirektion außer den eigentlichen Dienſträumen, eine 
Wohnung für den Polizeipräſidenten und ein Polizeigefängnis. Dieſe 3 Raumgruppen ſind in 
3 getrennten Gebäuden untergebracht worden, derart daß ſich das Hauptdienſtgebäude ziemlich genau 
nach Weſten in einer Frontlänge von 86 Mtr. am Karrenwall erſtreckt, der einen Teil der großen 
vom Hauptbahnhof kommenden Wallſtraße bildet, während das Wohngebäude an der breiten mit 
Mittelpromenade geſchmückten verlängerten Hundegaſſe angeordnet wurde und das Gefängnis an der 
entgegengeſetzten Seite des Grundſtücks, dem 15 Mtr. breiten verlängerten Vorſtädtiſchen Graben 
liegt. Wohn⸗ und Gefängnisgebäude find mit dem 1. Stock bezw. Erdgeſchoß des Hauptgebäudes 
durch Verbindungsgänge verbunden, welche von gewölbten Bogen getragen werden, in denen ſchmiede— 
eiſerne Gittertore die Abſchlüſſe des Grundſtücks nach den Seiten bilden. Nach hinten iſt dasſelbe 
durch eine maſſive Mauer abgeſchloſſen, in deren Mitte eine Einfahrt angeordnet iſt, die durch zwei 
Torhäuſer flankiert wird, von denen das eine als Remiſe für den Gefangenentransportwagen, das 
andere als Gartenhaus für den Garten des Polizeipräſidenten dient. Dieſer Garten nimmt die 
linke Hälfte der verbleibenden Grundſtücksfläche ein, während auf der rechten außer einen kleinen 
Garten für die Dienſtwohnung des Oberaufſehers ein Spazierhof für Gefangene angelegt iſt. Das 
Hauptgebäude iſt nach vorn und den Seiten durch einen 4 Mtr. breiten Vorgarten umſchloſſen. Die 
Grundſtücksaufteilung ſieht für das Dienſtgebäude eine Vergrößerung durch Verlängerung ſeines 
Mittelbaus nach hinten vor. 

Das vollſtändig unterkellerte Hauptgebäude enthält 4 Stockwerke, Sockelgeſchoß, Erdgeſchoß, erſter 
und zweiter Stock, mit Höhen von 3,60, 4,00, 4,50 und 3,60. mtr. Es beſteht aus einem Mittelbau 
und 2 Flügeln, welche ſich beide an den äußeren Seiten nach rückwärts fortſetzen. Die im Anſchluß 
an die Formen der Danziger Spätrenaiſſance ausgebildete Faſſadengliederung erfolgte an der Vorder— 
und Hinterfaſſade durch einen Mittel- und je drei Seitengiebel und an den Seiten gleichfalls durch 
je einen Giebel, welche ſämtlich in Form von Zwerchhäuſern auf das unter dem 2. Stock angeordnete 
Hauptgeſims heruntergezogen ſind. Außerdem flankieren den Mittelbau nach vorn noch 2 kleine 
Turmanbauten und tragen die Flügel kupferne Dachreiter. Als Material wurde für die Architektur⸗ 
teile ſchleſiſcher Sandſtein aus dem Bruche in Plagwitz bei Löwenberg, für die Flächen einheimiſche 
Handſtrichziegel und als Dachbedeckung Marienburger Mönch und Nonnen verwendet, ſämtliche 
Turmhauben ſind in Kupfer eingedeckt. 

Man betritt das Hauptgebäude in ſeiner Mittelaxe vom Karrenwall her durch das ganz 
aus Sandſtein hergeſtellte mit dem preußiſchen Adler geſchmückte Hauptportal. Es iſt hier eine 
durch Sockel⸗ und Erdgeſchoß reichende Eingangshalle, welche die zweiſeitig angelegte Aufgangstreppe 
zu letzterem enthält, angeordnet, dieſelbe iſt durch ein ſich nach der Mittelhalle des Erdgeſchoſſes von 
Granitſäulen getragen fortſetzendes Tonnengewölbe überdeckt, das ebenſo wie die Stirnwände reichere 
farbige Behandlung erfahren hat Im Erdgeſchoß ſchließt ſich hieran die Haupttreppe, die bis ins 
2. Stockwerk führt und von hier noch eine Fortſetzung zu den Räumen des ausgebauten Teils vom 
Dach des Mittelbaus hat. Tie in den Flügeln angeordneten Nebentreppen führen beide vom Keller 
bis zum Dachboden. Mit Ausnahme der Eingangshalle und dem Abſchluß des Haupttreppenhauſes 
im 2. Stock iſt die Behandlung des Inneren eine einfache, im weſentlichen nur belebt durch die Wahl 
der Farben. Die mit Tonnengewölbe überdeckten Flure haben Fußbodenbelag von blauen Granit⸗ 
linoleum mit desgl. roten Randſtreifen, Wand und Decke ſind in einem blaugrauen Ton in Tupf⸗ 
manier gehalten, zu welchen die roten Türen mit ihren gezogenen grauen Umrahmungen einen 
kräftigen Gegenſatz bilden. Der Fußboden der Dienſträume iſt mit grünem einfarbigen Linoleum 


4)" Grundſtück auf welchem die Gebäude für die Polizeidirektion während der Jahre 190205 
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belegt, während die Wände Leimfarbenanſtrich in wechſelnden Tönen erhalten haben und die Türen 
wie ſämtliche Möbel gleichfalls rot ſind. Der Sitzungsſaal und das Amtszimmer des Polizeipräſidenten 
ſollen bei Feſtlichkeiten des letzteren in Verbindung mit der Dienſtwohnung benutzt werden können. 
Sie ſind deshalb im linken äußerſten Flügel untergebracht und haben ebenſo wie der Verbindungs- 
gang zum Wohnhaus eine entſprechende Ausbildung erfahren, der erſtere durch eine reichere ornamentale 
Decke in Antragarbeit, Holzpaneel an den Wänden und farbige Verglaſung der Fenſter, das Amtszimmer 
durch eine gezogene Decke mit farbiger Behandlung und ähnlich der Verbindungsgang. 
Die Dienſträume ſind auf die einzelnen Stockwerke wie folgt verteilt: 


Sotzelgeſchoß: Kriminalpolizei, Einwohnermeldeamt und Paßbüreau, Wachtſtube und Schlafraum der 
Schutzmannſchaft, Dienſtwohnung für den Hausinſpektor und den Heizer. 

Erdgeſchoß: Abteilung I Straf- Gefinde- Fundſachen, Führungsatteſte pp. Polizeikaſſe. Abteilung III 
Militär⸗Gebäudeſteuer-Schulſtrafſachen pp. 

6:1٤٤ Stok: Abteilung V. VI Veterinär- und Sanitätspolizei, Armen⸗Unterſtützungs⸗ Ausländer-, 
und Schankſachen. Abteilung II Baus, Unfall», Kranken⸗ und Sterbekaſſen⸗, Gewerbe⸗, 
Schiffahrts⸗, Invaliditäts⸗ und Altersverſicherungsangelegenheiten. Abteilung IV Bolizeis 
präſident u. Sitzungsſaal. 

Zweiter Stock: Polizeiinſpektion, Kanzlei, Einkommenſteuerveranlagung, Polizeibauinſpektion, 


Das Gebäude wird erwärmt durch eine im Keller des Mittelbaues angelegte Centralheizung 
mit einem ſchmiedeeiſernen Niederdruckdampfkeſſel zur Heizung der Korridore und Treppenhäuſer 
und 3 gußeiſernen Warmwaſſer⸗Gliederkeſſel zur Heizung der Dienſträume. Beſondere Luft- Zus 
und Abführung iſt nur für die frequentierteſten Räumlichkeiten vorgeſehen. Die Beleuchtung geſchieht 
für ſämtliche Räume durch Gasglühlicht. 

Das Wohngebäude iſt in den gleichen Materialien wie das Hauptgebäude errichtet und 
durch zwei Giebel und einen Erkeranbau über den Haupteingang an der verlängerten Hunde— 
gaſſe belebt. Es enthält ein Sockelgeſchoß, Erdgeſchoß und 1 Stock. In erſterem ſind die Küche, 
Geſindeſtube und Wirtſchaftsräume untergebracht. Im Erdgeſchoß liegt das Zimmer des Herrn, der 
Salon, Wohn- und Speiſezimmer, letztere ſind durch eine Glaswand getrennt und können für Ge— 
ſellſchaftszwecke in einen Raum zuſammengezogen werden. Im erſten Stock befinden ſich weitere 
5 Räume mit Zubehör, außerdem ſind noch 3 heizbare Dachkammern vorhanden. Die Verbindung 
zwiſchen den Hauptſtockwerken und nach dem Hauptgebäude wird durch eine kleine Diele gebildet, 
welche die in Eichenholz geſchnitzte Treppe aufnimmt und durch Deckenmalerei ſowie das farbige 
ornamentale Fenſter geſchmückt iſt. In ähnlicher Weiſe ſind die Haupträume des Erdgeſchoßes durch 
farbige Behandlung bezw. Holztäfelung u. ſ. w. ausgeſtattet. Der Erker im erſten Stock iſt im 
Innern durch Delfter Kacheln aus dem 17. Jahrhundert bekleidet, die von einem während der 
Bauzeit abgebrochenen alten Danziger Hauſe ſtammen. Die Verbindung nach dem Garten 
bildet ein Altan an der Oſtſeite mit Treppenaufgang. Das Gebäude wird durch Centralheizung 
(1 gußeiſerner Warmwaſſerkeſſel) erwärmt, außerdem iſt eine centrale Warmwaſſerbereitung 
in Verbindung mit der Küchenfeuerung angelegt, welche ſämtliche Stockwerke ſpeiſt. 


Das Gefängnis, welches von der Torbogeneinfahrt am verlängerten Vorſtädtiſchen Graben 
aus zugänglich iſt, wurde gänzlich aus Ziegelſteinen ausgeführt und erhält ſeine Belebung durch 
Blendenanordnungen mit wechſelnden Putzflächen. Es enthält außer dem Keller mit der Heizung 
und Zellen für Betrunkene, das Erdgeſchoß mit den Aufnahmeräumen und einer Dienſtwohnung 
für den Oberaufſeher ſowie im 1. Stock die Sittenabteilung, von der aus die Verbindung mit 
dem Hauptgebäude vorhanden iſt, dann folgen 3 je 3,10 Mtr. hohe Zellengeſchoſſe, die 2 unteren 
für männliche das oberſte für weibliche Gefangene, mit zuſammen 50 Einzelzellen und 3 Zellen für 
gemeinſame Haft, ſodaß im Ganzen 77 Gefangene untergebracht werden können. Die Einzelzellen 
haben eine Breite von 1,10 Mtr. Ihre Ausſtattung beſteht aus einer Klappbettſtelle, Klapptiſch, 
Schemel, Leibſtuhl und Hakenbord. Die Fenſter ſind mit Blendenvorrichtungen verſehen, welche 
jeden Ausblick unmöglich machen. Der Fußboden beſteht aus Asphalt. In den Zellengeſchoſſen ſind 
außerdem Räume für die Aufſeher, Bade- und Spüleinrichtungen ſowie eine kleine Kochküche vorge— 
ſehen. Im Dachboden befinden ſich dann noch die Waſchküche und das photographiſche Atelier 
für Aufnahmen nach dem Syſtem Bertillon. Entſprechend der Trennung der Geſchlechter ſind 
2 vom Keller bis zum Dachboden durchgehende Treppen vorhanden. Das Gebäude wird mittelſt 
einer Mitteldruckwarmwaſſerheizung durch 2 gußeiſerne Gliederkeſſel erwärmt. 


Die Geſamtkoſten der Bauanlagen der 3 Gebäude betragen einſchließlich Grunderwerb, 
künſtlicher Fundierung und innerer Einrichtung 1033 578 Mark. 
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